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1. Management Summary

Anlasslich der Landratssitzung vom 16. Mai 2013 wurde die Hauptvorlage zur Reform der berufli-
chen Vorsorge des Personals des Kantons Basel — Landschaft (LRV 2012-176) vom Landrat be-
schlossen und dem Behdrdenreferendum uberwiesen. Das Volk wird nun an der Urne Uber die
Ausfinanzierung des Fehlbetrages der Basellandschaftlichen Pensionskasse (BLPK) in der Hohe
von CHF 2.3 Mia. (Stand 31. Dezember 2011) abstimmen. Von der Reform der BLPK ist aber nicht
nur der Kanton, sondern Uber 200 weitere angeschlossene Arbeitgebende betroffen.

Der Ausfinanzierungsplan des Kantons sieht vor, den auszufinanzierenden Betrag als Forderung
gegeniber der Pensionskasse anzuerkennen und diesen in spatestens 10 Jahren ab Inkrafttreten
des Pensionskassengesetzes und —dekrets in Teilschritten zu amortisieren. Die Forderung wird mit
dem technischen Zinssatz der BLPK verzinst.

Fur alle anderen angeschlossenen Arbeitgebenden gilt grundséatzlich derselbe Ausfinanzierungs-
plan wie beim Kanton. Davon abweichend kénnen sie mit der BLPK aber auch eine Amortisation
der Forderung in jahrlichen Raten, verzinst mit dem technischen Zinssatz der BLPK, fiir eine Dauer
von hdchstens 40 Jahren ab Inkrafttreten des Pensionskassengesetzes und —dekrets vereinbaren.

Da die Forderung der BLPK gegeniber den angeschlossenen Arbeitgebenden vorsorgerechtlich
eine Anlage beim Arbeitgebenden darstellt, ist eine Sicherung der Forderung notwendig. Jene Ar-
beitgebende, welche ihre Forderung nicht durch eine sofortige Einmalzahlung am Vortag vor In-
krafttreten des Pensionskassengesetzes und —dekrets begleichen, kénnen als Alternative nur das
Forderungsmodell wahlen. Und dieses wiederum bedingt, dass wie bereits erwahnt eine Garantie
zur Sicherung der Forderung vorhanden sein muss. Kanton und alle Einwohnergemeinden sind
garantiefahig, d.h. sie kénnen die fir die Sicherung der Forderung bei den Ubrigen angeschlosse-
nen Arbeitgebenden nétigen Garantien sprechen.

Aus diesem Grund wurden die der BLPK angeschlossenen Arbeitgebenden in 6 Kategorien einge-
teilt, der Kanton prift die Ubernahme der Garantien, wo nétig, aus den Kategorien 2 (Beteiligun-
gen), 5 (Institutionen mit Leistungsauftrag BL) und fur Teile der Arbeitgebenden (Landeskirchen
und Kirchgemeinden) aus Kategorie 6 (Institutionen ohne Leistungsauftrag BL).

Wie der Kanton eine Garantie fur Arbeitgebende abgibt, welche mit ihm finanziell oder wirtschaftlich
eng verbunden sind oder die eine Aufgabe im offentlichen Interesse des Kantons verfolgen, so
wird von den Einwohnergemeinden erwartet, dass sie fur die Forderungen gegentuber den mit
ihnen verbundenen Arbeitgebenden garantieren. Eine formelle rechtliche Verpflichtung der Ein-
wohnergemeinden zur Ubernahme einer Garantenstellung wird aber mit der vorliegenden Reform
nicht eingefihrt.

Fir die Umsetzung von § 18 des Pensionskassengesetzes und die Ausfinanzierung der BLPK auf
100 Prozent braucht es fur jeden Arbeitgebenden (ausser Kanton und Einwohnergemeinden), wel-
che die Forderung nicht mit einer sofortigen Einmalzahlung begleicht, eine Garantie gemass
Art. 58 BVV 2. Ziel dieser Vorlage ist es nun, die Umsetzung dieser Garantieleistungen aus Kan-
tonssicht zu erlautern.

Die in dieser Landratsvorlage vorgeschlagene Lésung bedeuteten fir den Kanton (Stand 31. De-
zember 2011) die Aufnahme von Eventualverbindlichkeiten in der Hohe von CHF 205 Mio., Ver-
bindlichkeiten aufgrund sofort zu zahlender Darlehen an Arbeitgebende wegen nicht vorhandenen
Mitteln zur Aufnahme der Forderung in deren Bilanz in der H6he von insgesamt CHF 321 Mio. so-
wie Darlehen fiir das erste Jahr nach Inkrafttreten des Pensionskassengesetzes und —dekrets fur
Arbeitgebende aufgrund fehlender Mittel zur Zahlung der Annuitat* in der Hohe von CHF 16 Mio.

! Vgl. Erlauterungen zu den Modellannahmen unter Kapitel 5.5
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2. Landratsvorlage zur Reform der beruflichen Vorsorge des Personals des Kan-
tons Basel- Landschaft (LRV 2012-176)

Die Hauptvorlage wurde anlasslich der 2. Lesung am 16. Mai 2013 vom Parlament dem Behorden-
referendum unterstellt, somit wird das Baselbieter Volk an 22. September 2013 lUber die Umset-
zung der Vorlage entscheiden.

Ziele der Vorlage sind die Schaffung einer nachhaltigen finanziellen Grundlage fur die BLPK durch
deren Ausfinanzierung, der Wechsel vom Leistungs- zum Beitragsprimat zur Anpassung der beruf-
lichen Vorsorge an die neuen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Verhaltnisse sowie die An-
passungen an die Anderung des Bundesgesetzes (iber die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und
Invalidenvorsorge (BVG) durch Umwandlung in eine selbstandige 6ffentlich-rechtliche Anstalt mit
eigener Rechtspersonlichkeit.

Die Hohe des auszufinanzierenden Betrages der BLPK per Stichtag 31. Dezember 2011 betragt
insgesamt CHF 2'320 Mio. Dieser Betrag setzt sich aus folgenden Komponenten zusammen:

Tabelle 1: Zusammensetzung des auszufinanzierenden Betrags der Gesamtkasse per
31. Dezember 2011 in Mio. CHF (VZ 2010 / 3.0 Prozent, Riucktrittsalter 65, ohne AHV-
Uberbriickungsrente)

Versicherungstechnischer Fehlbetrag Leistungsprimat Dekret 1'569.1
Kosten de; Wech;els der versicherungstechnischen Grundlagen® und der Senkung 4142
des technischen Zinssatzes von 4.0 auf 3.0 Prozent (nur Rentner)

Kapitalisierung der heute im Umlageverfahren finanzierten Rententeuerung 137.4
Kosten Besitzstandsregelung Primatwechsel® 199.4
Total auszufinanzierender Betrag Stichtag 31. Dezember 2011 2'320.1

Zu beachten ist, dass der mit Inkrafttreten des neuen Pensionskassengesetzes massgebende Be-
trag je nach Entwicklung der Anlagemarkte in den Jahren 2012 bis 2013 hoher oder tiefer ausfallen
kann.

Im Zusammenhang mit der Ausfinanzierung der BLPK und der damit zusammenhangenden The-
matik des Forderungsmodells braucht es Vorgaben zur Umsetzung des Bereichs Garantien, wie
sie unter § 18 des Pensionskassengesetzes genannt werden.*

3. Teilprojekt Garantieleistungen

3.1. Inhalt der Vorlage

Die Vorlage zeigt die Mdglichkeiten zur Ausfinanzierung fur alle der BLPK angeschlossenen Ar-
beitgebenden auf. Konkret geht es dabei um die sofortige Begleichung der Schuld per Stichtag,
definiert als Vortag vor Inkrafttreten des neuen Pensionskassengesetzes- und Dekrets, oder Mit-
tels Forderungsmodell. Mit dieser Vorlage soll unter anderem dargelegt werden, weshalb fir die

% Fir den Wechsel der versicherungstechnischen Grundlagen wurde eine Riickstellung gebildet, welche aufgeldst wird,
aber nicht ganz ausreicht um die Kosten des Grundlagenwechsels zu decken.

3 Besitzstandseinlage nach Verrechnung mit freiwerdenden Riickstellungen fiir die aktiven Versicherten fiir den Grundla-
genwechsel von CHF 162 Mio. (Besitzstandseinlage vor Verrechnung CHF 361.4 Mio.).

4 Vgl. Anhang 7: Wesentliche gesetzliche Grundlagen aus der Vorlage 2012-176
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Ausfinanzierung mittels eines Forderungsmodells eine Garantie nétig ist und welche Konsequen-
zen diese fur den Kanton, die Gemeinden und die weiteren angeschlossenen Arbeitgebenden hat.

Der Kanton bietet an, Arbeitgebende, die der BLPK angeschlossen sind und o6ffentlich-rechtliche
Aufgaben wahrnehmen, bei der Ausfinanzierung zu unterstiitzen (Pooling). Diese Unterstiitzung
kann darin bestehen, dass der Kanton fiir die offentlich-rechtlichen Arbeitgebenden attraktive Zins-
konditionen bei Finanzinstituten aushandelt und Ihnen damit seine Kompetenz in der Tresorerie
zur Verflugung stellt, oder dass Sie an der Kapitalbeschaffung des Kantons partizipieren kénnen
(z.B. bei der Emission offentlicher Anleihen), oder dass abstrakte Zahlungsgarantien ausgestellt
werden, die dazu dienen, Kredite durch Finanzinstitute zu vergunstigen.

Des Weiteren erfolgt die Herleitung der Kategorisierung der angeschlossenen Arbeitgebenden.
Ziel dieser Unterteilung ist es, die Verantwortlichkeiten der Garantiesprechung zu regeln resp. zu-
zuweisen. Die Arbeitgebenden werden in 6 Kategorien eingeteilt, wovon der Kanton und die Ein-
wohnergemeinden je eine selbstandige Kategorie bilden.

Aus dieser Kategorisierung geht eine Liste mit Arbeitgebenden hervor, welche gemass § 18 des
Pensionskassengesetzes Anspruch auf eine Garantie von Seiten des Kantons haben.® Im Detail
werden dann jene Arbeitgebenden genannt, welche in den Verantwortungsbereich des Kantons
fallen. Davon abgeleitetet wiederum soll aufgezeigt werden, wer aufgrund der finanziellen Situation
auch tatsachlich eine Garantie bendtigt.

In diesem Zusammenhang kann bereits vorweggenommen werden, dass diese Vorlage nur all
jene Arbeitgebende betrifft, welche nach Inkrafttreten des Pensionskassengesetzes und -dekrets
bei der BLPK verbleiben und das Forderungsmodell zur Ausfinanzierung wahlen. Arbeitgebende,
welche ihre Forderung gegentiber der BLPK mittels sofortiger Einmalzahlung am Vortag vor In-
krafttreten des Pensionskassengesetzes und —dekrets ablésen oder ihren Anschlussvertrag unter
den gegebenen gesetzlichen Bedingungen kiinden®, fallen nicht unter diese Regelung (siehe dazu
die Ausfuhrungen in Kapitel 4).

3.2. Ziel dieser Vorlage

Fir die Umsetzung von § 18 des Pensionskassengesetzes’ und die Ausfinanzierung der BLPK auf
100 Prozent braucht es fir jeden Arbeitgebenden, welche die Forderung nicht mit einer sofortigen
Einmalzahlung begleicht, eine Garantie. Ziel dieser Vorlage ist es, die Umsetzung dieser Garantie-
leistungen, wie sie in 8 18 des Pensionskassengesetzes beschrieben werden, aus Kantonssicht zu
erlautern.

4. Ausfinanzierungsmaglichkeiten der angeschlossenen Arbeitgebenden

Gemaéss § 16 des Pensionskassengesetzes® wird den angeschlossenen Arbeitgebenden folgende
Moglichkeiten angeboten:

- Einmaleinlage;
- Forderungsmodell geméass Kantonslésung;

- Forderungsmodelle fur die anderen angeschlossenen Arbeitgebenden.

> Vgl. Anhang 7: Wesentliche gesetzliche Grundlagen aus der Vorlage 2012-176

® Die Kindigung des Anschlussvertrages fiihrt zu einer Teilliquidation auf der Grundlage der Bestimmungen des BLPK
Dekrets, des Anschlussvertrags und des Teilliquidationsreglements. Dies hat zur Folge, dass der Arbeitgebende den
versicherungstechnischen Fehlbetrag sofort ausfinanzieren muss (vgl. § 17 BLPK Dekret vom 22. April 2004).

! Vgl. Anhang 7: Wesentliche gesetzliche Grundlagen aus der Vorlage 2012-176

8 Vgl. Anhang 7: Wesentliche gesetzliche Grundlagen aus der Vorlage 2012-176
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4.1. Einmaleinlage

Abgeleitetet von den §§ 15 und 16 des Pensionskassengesetzes® bedeutet dies, dass das Kan-
tonsmodell mittels sofortiger Einmaleinlage erfiillt wird. Dies wiederum hat zur Folge, dass die ent-
sprechenden Arbeitgebenden per Inkrafttreten des Pensionskassengesetzes und —dekrets nicht
mehr auf eine Garantie eines garantiefahigen Arbeitgebenden auf die Forderung gegeniber der
BLPK (vgl. Kapitel 5.4) angewiesen sind.

4.2. Forderungsmodell

4.2.1. Forderungsmodell gemass Kantonslésung

Am Vortag vor Inkrafttreten des Pensionskassengesetzes und —dekrets wird der Anteil des Kan-
tons am Fehlbetrag mittels einer Schuldanerkennung gegeniber der BLPK zu 100 Prozent ausfi-
nanziert. Dieser nimmt das notwendige Geld am Kapitalmarkt auf und amortisiert die Schuld tber
einen Zeitraum von langstens 10 Jahren (§ 15 Abs. 2 Pensionskassengesetz).*® Anstelle einer
Wertschwankungsreserve wird eine Arbeitgebendenbeitragsreserve mit Zweckbestimmung als
Eventualverbindlichkeit beim Kanton begriindet. Sie entspricht 35 Prozent der nominellen Forde-
rung fur die Ausfinanzierung auf einen Deckungsgrad von 100 Prozent am Vortag vor Inkrafttreten
des Pensionskassengesetzes und -dekrets. Ein Zins auf dieser Arbeitgebendenbeitragsreserve mit
Zweckbestimmung wird nicht geschuldet. Die Restschuld gegeniiber der BLPK hingegen wird mit
dem technischen Zinssatz con 3 Prozent verzinst.

Im Fall der Unterdeckung wird die Arbeitgebendenbeitragsreserve mit Zweckbestimmung in eine
mit Verwendungsverzicht umgewandelt. Die Arbeitgebendenbeitragsreserve ist nur im Fall des
Verwendungsverzichts und in dessen Umfang zu amortisieren. Nach spéatestens 20 Jahren féllt die
Zweckbestimmung weg. Der Vorteil dieses Systems: Der Zuschlag von 35 Prozent muss nur amor-
tisiert und verzinst werden im Fall einer Unterdeckung und héchstens im Umfang der Arbeitsge-
berbeitragsreserve mit Zweckbestimmung zu Beginn. Bei positiver Vermogensentwicklung wird
diese wiederum dem Arbeitgebenden dem Vorsorgewerk gutgeschrieben (= echte Arbeitgeben-
denbeitragsreserve). Der Arbeitgebende kann mittels Verrechnung seine kiinftigen Beitragsschul-
den tilgen. Bei gutem Anlageverlauf sind diese 35 Prozent also nicht zu leisten. Bei schlechtem
Anlageverlauf besteht faktisch eine Wertschwankungsreserve in maximal diesem Umfang.

4.2.2. Forderungsmodelle fir die anderen angeschlossenen Arbeitgebenden

Die Kantonslésung geméss § 16 Abs. 1 und 2 des Pensionskassengesetzes' wird auch fiir die
anderen angeschlossene Arbeitgebende automatische angewandt, wenn sie sich nicht fur eine
andere Loésung zur Ausfinanzierung entscheiden. Gemass § 16 Abs. 3'2 kénnen die anderen an-
geschlossenen Arbeitgebenden in Abweichung von 8 16 Abs. 2 mit der BLPK eine Amortisation
der Forderung in jahrlichen Raten, verzinst mit dem technischen Zinssatz der BLPK, fiir eine Dauer
von hdchstens 40 Jahren vereinbaren.

4.3. Unterstitzung bei der Finanzierung durch Pooling

Den Antworten zur Vernehmlassungsvorlage konnte entnommen werden, dass sich viele Arbeit-
gebende die Unterstitzung durch den Kanton bei der Beschaffung der zur Ausfinanzierung der
BLPK ndétigen Finanzierungsmittel wiinschen. In ihrem Bericht zur Vorlage 2012/176 der BLPK
Reform hat die Finanzkommission sich dafur ausgesprochen, dass der Kanton Arbeitgebende, die
der BLPK angeschlossen sind und o6ffentlich-rechtliche Aufgaben wahrnehmen, im Rahmen eines
Pooling bei der Finanzbeschaffung behilflich ist. Es bestehen dabei grundsatzlich mehrere Mog-
lichkeiten, diese Hilfe anzubieten: Dieser Unterstitzungsbedarf kann darin bestehen, dass der

% Vgl. Anhang 7: Wesentliche gesetzliche Grundlagen aus der Vorlage 2012-176
10 Vgl. Anhang 7: Wesentliche gesetzliche Grundlagen aus der Vorlage 2012-176
1 Vgl. Anhang 7: Wesentliche gesetzliche Grundlagen aus der Vorlage 2012-176
12 Vgl. Anhang 7: Wesentliche gesetzliche Grundlagen aus der Vorlage 2012-176
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Kanton fir die offentlich-rechtlichen Arbeitgeber attraktive Zinskonditionen bei Finanzinstituten
aushandelt und Ihnen damit seine Kompetenz in der Tresorerie zur Verfligung stellt, oder dass Sie
an der Kapitalbeschaffung des Kantons partizipieren kénnen (z.B. bei der Emission offentlicher
Anleihen), oder dass abstrakte Zahlungsgarantien ausgestellt werden, die dazu dienen Kredite
durch Finanzinstitute zu vergunstigen. Diese Varianten sind nur unter gewissen Bedingungen
denkbar, so wird der Kanton z.B. nicht auf alle Falligkeitswiinsche von Seiten der interessierten
Arbeitgeber eingehen kénnen.

Mittels eines Fragebogens soll der Bedarf an Unterstlitzung fir alle Arbeitgebenden der Kategorien
2, 3, 5 und teilweise aus Kategorie 6 (Landeskirchen und Kirchgemeinden) evaluiert werden. Dabei
handelt es sich in erster Linie um Arbeitgebende, die der BLPK angeschlossen sind und offentlich-
rechtliche Aufgaben wahrnehmen. Die eingehenden Anfragen werden im Auftrag des Kantons ei-
ner marktublichen Kreditpriifung unterzogen, um der Regierung letztlich Vorschlage unterbreiten
zu kénnen, wer welche Art der Unterstiitzung erhalten soll. Ein Bestandteil der Prufung wird eben-
so der Status als offentlich-rechtlicher Arbeitgeber sein. Mit der Kreditpriifung soll zudem verhin-
dert werden, dass dadurch bei teilnehmenden Arbeitgebern der Spardruck resp. das kritische Hin-
terfragen von Erhéhungen des Aufwands in der Erfolgsrechnung oder von Bewilligungen fur Inves-
titionen abnimmt. Gleichzeitig erh6éht das Pooling, verstarkt durch die Frage der Garantieleistun-
gen, den Spardruck beim Kanton. Beides gefahrdet zudem das Triple-A Rating des Kantons, was
fur den Kanton bei Kapitalbeschaffungen fir lange Zeit zwangslaufig zu Mehrkosten fiihren wird.
Der Kanton wird fur diese Unterstiitzung eine moderate Aufwandentschadigung geltend machen,
da aus heutiger Sicht auch noch nicht absehbar ist, ob die Administration des Poolings mit beste-
henden Ressourcen bewadltigt werden kann und ein Teil der dadurch entstehenden Mehrkosten
solidarisch getragen werden mussen.

Mit dieser Vorlage soll erwirkt werden, dass die Regierung die Legitimation erhélt, solche Darlehen
oder Zahlungsgarantien auszusprechen. Per Ende 2012 belaufen sich die maximalen Forderungen
der BLPK gegeniber den Kategorien, welchen die Pooling-Unterstlitzung grundsatzlich angeboten
wurde, auf;

Kategorie 2: CHF 415 Mio.

Kategorie 3: CHF 554 Mio.

Kategorie 5: CHF 100 Mio.

Kategorie 6: CHF 44 Mio. (nur Landeskirchen und Kirchgemeinden)

5. Inanspruchnahme einer Garantieleistung beim Forderungsmodell

5.1. Weshalb braucht es eine Garantie?

Da die Forderung der BLPK gegeniiber den angeschlossenen Arbeitgebenden vorsorgerechtlich
eine Anlage beim Arbeitgebenden darstellt, ist geméass Art. 58 Abs. 2 und 3 der Verordnung Uber
die berufliche Alters-, Hinterlassenen und Invalidenvorsorge (BVV 2)* eine Sicherung der Forde-
rung notwendig.

Jene Arbeitgebende, welche ihre Forderung nicht durch eine sofortige Einmalzahlung am Vortag
vor Inkrafttreten des Pensionskassengesetzes und —dekrets ausfinanzieren, kdnnen als Alternative
nur das Forderungsmodell wahlen. Und dieses wiederum bedingt, dass wie bereits erwahnt eine
Garantie zur Sicherung der Forderung vorhanden sein muss.

SR 831.441.1
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5.2. Garantieféhige Institutionen (Kanton, Einwohnergemeinden, Banken)

Aufgrund ihres gesicherten Steuersubstrats kénnen allein Kanton und Einwohnergemeinden eine
Garantie abgeben'®, Kirch- und Biirgergemeinden sind davon ausgeschlossen. Zudem sind ge-
mass Kapitel 5.5 auch Garantien von Banken oder durch Abtretung von Sicherheiten moglich.

5.3. Nicht garantiefahige Arbeitgebende

Alle anderen der BLPK angeschlossenen Arbeitgebenden sind dagegen nicht garantiefahig. Dies
betrifft insbesondere auch die Birger- und Kirchgemeinden. Sofern keine Bankgarantie beschafft
werden kann, muss die Garantie daher durch die Einwohnergemeinde oder den Kanton abgegeben
werden. Wie der Kanton eine Garantie fur Arbeitgebende abgibt, welche mit ihm finanziell oder wirt-
schaftlich eng verbunden sind oder die eine Aufgabe im Offentlichen Interesse des Kantons verfol-
gen, so mussten die Einwohnergemeinden fir die Forderungen gegentber den mit ihnen ver-
bundenen Arbeitgebenden, an welche sie kommunale Aufgaben outgesourct haben, garantie-
ren. Dabei wird — anders als bei der herkbmmlichen Staatsgarantie zu Gunsten der Pensionskas-
se — nicht etwa die Ausrichtung der Leistungen im Falle der Insolvenz der Pensionskasse
garantiert, sondern im Maximum der Betrag der Forderung der BLPK inklusive der Zinsen. Aus-
serdem reduziert sich die Garantie im Umfang der geleisteten Amortisationszahlungen.

Eine formelle rechtliche Verpflichtung der Einwohnergemeinden zur Ubernahme einer Garanten-
stellung wird aber mit der vorliegenden Reform gemass LRV 2012-176 nicht eingefuhrt. Allerdings
geht der Regierungsrat davon aus, dass die Einwohnergemeinden fir die angeschlossenen Unter-
nehmen, an welchen sie eine wesentliche Beteiligung haben oder die Aufgaben im Interesse der
Einwohnergemeinden ausfihren, eine Garantie abgeben.

Die Garantie des Gemeinwesens ist einerseits in eine vertragliche Regelung mit der BLPK und
andererseits in eine Vereinbarung mit den Arbeitgebenden aufzunehmen, welche von der Garantie
begunstigt werden. In dieser Vereinbarung konnte auch die Frage geregelt werden, in welchem
Ausmass die Unternehmen Ruckstellungen fur die Ausfinanzierung der Vorsorge bilden missen.

Die drei Mdglichkeiten einer Absicherung der Forderung bei der BLPK werden in Kapitel 4 be-
schrieben.

5.4, Garantie durch garantiefahige Arbeitgebende (Kanton, Einwohnergemeinden)

Kanton und Einwohnergemeinden sind als einzige der angeschlossenen Arbeitgebenden garantie-
fahig, d.h. sie kénnen Garantien fir angeschlossene Arbeitgebende aussprechen. Sie selbst mis-
se aber keine Garantien vorweisen.

Es ist zu betonen, dass von Seiten des Kantons nur Garantien fUr Planvarianten gewahrt werden,
welche hochsten dem Niveau des Kantonsplanes entsprechen. Arbeitgebende mit kiinftigen Vor-
sorgeplanen, deren Leistungen Uber das Angebot des Kantonsplans hinausgehen (z.B. Lasten-
symmetrie AN:AG von 40:60, hbhere Ausgaben fir Besitzstand, bessere Teuerungslésung fir die
Rentenbeziehenden usw.), werden nicht bertcksichtigt.

5.5. Abtretung von Sicherheiten (Pfand-/Schuldverschreibungen) oder Bankgarantie

Gemass Art. 58 Abs. 2 und 3 der Verordnung Uber die berufliche Alters-, Hinterlassenen und Inva-
lidenvorsorge (BVV 2)*° uiber die Sicherstellung der Forderungen gegeniiber dem Arbeitgebenden
gelten als Sicherstellung neben der Garantie des Kantons oder der Einwohnergemeinde auch die
Garantie einer dem Bankengesetz unterstehenden Bank sowie die Grundpfander bis zu zwei Drit-
teln des Verkehrswertes. Grundpféander auf Grundsticken des Arbeitgebenden, welche ihm zu
mehr als 50 Prozent ihres Wertes fir Geschaftszwecke dienen, gelten nicht als Sicherstellung.

1 vgl. dazu Art 58 BVV 2
SR 831.441.1
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6. Einfluss der Garantie auf die Arbeitgebenden

Der folgende Abschnitt konzentriert sich auf die wesentlichen Punkte im Hinblick auf den Einfluss
der Garantie auf die Arbeitgebenden. Eine ausfihrliche und detailliertere Beschreibung dieser
Thematik findet sich unter Anhang 8: Einfluss der Garantie auf die Arbeitgebenden.

Die definitiven Auswirkungen hangen ab von der Wahl der Plan- und Ausfinanzierungsvariante
durch jeden einzelnen Arbeitgebenden und kdnnen hier verstandlicherweise nicht in ihrer Gesamt-
heit dargestellt werden. Zur Vereinfachung wird deshalb das 40-jahrige Annuitdtenmodell herange-
zogen, wie es der Kanton in seinem urspringlichen Vorschlag zur Reform der BLPK vorgeschla-
gen hat. Dies entspricht dem Forderungsmodell mit 40 j&hrlich gleichbleibenden Riickzahlungen
an die BLPK. Auf die HOhe des auszufinanzierenden Betrages insgesamt hat die Wahl des Mo-
dells keinen Einfluss.

Die Ausfinanzierung belastet Eigenkapital und Liquiditat der einzelnen Arbeitgebenden: Der ge-
samte Ausfinanzierungsbetrag ist per Rechtswirksamkeit, d.h. am Vortag vor Inkrafttreten des
Pensionskassengesetzes und —dekrets, aufwandwirksam als Verbindlichkeit zu erfassen, was das
Eigenkapital entsprechend reduziert und moglicherweise zur Uberschuldung (bzw. Bilanzfehlbe-
trag) fuhrt. Wird die Verbindlichkeit per Rechtswirksamkeit vollumfanglich bezahlt (Liquiditatsab-
fluss) ist die Ausfinanzierung abgeschlossen, und es ist keine Garantie durch den Garantiegeben-
den notwendig. Andernfalls kann die Verbindlichkeit in 40 jahrlichen Teilbetrdgen (Annuitaten) ab-
bezahlt werden, in welchen 3 Prozent Zins eingerechnet ist. Aufgrund der Verzinsung werden das
Eigenkapital und die Liquiditat Gber die 40 Jahre insgesamt mit rund 72 Prozent des Ausfinanzie-
rungsbetrags zusatzlich belastet.

Diese Zahlungsmodalitat ist nur moglich, wenn der Kanton bzw. die Gemeinde eine Garantie zu
Gunsten der BLPK beziiglich der Verbindlichkeit des Arbeitgebers abgibt.*® Die Garantie stellt die
vollstandige Zahlung der Verbindlichkeit inkl. Zinsen sicher. Folgende Garantiefalle werden defi-
niert:

- Uberschuldung einer Aktiengesellschaft, einer Genossenschaft oder einer Stiftung (insbe-
sondere bei Erfassung der Ausfinanzierungs-Verbindlichkeit): Um die gesetzliche Pflicht
des Arbeitgebers zur Benachrichtigung des Richters und damit die Konkursertffnung ab-
zuwenden, wird der Forderungsbetrag der BLPK im Umfang der Uberschuldung (plus ein
Sicherheitspolster zur Abdeckung mdgliche Verluste des folgenden Geschaftsjahres) dem
Garantiegeber abgetreten, welcher darauf Rangrucktritt erklart. Dies fuhrt beim Garantie-
geber in der Regel nur bedingt und erst verzégert zu einem Liquiditatsabfluss und zu einer
Ausgabe. Unabhéngig vom Garantiefall sind die weiteren rechtsformabhangigen gesetzli-
chen Vorschriften wie z.B. der Beschluss von Sanierungsmassnahmen zu beachten.

- Zahlungsunfahigkeit: Kann ein Arbeitgebender eine fallige Annuitat neben den anderen fal-
ligen Verpflichtungen trotz getroffener Massnahmen zur Generierung zusatzlicher Liquiditat
nicht fristgerecht bezahlen, wird die Zahlungsunfahigkeit absehbar. Fehlende liquide Mittel
zur Begleichung der laufenden Verbindlichkeiten gefahrden bzw. verunmdglichen die Fort-
fuhrungsfahigkeit. Im Privatrecht muss die Konkurseroffnung infolge Zahlungsunféahigkeit
beantragt werden. Um dies zu verhindern bzw. die Fortfiihrungsféahigkeit des Arbeitgeben-
den unabhéngig von dessen Rechtsform zu gewaéhrleisten, bezahlt der Garantiegebende
bei einer aufgrund einer falligen Annuitat drohenden Zahlungsunfahigkeit des Arbeitgeben-
den diese fallige Annuitat bzw. den nicht bezahlbaren Teil und fordert diese spater beim
Arbeitgebenden zuriick (Darlehensgewéhrung). Dieser Garantiefall kann unabhéngig vom
Eintritt des ersten Garantiefalls und mehrmals, eventuell jahrlich wiederholt, eintreten.

16 Vgl. Weitere Moglichkeiten zur Erlangung einer Garantie unter Kapitel 5.
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- Muss ein Arbeitgebender Konkurs anmelden oder wird er freiwillig aufgeldst und liquidiert,
und kann dabei die Verbindlichkeit aus der Ausfinanzierung gegenuber der BLPK nicht
vollstandig bezahlt werden, tritt die BLPK die Forderung per Konkurseroffnung an den Ga-
rantiegebenden ab oder dieser Gibernimmt die Restschuld per Konkursende definitiv. Dieser
Garantiefall tritt an Stelle der moglicherweise bereits eingetretenen Garantiefélle.

Fir den Arbeitgebenden andert sich mit Eintritt eines Garantiefalls bezlglich der Hohe der Ver-
bindlichkeit aus Ausfinanzierung nichts, aufgrund der Forderungsabtretung schuldet er die Annui-
tat(en) jedoch dem Garantiegeber anstatt der BLPK. Wenn sich die finanzielle Lage des Arbeitge-
benden bessert, wird er die Verbindlichkeit dennoch abzahlen missen. Unabhéngig von der Ga-
rantie muss es das Ziel der Arbeitgebenden sein, die Kostenstruktur und Ertragskraft mit geeigne-
ten Massnahmen so aufzustellen, dass einerseits die durch die Ausfinanzierung reduzierte bzw.
vernichtete Eigenkapitalbasis mit laufenden Gewinnen bzw. Ertragsiberschissen mittel- bzw.
langfristig wiederhergestellt werden, und andererseits eine ausreichende Liquiditdt zur Beglei-
chung der laufenden Ausgaben, der Annuitaten und Rickzahlung allfalliger durch die Garantiege-
ber gewahrten Darlehen aus Garantiefdllen gewahrleistet ist.

Indem sich die Arbeitnehmenden wéahrend 40 Jahren zu 45 Prozent statt regular 40 Prozent an
den laufenden Vorsorgebeitrdgen beteiligen, werden die Arbeitgeberbeitrdge entsprechend entlas-
tet. Dadurch wird die Belastung durch die Annuitatenzahlungen mit reduzierten Sozialversiche-
rungsaufwand und Lohnzahlungen der Arbeitgebenden etwas gedampft.

Da die Forderung der BLPK eine Forderung erster Klasse ist, wird sie im Konkursfall vor den Zwei-
te- und Dritte-Klasse-Glaubiger wie AHV- und MWST-Behétrden sowie Lieferanten aus der Kon-
kursmasse befriedigt (Konkursprivileg). Mit der Forderungsabtretung der BLPK an den Garantie-
gebenden gehen auch die Nebenrechte zur Forderung wie das Konkursprivileg mit auf den Garan-
tiegebenden Uber. Es besteht dabei die empfehlenswerte Mdglichkeit, dass dieser im Rahmen der
Abtretung auf die Mitiibertragung von Nebenrechten verzichtet. Mit Ubertragung wird der Garan-
tiegebende gegentber den lbrigen Glaubigern privilegiert aus der Konkursmasse bedient; im an-
deren Fall ist zwar das Ausfallrisiko und damit der zu erwartende Betrag aus der in Anspruch ge-
nommenen Garantie hoher, die Lieferanten und dbrigen Glaubiger werden aber fairerweise ge-
geniuber dem Garantiegebenden nicht benachteiligt.

7. Finanzielle Konsequenzen fur den Kanton

7.1. Auswirkungen auf die Staatsrechnung

Aufgrund der Systematik der Ausfinanzierung bzw. der abzugebenden Garantien ist zu erwarten,
dass per Rechtswirksamkeit der Ausfinanzierung samtliche Uberschuldungssituationen von
Aktiengesellschaften und Stiftungen zu Garantieféllen fihren, welche zu diesem Zeitpunkt noch
nicht liquiditatsrelevant sind. Zudem sind jahrlich liquidititswirksame Garantiefdlle aus
Zahlungsunfahigkeit einiger Arbeitgebender zu erwarten.

Wie in den vorhergehenden Abschnitten ersichtlich ist, ist jeder Arbeitgebende respektive jeder
Garantiefall einzeln zu betrachten. Die Verbuchung und der Ausweis in der Staatsrechnung (bzw.
bei Betrachtung aus Sicht der Gemeinden als Garantiegebende jeweils sinngemass
gleichbedeutend Gemeinderechnung) konnen jedoch selbstverstandlich fir alle summarisch
erfolgen, soweit sie zeitlich zusammenfallen. Fir den Garantiegebenden ist letztlich die Summe
aller potentiellen und erwarteter Garantiefalle und deren erwartete zeitliche Abfolge relevant.

Wenn der Garantiegebende die Garantie gegenlber der BLPK bezlglich eines Arbeitgebenden
ausspricht, entsteht fir den Garantiegebenden grundsatzlich eine Eventualverbindlichkeit in Hohe
des Gesamtbetrags der noch nicht bezahlten Ausfinanzierung dieses Arbeitgebenden. Die
Eventualverbindlichkeiten werden im Anhang zur Staatsrechnung ausgewiesen. Die
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Eventualverbindlichkeit reduziert sich in den Folgejahren jeweils um den im abgelaufenen
Geschéftsjahr bezahlten Betrag der Ausfinanzierung. Tritt ein Garantiefall ein, entsteht fir den
Garantiegebenden eine Verbindlichkeit, welche in der Bilanz normalerweise als langfristige
Finanzverbindlichkeit auszuweisen ist, soweit keine Zahlungen aus dem Garantiefall an den
Arbeitgebenden stattgefunden haben. Die Eventualverbindlichkeit reduziert sich um den in der
Bilanz erfassten Betrag der Verbindlichkeit.

Somit wird als Eventualverbindlichkeit nur jener Teil der Ausfinanzierung ausgewiesen, der weder
bereits durch den Arbeitgebenden bezahlt noch aufgrund eines eingetretenen Garantiefalls
anderweitig in der Staatsrechnung erfasst ist. [1] (siehe jeweils Beispiel in Anhang 9 Beispiele zur
Erfassung/zum Ausweis der Ausfinanzierung in der Staatsrechnung).

Im Folgenden werden die Auswirkungen des Eintritts eines Garantiefalls auf die Staatsrechnung
erortert.

7.1.1. Garantiefall aufgrund Uberschuldung

Wird das beantragte Lésungsmodell umgesetzt, Ubernimmt der Garantiegebende einen Teil der
Verbindlichkeit des Arbeitgebenden gegentber der BLPK im Umfang des notwendigen
Rangruckitritts.

Das Aktiv-Darlehen ist mit dem Nominalbetrag als Darlehen im Verwaltungsvermdgen zu erfassen.
Eine Erfassung als Finanzvermogen ist aufgrund dessen Definition in 8§ 13 Abs. 1 FHG
(Vermbgenswerte, die "...jederzeit veraussert werden kdénnen") nicht mdglich, da der gewahrte
Rangrucktritt eine Verausserbarkeit ausschliesst. Andererseits ist gleichzeitig und in gleicher Hohe
die Verpflichtung gegentber der BLPK als langfristige Finanzverbindlichkeit in die Bilanz
einzubuchen. Bei der Erfassung der beiden betragsméassig gleichhohen Darlehen wird die
Erfolgsrechnung netto nicht belastet. [2]

Wie einleitend erwahnt, reduziert sich die im Anhang auszuweisende Eventualverbindlichkeit bei
Erfassung der Verbindlichkeit um den entsprechenden Betrag. [3]

Das Darlehen kann zwar nicht zurtickgefordert werden solange die Verbindlichkeit besteht, es ist
aber nicht als bedingt riickzahlbar gemass HRM 2 (Ziffer 1 Empfehlung Nr. 03 und zusatzliche
Auslegung hierzu) zu klassifizieren, da der Garantiegebende nicht auf die Rickzahlung verzichtet,
sondern diese nur aufschiebt.

Die Folgebehandlung dieser beiden Darlehen hangt von der jeweiligen Ausgestaltung des Vertrags
ab. Eine mdgliche Ldsung lasst sich wie folgt skizzieren:

- Der Arbeitgebende behélt den zuerst falligen Teil der Verbindlichkeit, die Annuitaten aus
der durch den Garantiegebenden tbernommenen Verbindlichkeit werden erst spater fallig.

- Das Darlehen gegentber dem Arbeitgebenden darf nicht zurtickgefordert werden soweit
ein Rangrucktritt darauf besteht. In der Regel bleiben die beiden Darlehen zunéchst
unverandert.

- Schliesst der Arbeitgebende ein Geschéftsjahr mit Gewinn ab und reduziert damit die
Uberschuldung, kann der Garantiegebende den Rangriicktritt entsprechend reduzieren und
den frei werdenden Teil des Darlehens entweder je nach Féalligkeit einfordern oder soweit
mit der Verbindlichkeit gegentber der BLPK verrechnen, wie der Garantiegebende die
Verbindlichkeit wieder dem Arbeitgebenden Ubertragt. Es ist jedoch zu beachten, dass
Rangrucktritts- und Darlehensvertrége jeweils anzupassen sind. [4]
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In der Folge ist bei der Erstellung der Staatsrechnung jeweils § 15 Abs. 5 FHG zu befolgen: "Ist bei
einer Position des Verwaltungsvermogens eine dauernde Wertminderung absehbar, wird deren
bilanzierter Wert berichtigt."

Im Anhang der Staatsrechnung wird das reduzierte Darlehen mit Rangricktritt ausgewiesen,
unabhangig davon, ob der nun freie Teil weiterhin als Darlehen besteht, dieses bereits
zuriickbezahlt oder verrechnet wurde. Die im Anhang auszuweisende Eventualverbindlichkeit
erhdht sich bei Verrechnung wieder, da auf diesem Betrag potentiell wieder ein Garantiefall
eintreten konnte. [5]

7.1.2. Garantiefall aufgrund Zahlungsunfahigkeit

Bei Zahlungsunfahigkeit ist eine sofortige und direkte Zufiihrung von Liquiditat unbedingt
erforderlich. Es sind zwei Varianten denkbar: Entweder wird die Zahlung zu Lasten der
Erfolgsrechnung geleistet, oder es wird ein Darlehen in Hohe der Zahlung gewahrt. Um den durch
den Garantiegebenden effektiv zu tragenden Betrag zu minimieren, wird die Gewahrung eines
Darlehens vorgeschlagen. Auf diesem Darlehen ist im Gegensatz zum Garantiefall aus
Uberschuldung kein Rangricktritt zu gewahren, weshalb das Darlehen prinzipiell jederzeit
rickforderbar ist. Es ist jedoch davon auszugehen, dass eine Rickforderung in der Regel erst
nach vollstandiger Rickzahlung des Darlehens aus Ausfinanzierung gegeniber der BLPK
realistisch ist.

Sofern die Zahlungsunfahigkeit eines Arbeitgebenden bspw. aufgrund der Finanzplanung friihzeitig
erkennbar ist, sollte die zu erwartende Ausgabe mit einem Voranschlagskredit im Voranschlag
budgetiert werden. Falls eine Zahlung nicht budgetiert war, ist grundsatzlich ein Nachtragskredit
gemass 8§24 Abs.1 FHG erforderlich, ausser wenn aufgrund eines in § 25 FHG definierten
Sachverhalts wie zum Beispiel zeitlicher Dringlichkeit oder geringer Hohe darauf verzichtet werden
kann. [6]

Die Vertragsparteien sind bezlglich den Konditionen frei. Das Darlehen ist Ublicherweise zu
verzinsen, als Zinssatz bietet sich der auch gegenuber der BLPK zur Anwendung kommende Zins
von 3 % an. Da dieser Zinssatz jedoch - zumindest im Vergleich zum aktuellen Zinsniveau - relativ
hoch ist, ist es jedoch auch denkbar, von diesem Satz abzuweichen. Die 3 % sind nur zur
Verzinsung der gestaffelten Zahlung der Ausfinanzierung an die BLPK vorgegeben.

Wie einleitend erwéhnt, reduziert sich die im Anhang auszuweisende Eventualverbindlichkeit
jeweils um die in der Annuitat enthaltene Amortisation des Darlehens (unabhangig ob Zahlung
durch die AG oder durch den Garantiegebenden). [7]

7.1.3. Garantiefall aufgrund Konkurs

Eintritt Garantiefall bei Er6ffnung Liquidation bzw. Konkurs:

Bei Eroffnung der Liquidation bzw. des Konkurses ist der noch offene Gesamtbetrag als langfristi-
ge Finanzverbindlichkeit gegentber der BLPK zu erfassen. Die Verbindlichkeit wird gemass Amor-
tisationsplan abbezahlt. Im Umfang der Verbindlichkeit entsteht eine Forderung gegentber des
liquidierenden Arbeitgebenden, welche jedoch geméss § 15 Abs. 5 FHG im Ausmass des zu er-
wartenden Zahlungsausfalls wertberichtigt werden muss. [8]

Soweit der Arbeitgebende die Forderung des Garantiegebenden aus der Konkursmasse erfiillen
kann, reduziert sie sich. Der Anteil der Forderung, der aus der Konkursmasse nicht befriedigt wer-
den kann, muss definitiv ausgebucht werden. [9]

Die Belastung der Erfolgsrechnung erfolgt hier durch die Wertberichtigung und die definitive Aus-
buchung der Forderung.
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Da nun die gesamte Forderung der BLPK gegentber diesem Arbeitgebenden in der Staatsrech-
nung erfasst ist, besteht keine weitere Eventualverbindlichkeit mehr. [10]

Eintritt Garantiefall bei Abschluss Konkurs:

Auch wenn der Garantiefall erst bei Vorliegen des Verlustscheins aus dem Konkursverfahren ein-
tritt, hat ein Konkurs schon friiher Auswirkungen auf die Staatsrechnung: Da ein Ausfall abschatz-
bar ist und wahrscheinlich eintreten wird, ist aufgrund des Vorsichtsprinzips (Ziffer 9 Empfehlung
Nr. 02 HRM 2) in der Regel bereits bei Konkursertffnung eine Rickstellung in Hohe des zu erwar-
tenden Ausfalls (erwarteter Verlustschein) zu erfassen. [11]

Da nun der potentielle Garantiefall in Hohe der Riickstellungen in der Staatsrechnung erfasst ist,
reduziert sich die Eventualverbindlichkeit um diesen Betrag. [12]

Bei Erhalt des Verlustscheins Ubernimmt der Garantiegebende die Verbindlichkeit des Arbeitge-
benden gegeniber der BLPK. [13]

Da nun die gesamte Forderung der BLPK gegeniber diesem Arbeitgebenden in der Staatsrech-
nung erfasst ist, besteht keine weitere Eventualverbindlichkeit mehr. [14]

7.1.4. Gesamtperspektive und indirekte Auswirkung

Der héchstmdgliche Garantiefall je Arbeitgebenden insgesamt ist die Forderung bzw. Restforde-
rung der BLPK im Zeitpunkt des Eintritts des Garantiefalls.

Primar ist beim Eintritt eines Garantiefalls nur die Bilanz des Garantiegebenden betroffen: Einer-
seits wird ein Darlehen gegeniber dem Arbeitgebenden gewahrt, andererseits wird eine Verbind-
lichkeit gegentber der BLPK eingegangen, bzw. diese direkt oder schrittweise bezahlt. Verbessert
sich die Situation des Arbeitgebenden spater wieder, kdnnen die bezahlten Betrage zurtickgefor-
dert oder die Forderung wieder zurlickiibertragen werden.

Die Erfolgsrechnung wird nur belastet, wenn ein gewéhrtes Darlehen aufgrund mangelnder Wert-
haltigkeit (ungenltigende Bonitat des Arbeitgebers) wertberichtigt werden muss, dem Arbeitgeber
die Schuld erlassen wird oder im Konkursfall die Restforderung der BLPK definitiv getragen wer-
den muss. Gesamthaft betrachtet erfolgt ein definitiver Mittelabfluss nur in diesen Féllen und nur in
diesem Umfang.

Bei einigen Arbeitgebenden dirften die Garantiegebenden eine Haupteinnahmequelle sein, wes-
halb zur Finanzierung der Annuitdten Antrage fur hohere Leistungsvergitungen, Beitrdge etc. zu
erwarten sind. In der Folge ist fur die Garantiegebenden auch ausserhalb der zu gewahrenden
Garantie hohere Zahlungen an die Arbeitgebenden und eine hdhere Belastung der Erfolgsrech-
nung zu erwarten.

7.2. Absicherungsmadglichkeiten des Garantiegebenden gegeniber den Arbeitgeben-
den

Die Forderungen der BLPK gegeniber ihren angeschlossenen Arbeitgebenden aus der
Ausfinanzierung miissen ausreichend sichergestellt werden. Gemass Art. 58 BVV 2! muss die
Garantie auf die Vorsorgeeinrichtung lauten sowie unwiderruflich und untbertragbar sein. Daraus
ergibt sich, dass allféallige Absicherungsmoglichkeiten fir den Garantiegebenden gegentiber dem
Arbeitgebenden nicht an die Gewahrung der Garantie geknipft werden dirfen.

Als mdgliche Instrumente fiir den Garantiegebenden kommen in Betracht:

" SR 831.441.1
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- Verpfandung von Aktiven des Arbeitgebenden zu Gunsten des Garantiegebenden;
- Auferlegung von bestimmten Kreditbedingungen (Covenants);

- Anforderungen an Rechnungslegung und Controlling;

- Festlegung von periodischen Reportings (quartalsweise, halbjahrlich);

- Bestétigung zusatzlicher Angaben wie z.B. Einhaltung der Vertrage, Annuitdtenzahlungen
durch die Revisionsstelle.

Solche zusatzlichen Absicherungsmaoglichkeiten machen vor allem bei denjenigen Arbeitgebenden
Sinn, die neben dem eigentlich Leistungsauftrag bzw. der Leistungserbringung im Sinne des
Garantiegebenden noch weitere Geschéaftsbereiche haben.

Néhere Angaben zu den méglichen Instrumenten fir den Garantiegebenden finden sich in Anhang
10: Absicherungsmdglichkeiten des Garantiegebenden gegentiber den Arbeitgebenden.

8. Kategorisierung der angeschlossenen Arbeitgebenden zur Garantiesprechung

8.1.

Die Hbhe des auszufinanzierende Betrages betrug per 31. Dezember 2011 CHF 2'320 Mio.
(bestenend aus versicherungstechnischem Fehlbetrag, Kosten des Wechsels der
versicherungstechnischen Grundlagen und der Senkung des technischen Zinssatzes,
Kapitalisierung der Rententeuerung und Kosten Besitzstandsregelung Primatswechsel).

Kategorisierung

Aufgrund der Performance der BLPK im Jahr 2012 haben sich die Zahlen nur unwesentlich
verbessert.

Im Rahmen dieser Vorlage wird die Gesamtzahl der Arbeitgebenden in diverse Kategorien
eingeteilt. Ziel dieser Kategorisierung ist es, die Verantwortlichkeiten in Bezug auf die
Garantiesprechung darzustellen und eine Ubersicht (iber zu erwartenden Mehrkosten fiir Kanton

und Einwohnergemeinden zu erhalten.

Tabelle 2: Ubersicht tiber die Kategorien

Stand 31.12.2011 Total Annuitéat | Total Annuitat | Total Annuitat
Die Angaben basieren Total Forderung 40 Jahre, 20 Jahre, 10 Jahre,
auf der Kantonslésung 3 % Zins 3 % Zins 3% Zins
Kategorie 1: Kanton 1'069'000'000 46'247'482 71'853'591 125'319'412
Kategorie 2: Beteiligungen 414'852'190 17'947'492 27'884'583 48'633'332
Kategorie 3: Einwohnergemeinden 554'052'929 23'969'647 37'241'060 64'951'906
Kategorie 4: Kommunale Institu- 107'685'470 4'658'729 7'238'155 12'624'022
tionen
Kategorie 5: Institutionen mit 100'385'300 4'342'907 6'747'469 11'768'220
Leistungsauftrag BL
Kategorie 6: Institutionen ohne 74'024'112 3'202'459 4'975'583 8'677'884
Leistungsauftrag BL
TOTAL 2'320'000'000 100'368'717 155'940'442 271'974'775
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8.2. Kategorie 1: Kanton

Diese Kategorie hat nur den Kanton als angeschlossenen Arbeitgebenden eingeteilt.’® Der
auszufinanzierende Betrag liegt per 31. Dezember 2011 bei CHF 1'069 Mio. Er ist selbst
garantiefahig und muss als solches bei seinem Forderungsmodell keine Garantie vorweisen
kdnnen. Seine Plan- und Ausfinanzierungsvariante wurden in der Landratsvorlage 2012-176
beschrieben und haben in den Kommissionsberatungen punktuelle Anderungen erfahren
(Reduktion des Ausfinanzierungszeitraums von 40 auf 10 Jahre, Einfihrung einer
Wertschwankungsreserve mittels Arbeitgebendenbeitragsreserve mit Zweckbindung).

8.3. Kategorie 2: Beteiligungen

In Kategorie 2 fallen alle Beteiligungen des Kantons, welche ihre Arbeitnehmenden gleichzeitig bei
der BLPK versichert haben.™ Das sind folgende Organisationen:

- Motorfahrzeugprifstation beider Basel;

- Kantonsspital Baselland;

- Psychiatrie Baselland;

- Universitatskinderspital beider Basel UKBB;

- Basellandschaftliche Gebaudeversicherung;

- Burgschaftsgenossenschaft Baselland;

- Hardwasser AG;

- Baselland-Transport AG;

- Waldenburgerbahn AG;

- Autobus AG Liestal;

- Schweizerische Rheinhafen;

- Basellandschaftliche Pensionskasse.
Gemaéss § 16 Abs. 3 des Pensionskassengesetzes® steht es diesen Arbeitgebenden frei, den
Kantonsplan fur die Ausfinanzierung als auch in Bezug auf die Planvariante zu tGibernehmen, oder

in beiden Fallen in Absprache mit der BLPK eine alternative Variante zu wéhlen.?*

Die Hohe des auszufinanzierenden Betrages fir die Kategorie 2 betragt per 31. Dezember 2011
CHF 415 Mio.

Diese Arbeitgebenden sind selbst nicht garantiefahig und bendétigen deshalb, sofern sie ihre
Forderung nicht mit einer sofortigen Einmalzahlung am Vortag vor Inkrafttreten des
Pensionskassengesetzes und -dekrets ausfinanzieren, die Garantie eines Garantiegebers.

'8 vgl. Anhang 1: Angeschlossene Arbeitgebende der Kategorie 1

19 Vgl. Anhang 2: Angeschlossene Arbeitgebende der Kategorie 2

20 Vgl. Anhang 7: Wesentliche gesetzliche Grundlagen aus der Vorlage 2012-176

2 Einschrankungen gibt es aber bei Bedarf einer Garantie von Seiten des Kantons, siehe dazu Kapitel 5.4.
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8.4. Kategorie 3: Einwohnergemeinden

Praktisch alle Einwohnergemeinden des Kantons Basel-Landschaft sind der BLPK angeschlossen
und werden in der Kategorie 3 zusammengefasst.? Der auszufinanzierende Betrag dieser
Einwohnergemeinden liegt per Ende 2011 insgesamt bei CHF 554 Mio. Alle Einwohnergemeinden
sind selbst garantiefahig und bendtigen deshalb, keine Garantie. Wie allen angeschlossenen
Arbeitgebenden steht es lhnen frei, den Kantonsplan oder eine andere Varianten fir die
Ausfinanzierung resp. die Vorsorge ihrer Mitarbeitenden zu wahlen.

8.5. Kategorie 4. Kommunale Institutionen

Kategorie 4 steht fiur die den Einwohnergemeinden ideel, wirtschaftlich und finanziell
nahestehenden Institutionen (z.B. Burgergemeinden) sowie Institutionen, an welche kommunale
Aufgaben outgesourct wurden (z.B. Spitex).?® Darunter fallen folgende Organisationen:

- Burgergemeinden;

- Spitex;

- Alters- und Pflegeheime;

- Musikschulen;

- Forstbetriebsgemeinschaften und —zweckverbande.

Der auszufinanzierende Betrag aller in dieser Kategorie enthaltenen Institutionen beléuft sich per
Stichtag 31. Januar 2011 auf CHF 107 Mio. Franken.

Diese Arbeitgebenden sind selbst nicht garantiefahig und bendétigen deshalb, sofern sie ihre

Forderung nicht mit einer sofortigen Einmalzahlung am Vortag vor Inkrafttreten des
Pensionskassengesetzes und -dekrets ausfinanzieren, die Garantie eines Garantiegebers.

8.6. Kategorie 5: Institutionen mit Leistungsauftrag BL

Unter diese Kategorie fallen Institutionen, welche zwar keine Beteiligungen des Kantons Basel-
Landschaft darstellen, aber mit denen er aufgrund von Leistungsauftragen wirtschaftlich und
finanziell eng verbunden ist und welche der BLPK angeschlossen sind.?* Es sind dies:

- Kinder-, Jugend- und Schulheime;

- Sonderschulen und Sonderschulheime;

- Wohnheime, Tages- und Werkstétte der Behindertenhilfe;

- Ubrige anerkannte Einrichtungen der Behindertenhilfe.

Der auszufinanzierende Betrag aller in dieser Kategorie enthaltenen Institutionen belauft sich per
Stichtag 31. Januar 2011 auf CHF 100 Mio. Franken.

Diese Arbeitgebenden sind selbst nicht garantiefahig und bendétigen deshalb, sofern sie ihre
Forderung nicht mit einer sofortigen Einmalzahlung am Vortag vor Inkrafttreten des
Pensionskassengesetzes und -dekrets ausfinanzieren, die Garantie eines Garantiegebers.

22 Vgl. Anhang 3: Angeschlossene Arbeitgebende der Kategorie 3
23 Vgl. Anhang 4: Angeschlossene Arbeitgebende der Kategorie 4
2 vgl. Anhang 5: Angeschlossene Arbeitgebende der Kategorie 5
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8.7. Kategorie 6: Institutionen ohne Leistungsauftrag BL

Die 6. Kategorie fasst alle Arbeitgebenden zusammen, welche weder mit Kanton noch mit
Einwohnergemeinden wirtschaftlich und finanziell eng verbunden sind und auch keinen
Leistungsauftrag mit dem Kanton haben. Ins Gewicht fallen hier vor allem die Evangelisch-
reformierten Kirchgemeinden und die Romisch-katholischen inkl. deren Landeskirchen sowie die
Christkatholische Landeskirche.

Der auszufinanzierende Betrag aller in dieser Kategorie enthaltenen Institutionen belauft sich per
Stichtag 31. Januar 2011 auf CHF 74 Mio. Franken, davon entfallen auf die Landeskirchen und
deren Kirchgemeinden CHF 44 Mio (~ 60% der Gesamtsumme in dieser Kategorie).

Alle Arbeitgebenden in dieser Kategorie sind selbst nicht garantiefahig und bendtigen deshalb,
sofern sie ihre Forderung nicht mit einer sofortigen Einmalzahlung am Vortag des Inkrafttretens
des Pensionskassengesetzes und -dekrets ausfinanzieren, die Garantie eines Garantiegebers.

Der Kanton priift, wo nétig, die Ubernahme von Garantien fiir die in dieser Kategorie enthaltenen
Landeskirchen und Kirchgemeinden als 6ffentlich-rechtliche Arbeitgebende.

0. L6sung aus Sicht des Kantons

Gemass § 18 des Pensionskassengesetzes® gibt der Kanton der BLPK, wo nétig, eine
Garantiezusage fir die Forderungen gegeniber Arbeitgebenden, mit denen er wirtschaftlich oder
finanziell eng verbunden ist, oder die eine Aufgabe im oOffentlichen Interesse des Kantons
wahrnehmen.

Der Tatbestand der wirtschaftlich und finanziell engen Verbundenheit trifft insbesondere auf die
Kategorien 2 (Beteiligungen) und 5 (Institutionen mit Leistungsauftrag BL) zu. Aus diesem Grund
sieht sich der Kanton in diesen beiden Bereichen in der Verantwortung, allfalligen
Garantiebegehren wo noétig zu entsprechen. Der Umgang mit den anderen Kategorien
(Einwohnergemeinden, Kommunale Institutionen, Institutione ohne Leistungsauftrag BL) wird in
Kapitel 9.4 erlautert.

Wichtig in diesem Punkt ist noch einmal die Unterscheidung zwischen Arbeitgebenden, welche die
Forderung mittels  sofortiger Einmaleinlage am  Vortag vor Inkrafttreten  des
Pensionskassengesetzes und -dekrets begleichen werden und jenen, welche aufgrund fehlender
liquiden Mitteln zwangslaufig das Forderungsmodell wahlen missen. Bei Arbeitgebenden, die mit
ausreichenden nicht betriebsnotwendiger flissigen Mitteln die gesamte Ausfinanzierung sofort per
Einmaleinlage am Vortag vor Inkrafttreten des Pensionkassengesetzes und —dekrets bezahlen, ist
keine Garantie erforderlich. Dies wiederum bedeutet, dass der Kanton diese Falle nicht mit einer
Garantie zur Verhinderung einer Uberschuldung / eines Kapitalverlustes oder zur Unterstiitzung
der Annuitdtenzahlung bedienen muss, da deren Forderung bei Inkrafttreten des
Pensionskassengesetzes und -dekrets beglichen wurde. Bei der Gewahrung der Garantie flr
einen Arbeitgebenden soll als Bedingungen ein nicht teureres Leistungspaket als der Kanton
geknlpft werden.

2 Vgl Anhang 7: Wesentliche gesetzliche Grundlagen aus der Vorlage 2012-176
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9.1. Ubernahme von Garantien in ausgewahlten Fallen
9.1.1. Beteiligungen (Kategorie 2)

9.1.1.1. Motorfahrzeugprufstation beider Basel

Die Motorfahrzeugprifstation beider Basel fihrt im Auftrag der beiden Kantone die vom
Gesetzgeber vorgesehenen amtlichen Fahrzeug- und Fuhrerprifungen durch. Sie erhebt hierfir
einheitliche und kostendeckende Gebuhren, die von den Regierungen festgelegt sind. Die MFP
selbst ist keine gewinnorientierte Institution. Mit den kostendeckenden Geblhren werden deren
Betriebskosten, unter Einschluss eventueller Investitionen, gedeckt.

Die Analyse auf Basis der Jahresrechnung 2011 hat ergeben, dass es der
Motorfahrzeugprufstation beider Basel nicht mdglich sein wird, ihre Forderung gegenuber der
BLPK mit einer sofortigen Einmalzahlung auszufinanzieren. Die MFP hat als solches kein
Eigenkapital, welches sie fur die Begleichung der Schuld gegeniiber der BLPK einsetzen kdnnte.

Die MFP bendtigt somit eine Garantie der Tragerkantone. Dies hat aber keine gesetzlichen Folgen,
ebenso kann die MFP ihre Annuitaten durch die Cash Flows begleichen. Es kommt also nicht
unmittelbar zu einem Garantiefall, die Garantie wird als Eventualverbindlichkeit gefihrt.

Die MFP kann die Annuitat aus dem erwirtschafteten Cash Flow zahlen.

9.1.1.2. Kantonsspital Baselland

Zweck des Kantonsspitals Baselland ist die Gewahrleistung der Gesundheitsversorgung der
Bevolkerung durch den Betrieb von drei akut-somatischen Spitédlern an den Standorten Liestal,
Bruderholz und Laufen mit stationaren und ambulanten Angeboten. Ebenso werden
gemeinwirtschaftliche Leistungen erbracht und im Rahmen von Leistungsvereinbarungen mit
Hochschulen zur universitaren Lehre und Forschung beigetragen.

Aufgrund der Ergebnisse der Jahresrechnung 2011 wird es dem Kantonspital nicht mdglich sein,
die Forderung mit einer sofortigen Einmalzahlung abzulésen. Aus diesem Grund muss der Kanton
mit einer Garantie einspringen.

Das Kantonsspital Baselland (und die Psychiatrie Baselland) wurden per 1. Januar 2012
verselbstandigt. Der damit verbundene Abgang der Versicherten héatte eigentlich eine
Teilliquidation bei der Vorsorgeeinrichtung ausgeldst, und der Kanton hétte die Deckungsliicke der
Kantonsspitdler ausfinanzieren miissen. Diese Belastung ware fir den Kanton zum damaligen
Zeitpunkt nicht tragbar gewesen. Aus diesem Grund wurde das Teilliquidationsreglement der
BLPK geéandert, so dass auf diese Ausfinanzierung verzichtet werden konnte. Gleichzeitig wurde in
einem zusatzlichen Paragraphen des Spitalgesetzes festgehalten, dass der Kanton bis zum
Inkrafttreten des revidierten Dekretes Uber die berufliche Vorsorge durch die Basellandschaftliche
Pensionskasse (Pensionskassendekret) fiir die Ausfinanzierung der auf die Mitarbeitenden
entfallenden Deckungsliicke verantwortlich bleibe (§ 12 Abs. 5 des Spitalgesetzes®).

Der Kanton U0Ubernimmt somit die Licke, welche den Spitalbetrieben durch den
auszufinanzierenden Betrag gegentber der BLPK entsteht, dies entspricht dem Eintritt des
Garantiefalls. Ebenso bezahlt er die gemadss Modellannahmen zu zahlende Annuitdten an die
BLPK. Er beabsichtigt aber gemass Beschluss der Finanzkommission, dass die Spitdler die
Kosten dieser Ausfinanzierung selbst tragen werden, sobald sich dafiir nach Beurteilung des
Kantons Spielraum bietet.?’

%6 5G5S 930 || GS 37.0867
2 Vgl. Punkt 4.4.2 im Bericht der Finanzkommission zur Vorlage 2012/176: BLPK-Reform
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Das Kantonsspital Baselland bendtigt also von Seiten des Kantons eine Garantie per Inkrafttreten
des Pensionskassengesetzes und -dekrets, dieser Zeitpunkt ist gleichbedeutend mit dem Eintritt
des Garantiefalls, d.h. der Kanton Ubernimmt die Ausfinanzierung des Fehlbetrages des
Kantonsspitals Baselland, jedenfalls vorlaufig. Es ensteht keine Eventualverbindlichkeit.

9.1.1.3. Psychiatrie Baselland

Die Psychiatrie Baselland gewahrleistet die Gesundheitsversorgung der Bevolkerung durch
umfassende ambulante, teilstationare und stationdare psychiatrisch-psychotherapeutische
Leistungen fir alle Altersgruppen. Des Weiteren werden spezifische Wohn- und
Arbeitsmdglichkeiten fur psychisch und geistig behinderte Menschen angeboten. Ebenso werden
gemeinwirtschaftliche und besondere Leistungen erbracht und im Rahmen von
Leistungsvereinbarungen mit Hochschulen zur universitaren Lehre und Forschung beigetragen.

Wie beim Kantonspital Baselland tbernimmt der Kanton sowohl die Licke, welche der Psychiatrie
Baselland durch den auszufinanzierenden Betrag gegeniber der BLPK entsteht, als auch die
Zahlung der Annuitdten. Er beabsichtigt aber, dass die Kosten dieser Ausfinanzierung selbst
getragen werden, sobald sich dafur nach Beurteilung des Kantons Spielraum biete.

Die Psychiatrie Baselland bendtigt also von Seiten des Kantons eine Garantie bei Inkrafttreten des
Pensionskassengesetzes und -dekrets, dieser Zeitpunkt ist gleichbedeutend mit dem Eintritt des
Garantiefalls, d.h. der Kanton Ubernimmt die Ausfinanzierung des Fehlbetrages der Psychiatrie
Baselland, jedenfalls vorlaufig. Es ensteht eine Verbindlichkeit.

9.1.1.4. Universitatskinderspital beider Basel UKBB

Das UKBB stellt die nachfragegerechte Versorgung des Gebietes der Tragerkantone mit einer
qualitativ hoch stehenden Kinder- und Jugendmedizin sicher. Es dient als Ort der universitaren
kinder- und jugendmedizinischen Lehre und Forschung. Es kann kinder- und jugendmedizinischen
Dienstleistungen fir andere Kantone und das benachbarte Ausland erbringen. Die kinder- und
jugendmedizinischen Dienstleistungen richten sich nach der Genehmigung durch die beiden
Parlamente.

Die von den Regierungen der Tragerkantone zu erteilenden Leistungsauftrage bilden den Hauptteil
einer Leistungsvereinbarung mit dem Universitéats-Kinderspital. Die Vereinbarung umschreibt die
Leistungsziele und legt Leistungsindikatoren fest. Die Leistungsauftrdge sind Grundlage fur die
Bemessung der Beitrdge der Tragerkantone. Die Leistungsvereinbarung regelt die Modalitaten der
Finanzierung, des Controllings und des Berichtswesens. Die in der Leistungsvereinbarung
zugesicherten Beitrage der Tragerkantone stehen unter dem Vorbehalt der Genehmigung durch
die beiden Parlamente.

Die Analyse auf Basis der Jahresrechnung 2011 hat ergeben, dass es dem UKBB nicht mdglich
sein wird, seine Forderung gegenuber der BLPK mit einer sofortigen Einmalzahlung
auszufinanzieren.

Mit der Revision des Staatsvertrages zwischen den Kantonen Basel-Landschaft und Basel-Stadt
Uber das Universitats-Kinderspital beider Basel (Kinderspitalvertrag)28 vom 16. Februar 1998
Ubernehmen die Tragerkantone gemass 8 27 Absatz 2 den Anteil der Ausfinanzierung des
bestehenden Anschlussvertrages des UKBB an die Basellandschaftliche Pensionskasse (BLPK)
per Stichtag (Vortag vor Inkrafttreten des Pensionskassengesetzes und —dekrets) zu gleichen
Teilen. Dasselbe Verfahren wird auch bei der Ausfinanzierung der Pensionskasse des Kantons
Basel-Stadt (PKBS) angewandt (8§ 27 Abs. 3 des Staatsvertrages).

%8 vgl. Landratsvorlage 2013-020
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Das UKBB bendtigt also von Seiten der Tragerkantone eine Garantie bei Inkrafttreten des
Pensionskassengesetzes und -dekrets, dieser Zeitpunkt ist gleichbedeutend mit dem Eintritt des
Garantiefalls, d.h. der Kanton tGbernimmt die Ausfinanzierung des Fehlbetrages und die Zahlung
der Annuitaten. Es ensteht eine Verbindlichkeit.

9.1.1.5. Basellandschaftliche Pensionskasse BLPK

Die Basellandschaftliche Pensionskasse ist zustandig fir die beruflichen Vorsorge der der
Personalgesetzgebung des Kantons Basel-Landschaft unterstellten Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter sowie des Personals der angeschlossenen Arbeitgebenden. Sie erbringt Leistungen
gemass dem Dekret Uber die berufliche Vorsorge durch die Basellandschaftliche Pensionskasse
(Pensionskassendekret) und der vom Verwaltungsrat erlassenen Reglemente, in jedem Falle
mindestens gemass den zwingenden Bestimmungen des Bundesrechts. Die BLPK muss aufgrund
der eigenen Arbeitnehmenden auch ausfinanzieren. Sie ist ein Spezialfall, da sie die
Ausfinanzierung faktisch sich selbst schuldet. Sie ist in der Lage die notwendige Ausfinanzierung
mittels einer Auflésung von vorhandenen Ruckstellungen vorzunehmen. Aus diesem Grund
bendtigt die BLPK keine Garantie des Kantons.

9.1.1.6. Basellandschaftliche Gebaudeversicherung BGV

Die Basellandschaftliche Geb&udeversicherung versichert die Gebaude und Grundsticke im
Kanton Basellandschaft gegen Elementar- und Feuerschaden und erfillt hoheitliche Aufgaben im
Brandschutz, in der Elementarschadenpravention und im Feuerwehrwesen.

Die Analyse des Jahresabschlusses hat ergeben, dass die BGV aufgrund ihrer liquiden Mittel die
Mdoglichkeit hat, ihre Forderung gegenuber der BLPK per Inkrafttreten des
Pensionskassengesetzes und -dekrets sofort auszufinanzieren. Aus diesem Grund bendtigt die
BGV keine Garantie des Kantons.

9.1.1.7. Sozialversicherungsanstalt Baselland SVA

Die Ausgleichskasse erfilllt die Durchfiihrung des Bundesgesetzes vom 19. Marz 1965 lber die
Erganzungsleistungen ELG, die Durchfiihrung des Bundesgesetzes vom 25. September 1952 (ber
die Erwerbsersatzordnung (EOG), die Durchfiihrung des Bundesgesetzes vom 20. Juni 1952 Uber
die Familienzulagen in der Landwirtschaft (FLG) und die Geschaftsfihrung der
Familienausgleichskasse des Kantons Basel-Landschaft. Weiter gewahrleistet sie den Vollzug der
Pramienverbilligung in der Krankenpflegeversicherung gemass Bundesgesetz (ber die
Krankenversicherung.

Die Sozialversicherungsanstalt des Kantons Basel-Landschaft, die Ausgleichskasse und die IV-
Stelle erfullen ihre Aufgaben unter direkter Aufsicht des Bundes, soweit sie nicht ihnen
ubertragene kantonale Aufgaben wahrnehmen.

Die SVA hat keine Mdglichkeit, die Forderung gegeniber der BLPK mit einer sofortigen
Einmalzahlung zu tilgen, sie benétigt eine Garantie des Kantons. Es kommt nicht unmittelbar zu
einem Garantiefall, die Garantie auf die Forderung wird als Eventualverbindlichkeit gefuhrt.

Die SVA kann die Annuitat nicht aus dem erwirtschafteten Cash Flow zahlen, deshalb muss auch
dafiir eine Garantie des Kantons vorliegen.

9.1.1.8. Birgschaftsgenossenschaft Baselland BGB

Ziel der Burgschaftsgenossenschaft Baselland ist die Forderung des Liegenschafts- und
Stockwerkeigentums. Mit ihrer Birgschaft erleichtert die Genossenschaft nattrlichen und
juristischen Personen die Sicherstellung von Hypotheken und Baukrediten sowie von
grundpfandlich gedeckten Darlehen und Krediten. Dieser Téatigkeitsbereich ist grundsatzlich auf
den Kanton Basel-Landschaft begrenzt. In Ausnahmeféllen kénnen auch Birgschaften fur
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ausserkantonale Grundstiicke in der Schweiz Ubernommen werden. Neben dieser Hauptaufgabe
erbringt sie auch allgemeine Immobiliendienstleistungen wie Verwaltung, Vermietung und
Vermittlung von Liegenschaften, Baukredit-Treuhanderschaften, Liegenschaftsschatzungen;
Beratung in allen Liegenschaftsbelangen. Sie kann zudem fir eigene Rechnung Grundstiicke
erwerben und verdussern.

Die Analyse der Jahresrechnung 2011 der BGB hat ergeben, dass eine sofortige Ausfinanzierung
per Inkrafttreten des Pensionskassengesetzes und —dekrets aufgrund der vorhandenen Liquiditéat
mdglich ist. Somit bendétigt sie keine Garantie des Kantons.

9.1.1.9. Hardwasser AG

Die Gesellschaft bezweckt, in Ausfihrungen der Bestimmungen des zwischen den Kantonen
Basel-Landschaft und Basel-Stadt abgeschlossenen Grindungsvertrages vom 26. November
1954, 04./07. Juli 1955, das in der Hard (Gemeindebann Muttenz) vorhandene natirliche und mit
vorgereinigtem Rheinwasser kunstlich angereicherte Grundwasser zu gewinnen und als
Trinkwasser den Industriellen Werken Basel sowie den angeschlossenen Einwohnergemeinden
und Zweckverbanden im Kanton Basel-Landschaft abzugeben. In geringerem Umfang wird auch
vorgereinigtes Rheinwasser als Brauchwasser an die ARA Rhein in Pratteln geliefert.

Die Hardwasser AG hat aufgrund ihrer vorhandenen liquiden Mitteln auf Basis der Rechnung 2011
die  Moglichkeit, ihre  Forderung gegenuber der BLPK per Inkrafttreten des
Pensionskassengesetzes und -dekrets sofort auszufinanzieren. Sie bendtigt deshalb keine
Garantie der Tragerkantone.

9.1.1.10. Baselland Transport AG

Die Baselland Transport AG is verantwortlich fur die Errichtung und den Betrieb von Linien des
offentlichen Verkehrs im Kanton Basel-Landschaft und in den angrenzenden Gebieten nach
Massgabe der vom Bund erteilten Konzessionen, der Ubernahme weiterer Betriebe des
offentlichen Verkehrs mit dem Ziel der Schaffung einer einheitlichen Tréagerorganisation des
offentlichen Verkehrs im Kanton Basel-Landschaft, der Fihrung von Nebenbetrieben und
Nebengeschéaften, soweit diese entweder mit dem o6ffentlichen Verkehr im Zusammenhang stehen
oder zur Verbesserung der Ertragslage geeignet sind.

Die Baselland Transport AG hat aufgrund ihrer vorhandenen liquiden Mitteln auf Basis der
Rechnung 2011 die Mdglichkeit, ihre Forderung gegeniber der BLPK per Inkrafttreten des
Pensionskassengesetzes und -dekrets sofort auszufinanzieren. Sie bendétigt deshalb keine
Garantie des Kantons.

9.1.1.11. Waldenburgerbahn AG

Der Waldenburgerbahn AG obliegt die Verwaltung und der Betrieb einer Schmalspurbahn von
Liestal nach Waldenburg, gebaut und betrieben urspringlich nach Massgabe der ihr am
19. April 1870 vom Kanton Basel-Landschaft erteilten und am 20. Juni 1871 vom Bund
genehmigten Konzession. Die Bahn ist entsprechend den Anforderungen des Verkehrs und
gemass den technischen Fortschritten im Eisenbahnwesen auszubauen und hat die Férderung
des Verkehrs nach Langenbruck anzustreben. Die geltende Grundlage fir den Bau und Betrieb
der Bahn ist die neue, mit Bundesbeschluss vom 29. September 1969 erteilte Konzession. Die
Gesellschaft kann sich, soweit es den Interessen des Unternehmens dient, erganzende Betriebe
angliedern oder sich an solchen beteiligen. Die Dauer der Gesellschaft richtet sich nach der jeweils
geltenden Konzession.

Die Waldenburgerbahn AG hat aufgrund ihrer vorhandenen liquiden Mitteln auf Basis der
Rechnung 2011 die Mdglichkeit, ihre Forderung gegentber der BLPK per Inkrafttreten des
Pensionskassengesetzes und -dekrets sofort auszufinanzieren. Sie bendtigt deshalb keine
Garantie des Kantons.
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9.1.1.12. Autobus AG Liestal

Halten, dauernde Verwaltung, Kauf, Verkauf und Finanzierung von Beteiligungen an Unternehmen
aller Art, insbesondere auf folgenden Gebieten: Personen- und Gutertransport; offentlicher
Verkehr, Automobilhandel und -reparaturen sowie Handel mit Betriebsstoffen. Die Gesellschaft
kann sich an andere Unternehmungen beteiligen, Grundeigentum erwerben, belasten, veraussern
und verwalten sowie Garantien zu Gunsten von verbundenen Gesellschaften erteilen.

Die Autobus AG Liestal stellt ein Spezialfall dar. Die Analyse des Jahresabschlusses 2011 wurde
auf Gruppenstufe (inkl. der drei Tochtergesellschaften) vorgenommen, da sich die zur Verfligung
stehenden Angaben zur Ausfinanzierung und zu einer gebildeten Rickstellung zur
Ausfinanzierung auf die Gruppe gesamthaft beziehen und diese nicht den Einzelgesellschaften
zugeordnet werden konnten. Eine allfdllige Garantie wirde aber nur fir den Geschéftsbereich des
offentlichen Verkehrs gewahrt.

Die Autobus AG Liestal hat aufgrund ihrer vorhandenen liquiden Mitteln auf Basis der Rechnung
2011 keine Mdoglichkeit, ihre Forderung gegeniiber der BLPK per Inkrafttreten des
Pensionskassengesetzes und -dekrets sofort auszufinanzieren. Somit bendtigt die Sparte des
offentlichen Verkehrs eine Garantie des Kantons. Dies hat keine gesetzlichen Folgen, deshalb wird
die Garantie als Eventualverbindlichkeit gefiihrt.

Die Autobus AG Liestal kann die Annuitat selbstandig bezahlen.

9.1.1.13. Schweizerische Rheinhafen AG

Zweck der Schweizerischen Rheinhdfen AG ist die Foérderung der Grossschifffahrt als
okologischen Verkehrstrager von nationaler Bedeutung und verkehrstragertibergreifender Betrieb
von Hafenanlagen. Sie gehdren zusammen mit der Motorfahrzeugprifstation (MFP) und dem
Universitatskinderspital beider Basel (UKBB) zu den drei bikantonalen Tragerschaften, welche der
BLPK angeschlossen sind. Siehe dazu auch Kapitel 9.2.

Die Schweizerische Rheinhafen AG hat aufgrund ihrer vorhandenen liquiden Mitteln auf Basis der
Rechnung 2011 die Mdglichkeit, ihre Forderung gegeniber der BLPK per Inkrafttreten des
Pensionskassengesetzes und -dekrets sofort auszufinanzieren. Somit bendtigen sie keine
Garantie der Tragerkantone.

9.1.2. Institutionen mit Leistungsauftrag BL (Kategorie 5)

9.1.2.1. Stiftung Kinderbetreuung Binningen

Die Stiftung Kinderbetreuung Binningen engagiert sich seit 1994 in der familienerganzenden
Betreuung von Kindern und fir die Bedirfnisse deren berufstatigen Eltern. Sie unterstiitzt Eltern
und Arbeitgebenden, Familie und Beruf zu vereinbaren und Einwohnergemeinden in der
Entwicklung von familienergédnzenden Betreuungsangeboten.?

Die Stiftung Kinderbetreuung Binningen hat aufgrund ihrer vorhandenen liquiden Mitteln auf Basis
der Rechnung 2011 die Mdglichkeit, ihre Forderung gegeniiber der BLPK per Inkrafttreten des
Pensionskassengesetzes und -dekrets sofort auszufinanzieren. Somit bendtigt sie keine Garantie
des Kantons.

9.1.2.2. Insieme Baselland (Verein)

Insieme Baselland, der Verein zur Férderung von Menschen mit einer geistigen und/oder anderen

29 vgl. Stiftung Kinderbetreuung Binningen
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Behinderung, besteht unter dem Patronat der Gemeinnultzigen Gesellschaft Baselland. insieme
Baselland hat Sitz in Liestal und ist ein politisch und konfessionell neutraler Verein, der
ausschliesslich gemeinnutzigen Charakter hat. Er orientiert sich an den Menschenrechten und an
der Verbesserung der Lebensqualitat der Menschen mit einer geistigen und/oder anderen
Behinderung. Insieme Baselland kann Vereine/Stiftungen mit verwandten Zielsetzungen
aufnehmen, griinden oder sich mit solchen zusammenschliessen.

Der Verein hat aufgrund seiner vorhandenen liquiden Mitteln auf Basis der Rechnung 2011 die
Mdglichkeit, seine Forderung gegeniber der BLPK per Inkrafttreten des Pensionskassengesetzes
und -dekrets sofort auszufinanzieren. Somit benétigt er keine Garantie des Kantons.

9.1.2.3. Mattenheim Ettingen

Das Mattenheim ist eine sozialtherapeutische, zertifizierte Einrichtung fir erwachsene Menschen
mit einer geistigen Behinderung ab 18 Jahren, unabhangig von Geschlecht, Kultur und Religion.
Die Menschen mit Behinderung kénnen bis an ihr Lebensende im Mattenheim in verschiedenen
Wohnformen leben. Das Mattenheim bietet verschiedene Beschaftigungsmdglichkeiten an, wie
geschutzte Arbeitsplatze, industrielle Beschaftigung und kreative Beschéftigung. Die Organisation
ermoglicht eine interdisziplinare Arbeit mit verschiedenen Fachbereichen. Interne und externe Aus-
und Weiterbildungen werden gefordert. Das Mattenheim erfillt die vom Kanton geforderten
Bedingungen mittels eines Qualitdtsmanagement und unterstiitzt damit eine kontinuierliche
Entwicklung der Organisation und deren Qualitat.*

Das Heim kann aufgrund seiner finanziellen Situation per Rechnung 2011 hinsichtlich der Liquiditat
die Forderung nicht mit einer sofortigen Einmalzahlung begleichen, es braucht eine Garantie des
Kantons. Dies hat aber keine gesetzlichen Folgen, es kommt also nicht unmittelbar zu einem
Garantiefall, die Garantie wird als Eventualverbindlichkeit gefiihrt.

Das Heim kann aber die Annuitat nicht aus dem erwirtschafteten Cash Flow zahlen, deshalb muss
auch dafir eine Garantie des Kantons vorliegen.

9.1.2.4. Eingliederungsstatte Baselland ESB

Die Eingliederungsstatte Baselland ESB ist eine Stiftung mit 6ffentlichem Auftrag. Sie steht im
Dienste von Menschen mit einer Behinderung und setzt sich dafir ein, dass diese ihr Potenzial
entfalten und so selbstbestimmt wie mdglich leben und arbeiten kdnnen. Interdisziplinare Teams
mit engagierten Fachleuten betreuen Gber 400 Jugendliche und Erwachsene in allen
Lebensbereichen: beim Arbeiten, Lernen, Wohnen und in der Freizeit. Die ESB verfligt tiber 350
Arbeitsplatze und 100 Wohnplatze an verschiedenen Standorten im Kanton Baselland. Die
Eingliederungsstatte Baselland ESB ist dem Verein “insieme Baselland” angeschlossen und
Mitglied von “INSOS Schweiz”, dem Branchenverband der Institutionen fiir Menschen mit
Behinderung, sowie von “SUBB — Verband Soziale Unternehmen beide Basel”. st

Die ESB kann aufgrund ihrer finanziellen Situation per Rechnung 2011 hinsichtlich der Liquiditat
die Forderung nicht mit einer sofortigen Einmalzahlung begleichen, sie braucht eine Garantie des
Kantons. Dies hat aber keine gesetzlichen Folgen, es kommt somit nicht unmittelbar zu einem
Garantiefall, die Garantie wird als Eventualverbindlichkeit gefuhrt.

Die ESB kann aber die Annuitat nicht aus dem erwirtschafteten Cash Flow zahlen, deshalb muss
auch dafiir eine Garantie des Kantons vorliegen.

%0 vgl. Mattenheim Ettingen
L vgl. Eingliederungsstatte Baselland ESB
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9.1.2.5. Schulheim Sommerau

Der Verein Sommerau in RUmlingen tragt die Verantwortung fir zwei Kinder- und
Jugendeinrichtungen im Kanton Baselland. Die Tagessonderschule Baselland ,Tandem® bietet 18
normalbegabten Primarschilern, die eine individuell abgestimmte Forderung und Betreuung
bendtigen, Lern-, Entwicklungs- und Erfahrungsraum. Das Schulheim Sommerau ist ein Internat
mit eigener Schule bis zur 5. Klasse und anschliessendem externem Schul- und
Ausbildungsangebot fir 39 normal begabte Kinder und Jugendliche, die einer gezielten
padagogischen, schulischen und therapeutischen Hilfe bediirfen.?

Das Schulheim Sommerau kann aufgrund seiner finanziellen Situation per Rechnung 2011
hinsichtlich der Liquiditat die Forderung nicht per sofortiger Einmalzahlung begleichen, es braucht
eine Garantie des Kantons. Dies hat aber keine gesetzlichen Folgen, es kommt somit nicht
unmittelbar zu einem Garantiefall, die Garantie wird als Eventualverbindlichkeit gefihrt.

Das Schulheim kann aber die Annuitat nicht aus dem erwirtschafteten Cash Flow zahlen, deshalb
muss dafiir auch eine Garantie des Kantons vorliegen.

9.1.2.6. Stiftung Schulheim Rdserental

Das Schulheim Rdserental in Liestal bietet verhaltensauffalligen Kindern und Jugendlichen im Alter
zwischen 12 und 16 Jahren, die fiir eine gewisse Zeit nicht in ihren Familien aufwachsen kdnnen,
stationare Betreuungsplétze sowie eine interne Heimschule an. Die Kinder und Jugendlichen und
ihre Angehoérigen werden entlastet. Sie haben Zeit und Raum fir eine Neuorientierung, fir
personliche Entfaltung und Sozialisation. Nach dem Aufenthalt im Schulheim Réserental wechseln
die Jugendlichen in die o6ffentliche Schule (9./10. Schuljahr), absolvieren eine Zwischenlésung,
oder beginnen mit einer Berufsausbildung.**

Die Stiftung kann aufgrund ihrer finanziellen Situation per Rechnung 2011 hinsichtlich der Liquiditat
die Forderung nicht per sofortiger Einmalzahlung begleichen, sie braucht eine Garantie des
Kantons. Dies hat gesetzlichen Folgen, es kommt also unmittelbar zum Garantiefall. Die Garantie
wird somit als Verbindlichkeit gefiihrt.

Die Annuitat aber kann aus dem erwirtschafteten Cash Flow bezahlt werden.

9.1.2.7. Stiftung Leiern (Auf der Leiern)

Die Stiftung Leiern betreibt in Gelterkinden eine sonderpadagogische Einrichtung fir Kinder und
Jugendliche, die einen speziellen Foérderbedarf aufgrund ihrer geistigen Behinderung oder
Lernbehinderung aufweisen. Das ,Zentrum fir Sonderpadagogik Auf der Leiern“ erbringt seine
Leistungen im Rahmen des Konzepts fur Sonderschulung des Kantons Basel-Landschaft. Die
Betreuung und Foérderung im Wohn-, Freizeit-, Schul- und Therapiebereich unterstutzt die
Entwicklung der Personlichkeit sowie das korperliche und emotionale Wohlbefinden. Sowohl die
padagogischen Massnahmen als auch die Forderungen an die Kinder und Jugendlichen zielen auf
die grésstmogliche Selbststandigkeit und eine nachhaltige soziale Integration.®*

Die Stiftung kann aufgrund ihrer finanziellen Situation per Rechnung 2011 hinsichtlich der Liquiditat
die Forderung nicht per sofortiger Einmalzahlung begleichen, sie braucht eine Garantie des
Kantons. Dies hat gesetzlichen Folgen, es kommt also unmittelbar zum Garantiefall. Die Garantie
wird somit als Verbindlichkeit gefiihrt.

Die Annuitat aber kann aus dem erwirtschafteten Cash Flow bezahlt werden.

%2 ygl. Schulheim Sommerau
 vgl. Schulheim Réserental
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9.1.2.8. Schulheim Schillingsrain

Das Schulheim Schillingsrain der Kettinger-Stiftung in Liestal ist ein Schulheim fir normalbegabte,
verhaltensauffallige méannliche Kinder und Jugendliche. Ziel deren Aufenthaltes ist es, die
personliche und soziale Entwicklung, die Schulung und Berufsfindung zu begleiten, zu
unterstiitzen und zu férdern.*

Das Schulheim kann aufgrund seiner finanziellen Situation per Rechnung 2011 hinsichtlich der
Liguiditat die Forderung nicht per sofortiger Einmalzahlung begleichen, es braucht eine Garantie
des Kantons. Dies hat gesetzlichen Folgen, es kommt also unmittelbar zum Garantiefall. Die
Garantie wird somit als Verbindlichkeit gefihrt.

Ebenso bendtigt das Heim eine Garantie zur Zahlung der Annuitat durch den Kanton, da es diese
aufgrund seines Cash Flows nicht selbst finanzieren kann.

9.1.2.9. Stiftung Wolfbrunnen

Die Stiftung Wolfbrunnen in Lausen beherbergt eine Wohngruppe und Schule fir weibliche
Jugendliche und junge Frauen in einer schwierigen Entwicklungsphase. In der Wohngruppe mit
interner Schule leben bis zu 12 Bewohnerinnen von 13 bis 18 Jahren. In einem geschiitzten
Rahmen werden diese umfassend darauf vorbereitet, zuklnftig ein selbststandiges Leben zu
fuhren. Auftrag der Stiftung Wolfbrunnen ist die integrierte Betreuung von weiblichen Jugendlichen
im Schul- und Wohnbereich, die stationdre, sozialpddagogische und schulische Betreuung
weiblicher Jugendlicher, Férderung von lebensbejahender Grundeinstellung, Selbstwertgefihl und
sozialer Verantwortung und die Vorbereitung auf selbststandige Lebensfiihrung.*

Die Stiftung kann aufgrund ihrer finanziellen Situation per Rechnung 2011 die Forderung mit
Inkrafttsetzung des Pensionskassengesetzes und —dekrets per sofortiger Einmalzahlung
begleichen, sie ist deshalb nicht auf eine Garantie des Kantons angewiesen.

9.1.2.10. Heime auf Berg

Die Heime Auf Berg AG in Seltisberg tragt die Verantwortung fur das Kinderheim und die
Jugendvilla in Seltisberg sowie fir das Mutter-Kind-Haus Belvedere in der Stadt Basel. Die Heime
Auf Berg widmen sich als familienergdnzende und / oder —begleitende Institution dem Ziel, die
ihnen anvertrauten Menschen in sozialen, lebenspraktischen und gesellschaftlichen Fahigkeiten
individuell zu foérdern. In der Zusammenarbeit mit dem/der Inhaber/in der elterlichen Verantwortung
steht das Wohlergehen der dem Heim anvertrauten Menschen im Mittelpunkt. Verein Wohngruppe
behinderter Kinder.*’

Die AG kann aufgrund ihrer finanziellen Situation per Rechnung 2011 hinsichtlich der Liquiditat die
Forderung nicht per sofortiger Einmalzahlung begleichen, es braucht eine Garantie des Kantons.
Dies hat gesetzlichen Folgen, es kommt also unmittelbar zum Garantiefall. Die Garantie wird somit
als Verbindlichkeit gefiihrt.

Die Annuitat aber kann aus dem erwirtschafteten Cash Flow bezahlt werden.

9.1.2.11. Insieme Baselland, Stiftung fur Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene
Die Stiftung ist Tragerin der Institutionen Heilpadagogische Schule Baselland mit Standorten in
Sissach, Minchenstein und Liestal sowie der Forderstatte am Schlosspark in Binningen.

Die Heilpadagogische Schule Baselland unterrichtet Kinder und Jugendliche mit einer Behinderung
und begleitet sie auf ihrem individuellen Bildungsweg. Die Forderstétte stellt jungen geistig

% vgl. Schulheim Schillingsrain
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und/oder kérperbehinderten Menschen ein neuartiges Bildungs- und Arbeitsangebot zur Verfligung
mit dem Ziel, ihnen eine Integration in die Arbeitswelt zu ermdglichen.

Die Stiftung kann aufgrund ihrer finanziellen Situation per Rechnung 2011 hinsichtlich der Liquiditat
die Forderung nicht per sofortiger Einmalzahlung begleichen, sie braucht eine Garantie des
Kantons. Dies hat gesetzlichen Folgen, es kommt also unmittelbar zum Garantiefall. Die Garantie
wird somit als Verbindlichkeit gefiihrt.

Die Annuitat kann nicht aus dem erwirtschafteten Cash Flow bezahlt werden, auch hier braucht es
eine Garantie des Kantons.

9.1.2.12. Insieme Baselland, Stiftung Adulta

Die Stiftung Adulta betreibt im Kanton Basel-Landschaft Heime flr erwachsene Menschen mit
einer geistigen oder mehrfachen Behinderung. Sie organisiert den betreuten Menschen einen
Lebensmittelpunkt in einem sicheren, freundlichen und angenehmen Zuhause, wo sie eine
qualitativ hochstehende professionelle Begleitung und Betreuung erhalten. Sie ermdglichen den
Bewohnerinnen und Bewohnern Mitbestimmung, Ubernahme von Selbstverantwortung,
Weiterentwicklung, vielfaltige Aktivitaten und die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben.>®

Die Stiftung kann aufgrund ihrer finanziellen Situation per Rechnung 2011 hinsichtlich der Liquiditat
die Forderung nicht per sofortiger Einmalzahlung begleichen, sie braucht eine Garantie des
Kantons. Dies hat aber keine gesetzlichen Folgen, es kommt also nicht unmittelbar zu einem
Garantiefall, die Garantie wird als Eventualverbindlichkeit gefuhrt.

Sie kann aber die Annuitat nicht aus dem erwirtschafteten Cash Flow zahlen, deshalb muss auch
dafiir eine Garantie des Kantons vorliegen.

9.1.2.13. Stiftung Mosaik

Die Stiftung Mosaik in Pratteln fihrt Angebote zur Beratung, Begleitung und Férderung von
Menschen, die in ihren korperlichen, geistigen, psychischen und neurologischen Funktionen oder
in ihrer Sinneswahrnehmung behindert sind. Sie unterstitzt die Anliegen von Menschen mit einer
Behinderung zur Verbesserung ihrer Lebenssituation.**

Die Stiftung kann aufgrund ihrer finanziellen Situation per Rechnung 2011 hinsichtlich der Liquiditat
die Forderung nicht per sofortiger Einmalzahlung begleichen, sie braucht eine Garantie des
Kantons. Dies hat gesetzlichen Folgen, es kommt unmittelbar zu einem Garantiefall. Die Garantie
wird somit als Verbindlichkeit gefiihrt.

Sie kann zudem die Annuitat nicht aus dem erwirtschafteten Cash Flow zahlen, deshalb muss
auch dafir eine Garantie des Kantons vorliegen.

9.1.2.14. Stiftung Basel-Olsberg

Die Stiftung Basel-Olsberg im R&bhof in Lausen bezweckt den Aufbau und Unterhalt einer oder
mehrerer Wohn- und Werkstatten flr erwachsene Menschen mit einer geistigen, psychischen,
korperlichen oder mehrfachen Behinderung. Sie setzt sich fur das Recht fir ein mdglichst
selbstbestimmtes Leben und die Pflicht zu gegenseitigem Respekt und Toleranz ein.*

Die Stiftung kann aufgrund ihrer finanziellen Situation per Rechnung 2011 hinsichtlich der Liquiditat
die Forderung nicht per sofortiger Einmalzahlung begleichen, sie braucht eine Garantie des

% vgl. Insieme Baselland, Stiftung Adulta
%9 vgl. Stiftung Mosaik
% vgl. Stiftung Basel-Olsberg
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Kantons. Dies hat keine gesetzlichen Folgen, es kommt also nicht unmittelbar zum Garantiefall, die
Garantie wird als Eventualverbindlichkeit gefiihrt.

Die Annuitat kann aus dem erwirtschafteten Cash Flow bezahlt werden.

9.1.2.15. KV Baselland

Der KV BL ist die Berufsorganisation fir den Dienstleistungsbereich, insbesondere der
kaufmannisch oder im Verkauf tatigen Angestellten, und vertritt deren Interessen gegentber
Behdrden und Arbeitgebenden, z.B. als Vertragspartner fir Gesamtarbeits-Vertrdge und in
verschiedenen kantonalen Kommissionen. Der KV BL férdert die (berufliche) Bildung im Sinne
einer soliden Grundausbildung und einer permanenten Weiterbildung. Er ist Trager der im Auftrag
des Kantons privatrechtlich gefuhrten KV-Schulen mit 3 Schulorten in Liestal (Berufsschulen und
Handelsschulen), Reinach (Handelsschulen und Hohere Fachschule fur Wirtschaft) und Muttenz
(BVS 2 und schulisches Briickenangebot).**

Der KV BL kann aufgrund seiner finanziellen Situation per Rechnung 2011 hinsichtlich der
Liguiditat die Forderung nicht per sofortiger Einmalzahlung begleichen, er braucht eine Garantie
des Kantons. Dies hat keine gesetzlichen Folgen, es kommt also nicht unmittelbar zum
Garantiefall, die Garantie wird als Eventualverbindlichkeit gefiihrt.

Die Annuitat kann aus dem erwirtschafteten Cash Flow bezahlt werden.

9.1.2.16. Verein fir Sozialpsychiatrie Baselland (VSP BL)

Der VSP BL ist ein politisch und konfessionell neutraler, gemeinnutziger Verein, der sich fur
Menschen mit einer psychischen oder psychosozialen Beeintrachtigung einsetzt. Ziel seiner Arbeit
ist die Partizipation und Teilhabe von Menschen mit einer psychischen Beeintrachtigung an der
Gesellschaft, ihre soziale Sicherheit, ihr persdnliches Wohlbefinden und ihre gesellschaftliche
Akzeptanz.*?

Der VSP BL kann aufgrund seiner finanziellen Situation per Rechnung 2011 hinsichtlich der
Liguiditat die Forderung nicht per sofortiger Einmalzahlung begleichen, er braucht eine Garantie
des Kantons. Dies hat keine gesetzlichen Folgen, es kommt also nicht unmittelbar zum
Garantiefall, die Garantie wird als Eventualverbindlichkeit gefihrt.

Die Annuitat kann aus dem erwirtschafteten Cash Flow bezahlt werden.

9.1.2.17. Beratungsstelle fur Schwangerschafts- und Beziehungsfragen

Das Beratungs- und Bildungsangebot der zwei Beratungsstellen in Binningen und Liestal richtet
sich an Frauen, Manner, Paare, Jugendliche, Schulen, Ausbildungsstatten, Institutionen und
andere Fachpersonen. In der Beratung informieren und unterstiitzen die Beratungsstellen
Betroffene in der Problemlésung und Entscheidungsfindung. Mit einem breiten Bildungsangeboten
werden entsprechende Informationen und Wissen in den Bereichen Sexualitdt im Lebenslauf,
Aufklarung und Verhitung, gewollte und ungewollte Schwangerschaft, Freundschaft, Liebe und
Beziehung vermittelt.*®

Die Beratungsstelle kann aufgrund ihrer finanziellen Situation per Rechnung 2011 hinsichtlich der
Liguiditat die Forderung nicht per sofortiger Einmalzahlung begleichen, sie braucht eine Garantie
des Kantons. Dies hat keine gesetzlichen Folgen, es kommt also nicht unmittelbar zum
Garantiefall, die Garantie wird als Eventualverbindlichkeit gefiihrt.

L vgl. Kaufmannischer Verband Baselland
2 vgl. Verein fur Sozialpsychiatrie
- Vgl. Beratungsstelle fir Schwangerschafts- und Beziehungsfragen
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Sie kann zudem die Annuitat nicht aus dem erwirtschafteten Cash Flow zahlen, deshalb muss
auch dafurr eine Garantie des Kantons vorliegen.

9.1.2.18. ptz Stiftung

Das Padagogisch-Therapeutische Zentrum (ptz) fur Kinder BL mit Geschaftsstelle in Liestal und
weiteren Stellen im Kanton bietet Kindern und Jugendlichen mit Entwicklungsauffalligkeiten oder
Behinderungen Psychomotorik-Therapie und heilpadagogische Fritherziehung.**

Die Stiftung kann aufgrund ihrer finanziellen Situation per Rechnung 2011 hinsichtlich der Liquiditat
die Forderung nicht per sofortiger Einmalzahlung begleichen, sie braucht eine Garantie des
Kantons. Dies hat gesetzlichen Folgen, es kommt also unmittelbar zum Garantiefall. Die Garantie
wird somit als Verbindlichkeit gefiihrt.

Sie kann zudem die Annuitat nicht aus dem erwirtschafteten Cash Flow zahlen, deshalb muss
auch dafur eine Garantie des Kantons vorliegen.

9.1.2.19. Ubersicht iiber die nétigen Garantien aus den Kategorien 2 und 5

Tabelle 3: Ubersicht tiber die Garantien

Garantie auf Forderung

Einmalzahlung

. Garantie auf Annuitat
maoglich

Arbeitnehmende

Garantie nétig Garantie-
eintritt sofort

Autobus AG Liestal (konsolidiert) nein ja nein nein
Basellandschaftliche Geb&udeversicherung ja
Basellandschaftliche Pensionskasse ja
Beratungsstelle fir Schwangerschafts- und Beziehungsfragen nein ja nein ja
BLT Baselland Transport AG ja
Birgschaftsgenossenschaft Baselland (BGB) ja
Hardwasser AG ja
Heime Auf Berg AG nein ja ja nein
insieme Baselland Stiftung fur die Eingliederungsstatte . . . .
Baselland ESB nein ja nein nein
insieme Baselland Stiftung fur Kinder, Jugendliche und junge . . . .

nein ja ja nein
Erwachsene
insieme Baselland, Stiftung Adulta [Stiftung fur Erwachsene] nein ja nein ja
insieme Baselland, Verein zur Férderung von Menschen mit ia

einer geistigen und/oder anderen Behinderung

Kantonsspital Baselland [alle drei Standorte] nein ja nein ja

Kaufmannischer Verband Baselland [inkl. Bildungszentrum,

DELF/DALF, Kinderkrippen] nein 2 nein nein
Kettiger-Stiftung [Schulheim Schillingsrain] nein ja ja ja
Kinderbetreuung Binningen ja
Mattenheim, Verein zur Betreuung und Férderung geistig . . . .
behinderter Erwachsener nein 2 nein a
Motorfahrzeugprifstation beider Basel nein ja nein nein
Psychiatrie Baselland nein ja nein ja
ptz Stiftung padagogisch-therapeutisches Zentrum fur Kinder, . . . .
nein ja ja ja
Baselland
Schweizerische Rheinhafen ja
Sozialversicherungsanstalt Baselland nein ja nein ja
Stiftung Basel-Olsberg fir Menschen mit einer Behinderung . . . .
u nein ja nein nein
[Rébhof Lausen]
Stiftung Leiern [Auf der Leiern] nein ja ja nein
Stiftung Mosaik nein ja ja ja
Stiftung Schulheim Réserental [Landschule Réserntal] nein ja ja nein
Stiftung Wolfbrunnen [Wohngruppe und Schule] ja
Universitéts-Kinderspital beider Basel nein ja nein nein
Verein fur Sozialpsychiatrie Baselland nein ja nein nein
Verein Sommerau [Schulheim Sommerau] nein ja nein ja
Verein Wohngruppen fur behinderte Kinder nein ja nein nein
Waldenburgerbahn AG ja

“ vgl. ptz Stiftung
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3 Erklarungsbeispiele dazu:

1. Fir die Basellandschaftliche Gebaudeversicherung ist eine sofortige Einmalzahlung
maoglich, also begleicht sie die Forderung per Inkraftireten des Pensionskassengesetzes-
und dekrets. Sie ist sofort ausfinanziert und bengtigt deshalb keine Garantie mehr. Somit
stellt sich die Frage nach einem sofortigen Garantiefall bei Inkrafttreten des
Pensionskassengesetzes und -dekrets sowie der Zahlung der Annuitat nicht mehr, die
Felder sind grau hinterlegt.

2. Der Verein Wohngruppe fir behinderte Kinder kann keine sofortige Einmalzahlung leisten,
er bendtigt also eine Garantie. Aufgrund der gesetzlichen Bestimmungen im
Zusammenhang mit dem Verein kommt es nicht unmittelbar zum Garantieeintritt und die
Garantie wird als Eventualverbindlichkeit gefihrt. Der Verein kann zudem die Annuitat
selbst bezahlen, es braucht auch dort keine Garantie.

3. Der ptz Stiftung ist es nicht moglich, mittels sofortiger Einmalzahlung auszufinanzieren, sie
bendtigt also eine Garantie. Die hat aber gesetzliche Folgen, somit kommt es unmittelbar
zum Garantiefall, d.h. die Garantie wird bei Inkrafttreten des Pensionskassengesetzes und
—dekrets fallig. Ebenso kann die Annuitéat nicht aus dem Cash Flow bezahlt werden, es
braucht eine zusatzliche Garantie auf die Annuitat.

9.2. Landeskirchen und Kirchgemeinden (Auszug Kategorie 6)

Der Kanton Ubernimmt, wo nétig, die Garantieleistungen fur die Landeskirchen als 6ffentlich-
rechtliche Arbeitgebende aus der Kategorie 6, ebenso kdnnen diese sich mittels Antrag um eine
Teilnahme beim Pooling des Kantons bewerben (siehe dazu Kapitel 4.3).

9.3. Umgang mit bikantonalen Tragerschaften

Unter den Beteiligungen des Kantons, wie sie in Kategorie 2 beschrieben werden (vgl. Kapitel 8.3),
gibt es vier Institutionen, welche von den Kantonen Basel-Landschaft und Basel-Stadt getragen
werden:

- Motorfahrzeugprifstation beider Basel (MFP);
- Universitatskinderspital beider Basel (UKBB);
- Schweizerische Rheinhéfen;

- Hardwasser AG.

Mit der Landratsvorlage 2012-176 zur Reform der beruflichen Vorsorge des Personals des
Kantons Basel-Landschaft schlagt der Kanton dem Landrat seine fur sich gewéhlte Variante zur
Ausfinanzierung der BLPK vor.

Gleichzeitig wird es allen anderen angeschlossenen Arbeitgebenden der BLPK geméss § 16 des
Pensionskassen® erméglicht, in Zusammenarbeit mit ihr individuelle Lésungen fur eine
Ausfinanzierungsvariante zu erarbeiten. Dies ist vor allem auch auf den Umstand zurtickzufthren,
dass sich die Kostenstruktur bei den jeweiligen Arbeitgebenden stark unterscheidet.

Die Planvarianten des Kantons gemass der unter Punkt 1 erwahnten Landratsvorlage sieht vor,
wahrend der Dauer der Ausfinanzierung das Beitragsverhaltnis von nun 40:60 (AN:AG) auf neu
45:55 (AN:AG) zu setzen. Die Lastensymmetrie sieht ebenso eine Beteiligung der
Rentenbeziehenden durch Verzicht auf einen Teil der kiinftigen Rententeuerung vor. Gleichzeitig

* Vgl. Anhang 7: Wesentliche gesetzliche Grundlagen aus der Vorlage 2012-176
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soll mit einem Vorschlag zum Besitzstand gewissen Hartefdllen vorgegriffen und die Umstellung
vom Leistungs- zum Beitragsprimat vorgenommen werden. Zudem werden der Wegkauf der
Rentenkiirzung sowie die Beitrage zur Uberbriickungsrente bei der vorzeitigen Pensionierung nicht
mehr angeboten.

Aus Sicht des Regierungsrates des Kantons Basel-Landschaft haben jene bikantonalen
Gesellschaften, welche auch der BLPK angeschlossen sind, insgesamt eine &hnliche
Kostenstruktur wie er selbst. Zudem soll vermieden werden, dass die entsprechenden
Arbeitgebenden einen Plan auswahlen, welcher ihren Mitarbeitenden einen finanziellen Vorteil
gegeniber jenen des Kantons Basel-Landschaft bietet.

Die in diesem Kapitel genannten Arbeitgebenden kdnnen somit aus Sicht des Regierungsrates des
Kantons Basel-Landschaft den in der Landratsvorlage 176-2012 genannten und in den
Kommissionsberatungen prazisierten Kantonsplan resp. eine gunstigere Variante davon fir die
Ausfinanzierung der BLPK wahlen. Der Kantonsplan sieht eine Einlage mit
Arbeitgebendenbeitragsreserve  vor, d.h. die BLPK wird bei Inkrafttreten des
Pensionskassengesetzes und -dekrets mittels einer Schuldanerkennung durch den Kanton zu 100
Prozent ausfinanziert. Der Kanton nimmt das notwendige Geld am Kapitalmarkt auf und amortisiert
die Schuld Uber einen Zeitraum von langstens 10 Jahren. Im Fall der Unterdeckung wird die
Arbeitgebendenbeitragsreserve  mit Zweckbestimmung in eine mit Verwendungsverzicht
umgewandelt. Die Arbeitgebendenbeitragsreserve ist nur im Fall des Verwendungsverzichts und in
dessen Umfang zu amortisieren. Nach spatestens 20 Jahren fallt die Zweckbestimmung weg.

9.4. Finanzielle Folgen der Garantietibernahme fir den Kanton

Tabelle 4: Zusammenfassung Garantiefdlle aus den Kategorien 2 und 5

. Garantie auf Forderung eeranieel e Garantiefall auf
Binmalzahlung | p o alverbindlichkeit) Forderung Annuitat
(Verbindlichkeit)
Anzahl
Arbeitgebende 10 13 9 10
Betrag , , . 0
(in TCHF) 38'726 169'499 320'462 14'646

10 Arbeitgebende finanzieren die Forderung der BLPK per Inkrafttreten des
Pensionskassengesetzes- und —dekrets sofort aus (CHF 38.7 Mio.). 22 Arbeitnehmende bendtigen
eine Garantie auf die Forderung: Bei 9 sind die mit der Garantie verbundenen gesetzliche
Konsequenzen zu beachten (der Garantiefall tritt sofort ein), zudem Ubernimmt der Kanton die
Ausfinanzierung fir das Kantonsspital Baselland und die Psychiatrie Baselland. Dies fuhrt zu einer
Hohe der Verbindlichkeiten von CHF 320.5 Mio. Bei den ubrigen 13 Arbeitnehmenden wird die
Garantie als Eventualverbindlichkeit gefuhrt (CHF 169.5 Mio.). Von den 22 Arbeitnehmenden,
welche eine Garantie auf Forderung benétigen, kommt bei 10 Arbeitgebenden zusétzlich eine
Garantie auf Annuitat dazu, weil die Cash Flows in den entsprechenden Fallen nicht fir deren
Finanzierung ausreicht, d.h. der Garantiefall tritt sofort ein (Verbindlichkeiten in der Hohe von CHF
14.6 Mio. fur das Jahr des Inkrafttretens des Pensionskassengesetzes und -dekrets). Die Details
dazu finden sich in Tabelle 5 Forderungs- und Annuitdtenhéhe Rechnung 2011.

Die mit dieser Vorlage prasentierte Lésung bedingt auch Vorbereitungen und Anpassungen in der
Organisation des Beteiligungscontrolling der Finanz- und Kirchendirektion Basel-Landschaft. Es
geht im Speziellen darum, ein wirksames und effizientes Controlling der per Inkrafttreten des
Pensionskassengesetzes und —dekrets zu erwartenden Garantiefdlle resp. der in den
Eventualverbindlichkeiten enthaltenen Positionen aufzubauen (frihzeitige Erkennung der
drohenden Garantiefalle, Uberwachung der eingetretenen Garantiefalle).
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Insbesondere geht es auch darum, die von den Garantien betroffenen Arbeitgebenden in ihren
Arbeiten zur Sicherstellung des Controllings zu begleiten. Dabei geht es um die Erstellung von
Finanz- und Liquiditatsplanen, friihzeitige Einleitung von Massnahmen zur Umsatzsteigerung
und/oder Kostensenkung sowie die Erarbeitung von Finanzierungslosungen fir die jahrlich fallig
werdenden Annuitéten.

Diese umfassenden und zeitintensiven Arbeiten sind mit den akutell im Beteiligungscontrolling
vorhandenen 100 Stellenprozenten Uber die nachsten Jahre nicht zu meistern. Der Kanton kann es
deshalb nicht vermeiden, im Bereich des Beteiligungscontrollings zuséatzlich 100 Stellenprozent zu
schaffen.

Tabelle 5: Forderungs- und Annuitdtenhéhe Rechnung 2011

(o]
c ——
] i
= 2
. N ) S} c
Firma / Name Institution (in TCHF) L <
Autobus AG Liestal (konsolidiert) 7'890 341
Basellandschaftliche Gebaudeversicherung 7'858 339
Basellandschaftliche Pensionskasse 5'105 220
Beratungsstelle fir Schwangerschafts- und Beziehungsfragen 119 5
BLT Baselland Transport AG 13'686 591
Birgschaftsgenossenschaft Baselland (BGB) 1'978 86
Hardwasser AG 4'929 214
Heime Auf Berg AG 1'935 84
insieme Baselland Stiftung fur die Eingliederungsstétte Baselland ESB 13'337 576
insieme Baselland Stiftung fur Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene 10'774 466
insieme Baselland, Stiftung Adulta [Stiftung fir Erwachsene] 5'328 231
insieme Baselland, Verein zur Férderung von Menschen mit einer geistigen und/oder anderen Behinderung 629 26
Kantonsspital Baselland [alle drei Standorte]* 223'417 9'666
Kaufmannischer Verband Baselland [inkl. Bildungszentrum, DELF/DALF, Kinderkrippen] 45'927 1'987
Kettiger-Stiftung [Schulheim Schillingsrain] 2'980 130
Mattenheim, Verein zur Betreuung und Férderung geistig behinderter Erwachsener 1'892 82
Motorfahrzeugpriifstation beider Basel 6'768 293
Psychiatrie Baselland* 72'728 3'146
ptz Stiftung padagogisch-therapeutisches Zentrum fir Kinder, Baselland 2'252 96
Schweizerische Rheinhéfen 2'004 86
Sozialversicherungsanstalt Baselland 23'808 1'030
Stiftung Basel-Olsberg fir Menschen mit einer Behinderung [Rabhof Lausen] 1'447 62
Stiftung Kinderbetreuung Binningen 352 15
Stiftung Leiern [Auf der Leiern] 3'394 147
Stiftung Mosaik 1'995 87
Stiftung Schulheim Réserental [Landschule Roserntal] 987 43
Stiftung Wolfbrunnen [Wohngruppe und Schule] 946 40
Universitats-Kinderspital beider Basel 54'272 2'349
Verein fur Sozialpsychiatrie Baselland 3'907 169
Verein Sommerau [Schulheim Sommerau] 3'990 173
Verein Wohngruppen fiir behinderte Kinder 814 35
Waldenburgerbahn AG 1'239 53

*Ubernahme der Ausfinanzierung durch den Kanton

Zudem hat sich der Regierungsrat entschieden, im Falle der Landeskirchen und den Kirchgemein-
den, wo notig, die Garantie zu libernehmen. Folgende Tabelle zeigt eine Ubersicht iiber die betrof-
fenen Arbeitgebenden:
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Tabelle 6: Forderungs- und Annuitdtenhéhe Rechnung 2011 Landeskirchen und Kirchgemeinden

Firma / Name Institution (in TCHF) Forderung Annuitat
Christkatholische Landeskirche BL 334 15
Evangelisch-reformierte Kirche BL 31'103 1'346
Evangelisch-reformierte Kirchgemeinde Aesch-Pfeffingen 636 27|
Evangelisch-reformierte Kirchgemeinde Allschwil-Schénenbuch 588 26|
Evangelisch-reformierte Kirchgemeinde Arlesheim 419 18]
Evangelisch-reformierte Kirchgemeinde Bennwil 53 2
Evangelisch-reformierte Kirchgemeinde Binningen-Bottmingen 2'030 88|
Evangelisch-reformierte Kirchgemeinde Birsfelden 167 7
Evangelisch-reformierte Kirchgemeinde Dornach-Gempen-Hochwald 514 22
Evangelisch-reformierte Kirchgemeinde Frenkendorf-Fullinsdorf 82 4
Evangelisch-reformierte Kirchgemeinde Gelterkinden 76 3
Evangelisch-reformierte Kirchgemeinde Lausen 27 1
Evangelisch-reformierte Kirchgemeinde Liestal-Seltisberg 750 33
Evangelisch-reformierte Kirchgemeinde Miinchenstein 650 28
Evangelisch-reformierte Kirchgemeinde Muttenz 1'622 70
Evangelisch-reformierte Kirchgemeinde Oberwi-Therwil-Ettingen 939 41
Evangelisch-reformierte Kirchgemeinde Pratteln-Augst 934 41
Evangelisch-reformierte Kirchgemeinde Reinach 684 30
Evangelisch-reformierte Kirchgemeinde Sissach 218 9
Evangelisch-reformierte Kirchgemeinde Tenniken-Zunzgen 199 9
Romisch-katholische Kirchgemeinde Aesch 316 14
Romisch-katholische Kirchgemeinde Allschwil* 419 18
Romisch-katholische Kirchgemeinde Binningen-Bottmingen 140 6
Romisch-katholische Kirchgemeinde Birsfelden 98 4
Romisch-katholische Kirchgemeinde Muttenz 250 11
Romisch-katholische Kirchgemeinde Oberwil 22 1
Romisch-katholische Kirchgemeinde Pratteln 343 15
Romisch-katholische Landeskirche 568 25

*Die Romisch-katholische Kirchgemeinde Allschwil wurde aufgrund fehlender Unterlagen zur Rechnung 2011 nicht untersucht.

Fasst man diese Resultate wiederum zusammen, ergibt dies folgendes Bild:

Tabelle 7: Zusammenfassung Garantiefalle Landeskirchen und Kirchgemeinden

. Garantie auf Forderung Garantiefall auf Garantiefall auf
Slelzatlnd (Eventualverbindlichkeit) FOIETN Annuitat
(Verbindlichkeit)
Anzahl
Arbeitgebende - Y Y 9
Betrag \ ; .
(in TCHF) 7'728 36'030 0 1'442

Mit dem Einbezug der Landeskirchen und der Kirchgemeinden andert sich somit die Hohe des

Totals der Eventualverbindlichkeit sowie die Hohe der Garantiefélle auf Annuitét:
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Tabelle 8: Zusammenfassung aller Garantiefalle der Kategorien 2, 5 und 6 (Kirchen)

. Garantie auf Forderung Garantiefall auf Garantiefall auf
Einmalzahlung (Eventualverbindlichkeit) Forderung Annuitat
(Verbindlichkeit)
Anzahl
Arbeitgebende e &2 S 15
Betrag \ . ] q
(in TCHF) 46'454 205'529 320'462 16'088
9.5. Umgang mit den Ubrigen Kategorien
9.4.1. Einwohnergemeinden (Kategorie 3) und kommunale Institutionen (Kategorie 4)

Alle der BLPK angeschlossenen Einwohnergemeinden sind wie der Kanton selbst garantiefahig
und kdnnen als solches auch Garantien aussprechen. Sie bendttigen also keine Garantie vom
Kanton.

Die kommunalen Institutionen bieten Dienstleistungen an, welche die Einwohnergemeinden nicht
mehr selbst anbieten und deshalb an die entsprechenden Institutionen delegiert wurden. Naheres
zu diesen Institutionen und die Erwartungen des Kantons an die Einwohnergemeinden
diesbeziiglich sind Thema des Kapitels 10.

9.4.2. Institutionen ohne Leistungsauftrag (Kategorie 6)

Die sechste Kategorie umfasst wie bereits in Kapitel 8.7 erwadhnt alle Arbeitgebenden, welche
weder mit Kanton noch mit Einwohnergemeinden wirtschaftlich und finanziell eng verbunden sind
und auch keinen Leistungsauftrag mit dem Kanton haben. Die Vergabe von allfalligen Garantien in
dieser Kategorie wird im Einzelnen geprift und allenfalls in einer zusatzlichen Vorlage geregelt.

Zu beachten ist der Anteil der Evangelisch-reformierten und RoOmisch-katholischen
Kirchgemeinden inkl. deren Landeskirchen sowie der Christkatholische Landeskirche an der
Forderung der BLPK. Der auszufinanzierende Betrag aller in dieser Kategorie enthaltenen
Institutionen belauft sich per Stichtag 31. Januar 2011 auf CHF 74 Mio. Franken, davon entfallen
allein auf die Landeskirchen und die Kirchgemeinden CHF 44 Mio (~ 60% der Gesamtsumme in
dieser Kategorie), welche als offentlich-rechtliche Arbeitgebende resp. Kirchen Anspruch auf eine
Garantie des Kantons haben.

Es muss davon ausgegangen werden, dass die massive Belastung von Eigenkapital und Liquiditat
aufgrund der Forderung der BLPK fir die Arbeitgebenden aus Kategorie 6 in den wenigsten Fallen
aus eigener Kraft tragbar sein wird. Arbeitgebenden, welchen keine Garantie zugesprochen wurde
und welchen die Belastung des Eigenkapitals bzw. der finanziellen Mittel zu gross ist, werden die
rechtlichen Konsequenzen selbst tragen und sich refinanzieren missen. Ohne den Resultaten
einer pendenten Anfrage beim Sicherheitsfonds BVG vorgreifen zu wollen, ist eher davon
auszugehen, dass auch der Sicherheitsfonds fir diese Licken aus der Vergangenheit bei einer
zuklnftigen Zahlungsunfahigkeit eines Arbeitgebenden bzw. des entsprechenden Vorsorgewerks
der Sammeleinrichtung BLPK nicht einstehen wird.

9.6. Auswirkungen der Ausfinanzierung

Die BLPK muss aufgrund der eigenen Arbeithehmenden auch ausfinanzieren und wurde im
Bericht der deshalb ebenfalls analysiert. Sie ist ein Spezialfall, da sie die Ausfinanzierung faktisch
sich selbst schuldet. Bei den hier wiedergegebenen zusammenfassenden Informationen ist die
BLPK ausgeklammert, da deren Bertcksichtigung die Aussagen verzerren wirde.

Ein weiterer Spezialfall stellt die Autobus AG Liestal dar. Die Analyse wurde auf Gruppenstufe
(inkl. der drei Tochtergesellschaften) vorgenommen, da sich die zur Verfligung stehenden
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Angaben zur Ausfinanzierung und zu einer gebildeten Rickstellung zur Ausfinanzierung auf die
Gruppe gesamthaft beziehen und diese nicht den Einzelgesellschaften zugeordnet werden
konnten. Es bleibt zu analysieren, wie sich die Ausfinanzierung auf die einzelnen
Gruppengesellschaften auswirkt, und ob daraus Massnahmen notwendig werden.

Insgesamt betrdgt die Forderung der BLPK gegeniiber den untersuchten Institutionen aus
Kategorie 2, 5 und 6 insgesamt CHF 573 Mio. Werden samtliche Forderungen mittels Annuitaten
Uber 40 Jahre bezahlt, betragt die jahrliche Annuitat aller Institutionen CHF 24.7 Mio., in der
Summe also CHF 988 Mio. CHF 415 Mio. betragen demnach die zusatzlich durch die
Arbeitgebenden zu bezahlenden Zinsen.

10. Einbezug der Einwohnergemeinden

10.1. Gemeindeinitiative

Am Montag 8. April 2013 haben mit 28 von allen 86 Einwohnergemeinden etwas mehr als ein
Drittel die formulierte Gemeindeinitiative fur die ,Ausfinanzierung der Basellandschaftlichen
Pensionskasse (BLPK)" bei der Landeskanzlei eingereicht. Am 12. April 2013 hat die
Landeskanzlei deren Zustandegekommen verfiigt und die Verfliigung im Amtsblatt vom 18. April
2013 publiziert. Die formulierte Gemeindeinitiative hat folgenden Wortlaut*°:

Die beiliegenden Gemeinden (mindestens finf Gemeinden) stellen gestitzt auf 8 49 Abs.1 der
Kantonsverfassung und § 64 des Gesetzes Uber die politische Rechte das formulierte Begehren
um Erlass des folgenden Gesetzes:

Gesetz Uber die Ausfinanzierung der Basellandschaftlichen Pensionskasse (BLPK)

Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft, gestiitzt auf 8 63 Abs. 1 der Verfassung des Kantons
Basel-Landschaft vom 17. Mai 1984, beschliesst:

8 1 Grundsatz

Der Kanton Basel-Landschaft finanziert die Basellandschaftliche Pensionskasse (BLPK) vollstan-
dig aus.

§ 2 Zeitpunkt

Die Ausfinanzierung erfolgt spatestens auf den vom Bundesrecht vorgeschriebenen Zeitpunkt der
Trennung der Kompetenz zur Regelung der Finanzierung und der Leistungen einer offentlich-
rechtlichen Vorsorgeeinrichtung.*

8§ 3 Ausmass

Der auszufinanzierende Betrag setzt sich zusammen aus:

a. dem versicherungstechnischen Fehlbetrag, aufgeteilt nach aktiven Versicherten und
Rentenbeziehenden, berechnet gemass dem Jahresabschluss bzw. einem Zwischenab-
schluss unmittelbar vor dem Stichtag der Ausfinanzierung;

b dem Aufwand aufgrund eines allfalligen Wechsels der Tarifgrundlagen;

C. den Kosten fiir die Kapitalisierung des nach dem Dekret vom 22. April 2004 Uber die berufli-
che Vorsorge durch die Basellandschaftliche Pensionskasse (BLPK-Dekret)? umlagefinan-
zierten Teils der Teuerungsanpassung auf den Renten;

% Amtsblatt vom 25. April 2013, Seiten 1674 und 1675
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d. den Kosten einer allfalligen Besitzstandsregelung fur den Wechsel vom Leistungs- zum Bei-
tragsprimat, entsprechend der vom Kanton flr sein Personal gewahlten Besitzstandsregelung.

8 4 Inkraftsetzung

Der Regierungsrat beschliesst das Inkrafttreten dieses Gesetzes.

1) Art. 50 Abs. 2 des Bundesgesetzes Uber die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVG, SR 831.40), Finanzie-
rung von Vorsorgeeinrichtungen &ffentlich-rechtlicher Kérperschaften, Anderung vom 17. Dezember 2010 (AS 2011 3386, 3392) in Kraft
ab 1. Januar 2014

2) GS 35.0093, SGS 834.2

Gemass den Initianten ist der von der Regierung vorgeschlagene Sanierungsweg flr viele
Einwohnergemeinden nicht die richtige Lésung, da deren Vorschlag davon ausgehe, dass der
Kanton und samtliche der BLPK angeschlossenen Arbeitgebenden eine individuelle L&sung
beschliessen muisste. Dies filhrt nach Sicht der Unterzeichnenden zu einer Verkomplizierung der
Situation. Der vom Regierungsrat prasentierte Weg habe zur Folge, dass neben einer kantonalen
auch kommunale Abstimmungen in jeder angeschlossenen Einwohnergemeinde Uber
Finanzierungswege, Vorsorgeplane, Investitionskiirzungen und Steuererhéhungen nétig seien. Die
Initianten sind deshalb der Auffassung, dass der Kanton hier seine koordinierende,
vereinheitlichende und kostensparende Funktion unbedingt wahrnehmen solle. Die geméass den
Initianten notwendigen und sinnvollen Sanierungsmassnahmen fur die BLPK fuhrten insgesamt zu
rund CHF 5 Mrd. Kosten fur den Kanton und die Einwohnergemeinden, was Steuererh6hungen zur
Folge haben wiirde.

Die Einwohnergemeinden (und mit ihnen die anderen angeschlossenen Arbeitgebenden) missen
sich aber bereits jetzt fur eine Plan- und Ausfinanzierungsvariante entscheiden. Gemass der vom
VBLG mit Brief vom 13. Juni 2013 vorgeschlagenen Lésung zur Ergdnzung der kommunalen
Personalreglemente beschliesst der Gemeinderat abschliessend tber Regelung der Vorsorge,
deren Kosten sind gebunden. Es braucht somit keinen zusatzlichen Beschluss der
Gemeindeversammlung.

Fur die Baselbieter Regierung ist es selbstverstandlich, dass der Kanton seine eigenen
Vorsorgekosten tragt. Es gibt indes keinen Grund dafur, dass der kantonale Steuerzahler auch die
Vorsorgepflicht samtlicher der BLPK angeschlossenen Arbeitgebenden tragen solle, wie dies die
Gemeindeinitaitive fordert. Zur Freiheit, wie sie u.a. in der Charta von Muttenz in Form von mehr
Gemeindeautonomie gefordert wird, gehért auch die Ubernahme von Verantwortung.

Die Initiative fuhrt zu einer Ungleichbehandlungen: Die Versicherten der BLPK-Arbeitgebenden
wirden gegentber allen anderweitigen Versicherten, die ihre Vorsorge selber berappen missten,
massiv bevorzugt.

Weiter sind in Bezug auf die Rechtmassigkeit der Gemeindeinitiative grundsatzliche Zweifel
angebracht. Diese postuliert namlich, dass der Kantonsplan fur funf Jahre allgemeinverbindlich
erklart wird. Gemass den Erlauterungen der Initianten dirfen die angeschlossenen
Einwohnergemeinden die BLPK in dieser Zeit nicht verlassen. Dies widerspricht aber einem Urteil
des Bundesgerichts in einem Gerichtsfall Einwohnergemeinde Zug gegen den Kanton Zug.”
Stérend ist schliesslich auch der Umstand, dass die angeschlossenen Arbeitgebenden als
Konsequenz der Gemeindeinitiative nach funf Jahren frisch saniert und ausfinanziert aus der BLPK
austreten und eine neue Ldsung suchen konnen. Aus diesem Grund wurde 8 12 des
Pensionskassengesetzes von der Finanz- und Personalkommission um einen dritten Absatz
erganzt: Hat der Kanton flir einen Arbeitgebenden die Ausfinanzierung der Komponenten gemass

4 Vgl. BGE 135 | 28: Urteil der Il. sozialrechtlichen Abteilung i.S. Einwohnergemeinde Zug und X. gegen Kanton Zug
(Beschwerde in offentlich-rechtlichen Angelegenheiten) 9C_914/2007 vom 12. Dezember 2008
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Absatz 2 ganz oder teilweise Gbernommen und lost der Arbeitgebende den Anschlussvertrag mit
der BLPK auf oder tritt aus einem anderen Grund aus der BLPK aus, hat der Arbeitgebende beim
Austritt den nach Absatz 2 Buchstabe b. bis d. geleisteten Betrag dem Kanton zuriickzuerstatten.
Der Betrag wird dem Kanton auf einer Arbeitgeberbeitragsreserve gutgeschrieben. Der
zuriickzuerstattende Betrag vermindert sich pro volles Kalenderjahr um einen Zwanzigstel seines
Anfangsbetrags, sodass nach 20 Jahren kein Betrag mehr geschuldet ist.

Alle Arbeitgebenden haben ihre Vorsorgekosten grundsatzlich selber zu tragen. Prifenswert ist, ob
der Kanton - wo notig - mit Garantieerklarungen zur Sicherung der Schuldanerkennung und bei der
Kapitalbeschaffung hilft (vgl. dazu Kapitel 4.3). Allerdings sollen dabei weder unnétige
Bonitatsrisiken eingegangen werden noch das Kreditrating des Kantons auf's Spiel setzen.

Mit der Losung, wie sie die Initianten vorschlagen, missen die Arbeithehmenden und -gebenden
keinen Beitrag zur Ausfinanzierung der BLPK leisten. Die gesamte Ausfinanzierung als einzelner
Arbeitgebende Ubernimmt der Kanton respektive schliesslich der Steuerzahlende.

10.2. Institutionen im Verantwortungsbereich der Einwohnergemeinden

Die Einwohnergemeinden sind also angehalten, ihre Pflicht als Arbeitgebende wahrzunehmen und
die Ausfinanzierung ihres Anteils an der Forderung der BLPK verantwortungsbewusst zu
Ubernehmen. Gleichzeitig sind sie wie der Kanton auch Ansprechpartner hinsichtlich Anfragen zum
Thema Garantieleistungen. Die Einwohnergemeinden sind garantiefahig. Da sie nach den
Bestimmungen des BVG eine Garantie fur die gesamten Leistungen einer
Gemeindepensionskasse abgeben kdnnen, ist es auch zuldssig, dass sie fur die Forderung der
BLPK gegenuber den angeschlossenen Arbeitgebenden garantieren.

Eine formelle rechtliche Verpflichtung der Einwohnergemeinden zur Ubernahme einer
Garantenstellung wird aber mit der vorliegenden Reform nicht eingefuhrt. Allerdings geht der
Regierungsrat davon aus, dass die Einwohnergemeinden fur die angeschlossenen Unternehmen,
an welchen sie eine wesentliche Beteiligung haben oder die Aufgaben im Interesse der
Einwohnergemeinden ausflhren, eine Garantie abgeben.

Die Institutionen im Verantwortungsbereich der Einwohnergemeinden werden in der Kategorie 4
zusammengefasst (vgl. dazu Kapitel 8.5). Darunter fallen die Blrgergemeinden,
Spitexorganisationen, Alters- und Pflegeheime, Musikschulen sowie Forstbetriebsgemeinschaften
und —zweckverbande.

Der auszufinanzierende Betrag aller in dieser Kategorie enthaltenen Institutionen belauft sich per
Stichtag 31. Januar 2011 auf CHF 108 Mio. Franken. Diese Arbeitgebenden sind selbst nicht
garantiefahig und benétigen deshalb, sofern sie ihre Forderung nicht mit einer sofortigen
Einmalzahlung am Vortag vor Inkrafttreten des Pensionskassengesetzes und -dekrets
ausfinanzieren, die Garantie eines Garantiegebers.

10.3. Allfallige Mehrkosten fiir die Einwohnergemeinden

Die Mehrkosten aus der Ausfinanzierung der BLPK hangen von der Wahl der Vorsorgeldsung der
jeweiligen Einwohnergemeinde ab. Hat diese geniigend Eigenkapital resp. Rickstellungen
gebildet, kann die Forderung durch eine sofortige Einmalzahlung getilgt werden.

Andernfalls bietet sich fir die Einwohnergemeinden eine alternative Ldosung an, d.h. die
Ruckzahlung der Forderung in den néchsten 2 bis 40 Jahren. Dies hat zur Konsequenz, dass die
durch die Reform entstehenden Mehrkosten mittels Einsparungen in anderen Bereichen der
Einwohnergemeinde oder aber durch Erhéhung des Steuerfusses kompensiert werden.
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Um die Grdssenordnung darzustellen, soll folgendes Beispiel dienen: Der gesamte Steuerertrag
2011 aller Einwohnergemeinden des Kantons Basel-Landschaft im Bereich der natirlichen
Personen betrdgt CHF 600 Mio., der durchschnittiche Steuerfuss 55 Prozent. Der
auszufinanzierende Betrag aller der BLPK angeschlossenen Einwohnergemeinden betragt CHF
615 Mio., dies wirde bei einer sofortigen Ausfinanzierung einer Erhohung des Steuerfusses um 56
Prozentpunkte entsprechen. Bei einer Ausfinanzierungsdauer von 40 Jahren wirde die Forderung
auf einen jahrlichen Betrag (Vereinfacht: Annuitdt) von CHF 24 Mio. zu stehen kommen. Dies
entspricht einer Erhéhung des Steuerfusses um durchschnittlich 2 Prozentpunkte.

Ein Ruckgriffsrecht, wie es der Kanton bei seinen finanziell und wirtschaftlich nahestehenden
Organisationen verlangt, ist auch fir die Einwohnergemeinden mdglich. Die HOhe des
auszufinanzierenden Betrags fir die Arbeitgebenden der vierten Kategorie betrdgt per 31.
Dezember 2011 insgesamt CHF 107 Mio. Dies wirde bei einer sofortigen Ausfinanzierung einer
Erhéhung des Steuerfusses um 10 Prozentpunkte entsprechen. Bei einer Ausfinanzierungsdauer
von maximal mdglichen 40 Jahren wirde die Forderung auf einen jahrlichen Betrag (Vereinfacht:
Annuitat) von CHF 5 Mio. zu stehen kommen. Dies entspricht einer weiteren Erhdhung des
Steuerfusses um durchschnittlich 0.5 Prozentpunkte

11. Empfehlung des Regierungsrates

Der Regierungsrat empfiehlt, die mit dieser Vorlage prasentierte Losung der Thematik Garantie-
leistungen anzunehmen. Es handelt sich wie bei der grossen Vorlage (2012-176) um ein austarier-
tes, durchdachtes und konzises Produkt, mit dessen Hilfe die Reform der BLPK unterstutzt werden
soll.

12. Zusammenfassung

1. Der Kanton spricht, basierend auf den Zahlen 2011, folgenden unter Kapitel 9 erwahnten
Arbeitgebenden eine Garantie auf Forderung geméss BVG aus:

a. Autobus AG Liestal (Sparte OV);

b. Beratungsstelle fir Schwangerschafts- und Beziehungsfragen;

c. Heime Auf Berg AG;

d. insieme Baselland Stiftung fiir die Eingliederungsstétte Baselland ESB;

e. insieme Baselland Stiftung fur Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene;
f. insieme Baselland, Stiftung Adulta [Stiftung fir Erwachsene];

g. Kantonsspital Baselland [alle drei Standorte];

h. Kaufmannischer Verband Baselland [inkl. Bildungszentrum, DELF/DALF, Kinder-
krippen];

i. Kettiger-Stiftung [Schulheim Schillingsrain];

j-  Mattenheim, Verein zur Betreuung und Férderung geistig behinderter Erwachsener;
k. Motorfahrzeugprifstation beider Basel;

I.  Psychiatrie Baselland;

m. ptz Stiftung padagogisch-therapeutisches Zentrum fir Kinder, Baselland;

40



aa.

bb.

CC.

dd.

ee.

Landratsvorlage Garantieleistungen

Sozialversicherungsanstalt Baselland;

Stiftung Basel-Olsberg fir Menschen mit einer Behinderung [Rabhof Lausen];
Stiftung Leiern [Auf der Leiern];

Stiftung Mosaik;

Stiftung Schulheim Rdserental [Landschule Réserntal];
Universitats-Kinderspital beider Basel;

Verein flr Sozialpsychiatrie Baselland;

Verein Sommerau [Schulheim Sommerau];

Verein Wohngruppen fir behinderte Kinder;
Christkatholische Landeskirche BL;
Evangelisch-Reformierte Kirche BL;

Reformierte Kirchgemeinde Allschwil-Schénenbuch;
Reformierte Kirchgemeinde Dornach-Gempen-Hochwald;
Reformierte Kirchgemeinde Frenkendorf-Fullinsdorf;
Reformierte Kirchgemeinde Minchenstein;

Reformierte Kirchgemeinde Muttenz;

Reformierte Kirchgemeinde Oberwil-Therwil-Ettingen;

Reformierte Kirchgemeinde Tenniken-Zunzgen.

2. Er spricht folgenden unter Kapitel 9 erwahnten Arbeitgebenden eine Garantie auf die zu
leistende Annuitat im Jahr des Inkrafttretens des Pensioniskassengesetzes und -dekrets

aus:

a.

b.

Beratungsstelle fir Schwangerschafts- und Beziehungsfragen;

insieme Baselland, Stiftung Adulta [Stiftung flr Erwachsene];

Kantonsspital Baselland [alle drei Standorte];

Kettiger-Stiftung [Schulheim Schillingsrain];

Mattenheim, Verein zur Betreuung und Férderung geistig behinderter Erwachsener;
Psychiatrie Baselland;

ptz Stiftung padagogisch-therapeutisches Zentrum fiir Kinder, Baselland;
Sozialversicherungsanstalt Baselland;

Stiftung Mosaik;
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j- Verein Sommerau [Schulheim Sommeraul];

k. Christkatholische Landeskirche BL;

I. Evangelisch-Reformierte Kirche BL;

m. Reformierte Kirchgemeinde Frenkendorf-Fillinsdorf;
n. Reformierte Kirchgemeinde Muttenz;

0. Reformierte Kirchgemeinde Tenniken-Zunzgen.

Er ist im Besitze eines Regressrechtes in Bezug auf die Ubernahme Kosten der
Ausfinanzierung fir das Kantonsspital Baselland und die Psychtrie Baselland zum
Kantonsplan bei guter wirtschaftlicher Entwicklung der Spitalbetriebe. Die Rucker-
stattungsmodalitdten sind in einem Vertragswerk zwischen Kanton und Spitélern
festzuhalten.

Er fordert den Arbeitnehmendenanteil an der Ausfinanzierung der BLPK derjenigen
Arbeitgebenden, bei denen dieser aufgrund des Eintritts des Garantiefalls die
Ausfinanzierung des fehlbaren Betrages tbernimmt, per Rechnungsstellung ein.

Die Finanz- und Kirchendirektion wird erméachtigt, im Zusammenhang mit der
Ausfinanzierung der Basellandschaftlichen Pensionskasse fur Offentlich-rechtliche
Arbeitgebende unter der Voraussetzung einer marktiblichen Kreditprifung verzinsliche
Darlehen oder Zahlungsgarantien zu gewahren.

Der Regierungsrat regelt die Ausgestaltung der Garantiezusagen, die Voraussetzung fir
den Erhalt einer Garantie sowie die Anwendung und Umsetzung der Garantiezusage in
Form einer Verordnung.

Antrag

Gemaéss beiliegendem Entwurf eines Landratsbeschlusses beschliesst der Landrat die
Kenntnisnahme zur Landratsvorlage betreffend die Garantieleistung des Kantons gegentber den
angeschlossenen Arbeitgebenden der BLPK im Zusammenhang mit der Reform der beruflichen
Vorsorge des Personals des Kantons Basel-Landschaft (LRV 2012-176).

Liestal, 25. Juni 2013 Im Namen des Regierungsrates

Die Préasidentin: Pegoraro

Der Landschreiber: Achermann
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Anhang
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Anhang 1: Angeschlossene Arbeitgebende der Kategorie 1

- Kanton Basel-Landschaft

Anzahl Arbeitgebende: 1
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Anhang 2: Angeschlossene Arbeitgebende der Kategorie 2

- Autobus AG Liestal

- Basellandschaftliche Gebaudeversicherung
- Baselland-Transport AG

- BLPK

- Burgschaftsgenossenschaft Baselland

- Hardwasser AG

- Kantonsspital Baselland

Anzahl Arbeitgebende: 13
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Motorfahrzeugprifstation beider Basel
Psychiatrie Baselland

Schweizerische Rheinhéafen
Sozialversicherung Baselland
Universitatskinderspital beider Basel UKBB
Waldenburgerbahn AG
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Gemeinde Aesch
Gemeinde Allschwil
Gemeinde Anwil
Gemeinde Arboldswil
Gemeinde Arisdorf
Gemeinde Arlesheim
Gemeinde Augst
Gemeinde Bennwil
Gemeinde Biel-Benken
Gemeinde Binningen
Gemeinde Birsfelden
Gemeinde Blauen
Gemeinde Bockten
Gemeinde Bottmingen
Gemeinde Bretzwil
Gemeinde Brislach
Gemeinde Bubendorf
Gemeinde Buckten
Gemeinde Burg i/L.
Gemeinde Buus
Gemeinde Diegten
Gemeinde Diepflingen
Gemeinde Dittingen
Gemeinde Duggingen
Gemeinde Eptingen
Gemeinde Ettingen
Gemeinde Frenkendorf
Gemeinde Fillinsdorf
Gemeinde Gelterkinden
Gemeinde Giebenach
Gemeinde Grellingen
Gemeinde Héafelfingen
Gemeinde Hemmiken
Gemeinde Hdlstein
Gemeinde Itingen
Gemeinde Kanerkinden
Gemeinde Lampenberg
Gemeinde Langenbruck
Gemeinde Laufelfingen
Gemeinde Lausen
Gemeinde Lauwil

Anzahl Arbeitgebende: 82
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Anhang 3: Angeschlossene Arbeitgebende der Kategorie 3

Gemeinde Liesberg
Gemeinde Lupsingen
Gemeinde Maisprach
Gemeinde Miinchenstein
Gemeinde Muttenz
Gemeinde Nenzlingen
Gemeinde Niederdorf
Gemeinde Oberdorf
Gemeinde Oberwil
Gemeinde Oltingen
Gemeinde Ormalingen
Gemeinde Pfeffingen
Gemeinde Pratteln
Gemeinde Ramlinsburg
Gemeinde Reigoldswil
Gemeinde Reinach
Gemeinde Rickenbach
Gemeinde Roggenburg
Gemeinde Réschenz
Gemeinde Rothenfluh
Gemeinde Rimlingen
Gemeinde Riinenberg
Gemeinde Schdnenbuch
Gemeinde Seltisberg
Gemeinde Sissach
Gemeinde Tecknau
Gemeinde Tenniken
Gemeinde Therwil
Gemeinde Thirnen
Gemeinde Titterten
Gemeinde Wahlen
Gemeinde Waldenburg
Gemeinde Wenslingen
Gemeinde Wintersingen
Gemeinde Wittinsburg
Gemeinde Zeglingen
Gemeinde Ziefen
Gemeinde Zunzgen
Gemeinde Zwingen
Stadt Liestal
Stadtverwaltung Laufen

Der BLPK nicht angeschlossen sind folgende Gemeinden: Hersberg, Kilchberg, Liedertswil, Nuss-

hof
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Alters- & Pflegeheim Frenkenbuindten
Alters- & Pflegeheim Hofmatt
Alters- & Pflegeheim Homburg
Alters- & Pflegeheim Madle
Alters- & Pflegeheim Moosmatt
Alters- und Pflegeheim Brunnmatt
Alters- und Pflegeheim Schoénthal
Altersheim Gritt

Altersheim Jakobushaus
Altersheim Johanneshaus
Alterssiedlung Schlossacker
Alterszentrum "Im Bruel"
Alterszentrum am Bachgraben
Alterszentrum Birsfelden

ARA Laufental-Luesseltal
Burgergemeinde Aesch
Burgergemeinde Allschwil
Burgergemeinde Arisdorf
Bilrgergemeinde Bretzwil
Birgergemeinde Bubendorf
Birgergemeinde Diegten
Birgergemeinde Eptingen
Burgergemeinde Gelterkinden
Burgergemeinde Laufen-Stadt
Birgergemeinde Liestal
Burgergemeinde Miinchenstein
Blrgergemeinde Muttenz
Blrgergemeinde Pratteln
Birgergemeinde Reinach
Birgergemeinde Rothenfluh
Burgergemeinde Sissach
Burgergemeinde Therwil

FBG Laufental-Thierstein West
Forstbetriebsgemeinschaft Am Blauen
Forstbetriebsgemeinschaft Chall

Anzahl Arbeitgebende: 69
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Forstbetriebsverband Dottlenberg
Forstrevier Farnsberg
Forstrevier Unteres Laufental

Langmatten Zentrum fiir Wohnen und Pflege

Mulimatt Sissach

Musikschule beider Frenkentaler
Musikschule Gelterkinden
Musikschule Laufental-Thierstein
Musikschule Leimental
Oberbaselbieter Abfallverband
Regionale Musikschule Liestal
Regionale Musikschule Sissach
Seniorenzentrum Aumatt Reinach
Spitalexterne Onkologiepflege Baselland
Spitex Arlesheim

Spitex Birsfelden

Spitex Gelterkinden & Umgebung
Spitex Haus- & Krankenpflege-
Spitex Miinchenstein

Spitex Muttenz

Spitex Oberwil

Spitex Pratteln-Augst-Giebenach
Spitex Regio Liestal

Spitex Reinach

Spitex-Verband Baselland
Stiftung Blumenrain

Stiftung zur Obesunne

Verein Spitex Binningen

Verein Spitex Bottmingen
Zentrum Ergolz
Zivilschutzverbund Laufental
Zweckverband Forstrevier Homburg

Zweckverband Forstrevier Oberes Diegtertal

Zweckverband Forstrevier Sissach
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Anhang 5: Angeschlossene Arbeitgebende der Kategorie 5

- Auf der Leiern

- Beratungsstelle fur Schwangerschafts-und
Beziehungsfragen

- Bildungszentrum kvBL

- Eingliederungsstéatte Baselland ESB

- Heime auf Berg AG

- insieme Baselland

- Insieme Baselland

- Insieme Baselland, Stiftung Adulta

- Landschule Réserntal

- Mattenheim Ettingen

Anzahl Arbeitgebende: 19
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ptz Stiftung
Schulheim Schillingsrain

Schulheim Sommerau

Stiftung Basel-Olsberg

Stiftung Kinderbetreuung Binningen
Stiftung Mosaik

Stiftung Wolfbrunnen

Verein fur Sozialpsychiatrie

Verein Wohngruppe behinderte Kinder
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Adimmo AG

Basellandschaftlicher Armenerziehungs-
verein

Christkatholische Landeskirche BL
Evangelische Heimstétte der Nordwest-
schweiz Leuenberg
Evangelisch-reformierte Kirche BL
Familien- & Jugendberatung Birseck
Gartenbad beim Schloss Bottmingen
Gasverbund Mittelland AG

InterGGA AG

Interkantonales Feuerwehr-
Ausbildungszentrum ifa

Krebsliga beider Basel

Lehrerverein Baselland

Luftseilbahn Reigoldswil - Wasserfallen
Lungenliga beider Basel

Merian-Park

OdA Gesundheit beider Basel
Evangelisch-reformierte Kirchgemeinde
Aesch-Pfeffingen
Evangelisch-reformierte Kirchgemeinde
Allschwil-Schénenbuch

Evangelisch-reformierte Kirchgemeinde Ar-

lesheim

Evangelisch-reformierte Kirchgemeinde
Bennwil

Evangelisch-reformierte Kirchgemeinde
Binningen-Bottmingen
Evangelisch-reformierte Kirchgemeinde
Birsfelden

Evangelisch-reformierte Kirchgemeinde
Dornach-Gempen-Hochwald
Evangelisch-reformierte Kirchgemeinde
Frenkendorf-Fullinsdorf
Evangelisch-reformierte Kirchgemeinde
Gelterkinden

Evangelisch-reformierte Kirchgemeinde
Lausen

Anzahl Arbeitgebende: 52
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Anhang 6: Angeschlossene Arbeitgebende der Kategorie 6

Evangelisch-reformierte Kirchgemeinde
Liestal-Seltisberg
Evangelisch-reformierte Kirchgemeinde
Minchenstein

Evangelisch-reformierte Kirchgemeinde
Muttenz

Evangelisch-reformierte Kirchgemeinde
Oberwi-Therwil-Ettingen
Evangelisch-reformierte Kirchgemeinde
Pratteln-Augst

Evangelisch-reformierte Kirchgemeinde
Reinach

Evangelisch-reformierte Kirchgemeinde
Sissach

Evangelisch-reformierte Kirchgemeinde
Tenniken-Zunzgen
Ro&misch-katholische Kirchgemeinde
Aesch

Ro&misch-katholische Kirchgemeinde
Allschwil

Romisch-katholische Kirchgemeinde Bi-
ningen-Bottmingen
Rémisch-katholische Kirchgemeinde Birs-
felden
Romisch-katholische Kirchgemeinde Mut-
tenz

Romisch-katholische Kirchgemeinde
Oberwil

Ro&misch-katholische Kirchgemeinde Prat-
teln

Romisch-katholische Landeskirche BL

Sanitas Krankenversicherung
santésuisse

Schule und Weiterbildung Schweiz
Sozialdienste Laufental

Sport- und Volksbad Gitterli AG
Stiftung Sunnegarte

Swisscom IT Services Sourcing AG
Tagesheim Sunnewirbel

Verein fur familienergédnzende Kinder-

betreuung
Wirtschaftskammer Baselland
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Anhang 7: Wesentliche gesetzliche Grundlagen aus der Vorlage 2012-176

Gesetz Uber die berufliche Vorsorge durch die Basellandschaftliche Pensionskasse (Pensionskas-

sengesetz)

vom

Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft, gestitzt auf § 63 Absatz 1 der Verfassung des Kan-
tons Basel-Landschaft vom 17. Mai 19848, beschliesst:

[...]

8§15 Amortisation der Forderung der BLPK durch den Kanton

! Der Kanton anerkennt den auf ihn entfallenden Betrag der Ausfinanzierung, erhéht um einen Zu-
schlag von 35%, als Forderung der BLPK.

2 Der Kanton amortisiert die Forderung, ohne Zuschlag gemass Absatz 1, in Teilschritten in spéa-
testens 10 Jahren.

® Die Forderung wird, mit Ausnahme des Zuschlags gemass Absatz 1, mit dem technischen Zins-
satz der BLPK verzinst.

“ Der Zuschlag gemass Absatz 1 stellt eine zweckbestimmte Arbeitgebendenbeitragsreserve dar.
Bei einer Unterdeckung des Vorsorgewerks des Kantons wird sie im Umfang der Unterdeckung,
hochstens aber im Betrag ihres anfanglichen Werts, in eine Arbeitgebendenbeitragsreserve mit
Verwendungsverzicht umgewandelt. Diese ist durch den Kanton geméss Absatz 3 zu verzinsen
und in spatestens funf Jahren zu amortisieren. Die Zweckbestimmung gilt auch bei Auflésung einer
Arbeitgebendenbeitragsreserve mit Verwendungsverzicht.

® Die Zweckbestimmung fallt weg, sobald das Vorsorgewerk des Kantons geniigend Wertschwan-
kungsreserven besitzt, spatestens nach einer Dauer von 20 Jahren.

® Die Einzelheiten regelt der Regierungsrat in einem Vertrag mit der BLPK.
[...]

8§16 Amortisation der Forderung der BLPK durch die Ubrigen angeschlossenen Arbeitge-
benden

! Die auf die Ubrigen angeschlossenen Arbeitgebenden entfallenden Forderungsbetrége, ohne
Zuschlag, werden fur jeden Arbeitgebenden gesondert ermittelt und in einem Vertrag mit der BLPK
festgehalten.

8 G5 29.276: SGS 100
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% Die Forderung wird mit dem technischen Zinssatz der BLPK verzinst und ist in spatestens 10
Jahren zu amortisieren.

% In Abweichung von Absatz 2 kann mit der BLPK eine Amortisation der Forderung in jahrlichen
Raten, verzinst mit dem technischen Zinssatz der BLPK, fir eine Dauer von hdéchstens 40 Jahren
vereinbart werden.

[..]

8§18 Garantie fur die Forderung der BLPK

! Der Kanton gibt der BLPK eine Garantiezusage fiir deren Forderungen gegeniiber Arbeitgeben-
den, mit welchen er wirtschaftlich oder finanziell eng verbunden ist oder die eine Aufgabe im 6f-
fentlichen Interesse des Kantons wahrnehmen. Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten.

Z Die Garantie besteht, solange die Forderung der BLPK noch nicht voll amortisiert ist. Sie redu-
ziert sich um den vom betreffenden Arbeitgebenden an die BLPK bezahlten Amortisationsanteil.
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Anhang 8: Einfluss der Garantie auf die Arbeitgebenden

Inhalt des folgenden Kapitels ist die Darstellung der Auswirkungen der Garantie auf Arbeitgeben-
den, welche diese in Anspruch nehmen. Den Berechnungen zu Grunde gelegt werden vereinfach-
te Annahmen, um die Zahlen Ubersichtlich und vergleichbar darzustellen.

Die definitiven Auswirkungen hangen ab von der Wahl der Plan- und Ausfinanzierungsvariante
durch jeden einzelnen Arbeitgebenden und kdnnen hier verstandlicherweise nicht in ihrer Gesamt-
heit dargestellt werden. Zur Vereinfachung wird deshalb das 40-jahrige Annuitdtenmodell herange-
zogen, wie es der Kanton in seinem urspriinglichen Vorschlag zur Reform der BLPK vorgeschla-
gen hat. Dies entspricht dem Forderungsmodell mit 40 j&hrlich gleichbleibenden Riickzahlungen
an die BLPK. Auf die Darlehenssumme hat die Wahl des Modells keinen Einfluss.

1. Erlauterungen zum Thema Garantie

Der Gesamtbetrag der Ausfinanzierung steht der BLPK zu. Sobald die BLPK die Forderung aus
der Ausfinanzierung als Aktiv-Darlehen erfasst, ist die BLPK direkt und vollstandig ausfinanziert
und der Deckungsgrad von 100 % ist wiederhergestellt, soweit die Forderungen gesichert sind.

Die der BLPK angeschlossenen Arbeitgebenden sollen die Ausfinanzierung per Inkrafttreten des
Pensionskassengesetzes und -dekrets vollstandig tragen, indem jeder einzelne Arbeitgebende den
ihm zugerechneten Anteil an der Ausfinanzierung entweder in maximal 40 jahrlich zu leistenden
Teilbetragen (Annuitaten) inkl. Zins oder bei ausreichenden finanziellen Mitteln vorzeitig der BLPK
bezahlt.

Die dem Kanton Basel-Landschaft nahestehenden Institutionen kénnen vom Kanton, sofern sie die
Forderung der BLPK nicht mit einer sofortigen Einmalzahlung begleichen eine Garantie fir diese
Verpflichtungen aus der Ausfinanzierung gegentiber der BLPK in Anspruch nehmen.

Fir die Arbeitgebenden bedeutet diese Ausfinanzierung meist massive Belastungen von Eigenka-
pital und Liquiditat und hat je nach Rechtsform des Arbeitgebenden unterschiedliche Konsequen-
zen.

Der durch den Arbeitgebenden nicht selbst tragbare Teil der Ausfinanzierung wird, bei den dem
Kanton nahestehenden Institutionen, durch eine Garantie des Kantons gesichert. Ein Garantiefall
tritt entweder durch eine Uberschuldung, durch Zahlungsunfahigkeit oder durch Liquidation mit
Konkursfolge bzw. Konkurs des Arbeitgebenden ein. Die Eventualverbindlichkeit des Kantons aus
der abgegebenen Garantie wird in diesem Fall im Umfang des falligen bzw. noch offenen Anteils
der Ausfinanzierung zur Verbindlichkeit beim Kanton.

Im Endeffekt wird damit die BLPK sofort ausfinanziert, die Arbeitgebenden tUbernehmen soweit
tragbar die Finanzierung selbsténdig und der Kanton prift die Finanzierung des den nicht durch
die Arbeitgebenden tragbaren Teil.

Die Arbeithehmenden sollen sich indirekt an der Ausfinanzierung beteiligen, indem beim Kantons-
modell eine auf 20 Jahre (beim Annuitatenmodell eine auf 40 Jahre) beschréankte Anpassung des
Verhaltnisses von Arbeitnehmenden- und Arbeitgebendenbeitrdgen von 40 %/60 % auf 45 %/55 %
den Arbeitgebendenbeitrag reduzieren und die Arbeitgebenden dadurch entlasten. Dies betrifft
jedoch die hier behandelten Problemstellungen inhaltlich nicht direkt. Wichtig ist, dass sich die Ga-
rantie auf den ganzen Forderungsbetrag der BLPK erstreckt, unabhangig von der indirekten Betei-
ligung des Arbeitnehmenden an der Ausfinanzierung. Bei der Gewdahrung der Garantie fur einen
Arbeitgebenden soll als Bedingungen ein nicht teureres Gesamtpaket als der Kanton geknipft
werden soll.
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2. Auswirkungen der Ausfinanzierung auf die Jahresrechnungen der Arbeitgeben-
den

Die folgenden Ausfiuihrungen beziehen sich insbesondere auf die nicht garantiefahigen Arbeitge-
benden, die deshalb grundsatzlich auf eine Garantie angewiesen sind. Sie sind jedoch meist auch
fur die garantiefahigen Arbeitgebenden bzw. fir die Garantiegebenden (Kanton und Einwohner-
gemeinden) sinngemass anwendbar.

Die Ausfinanzierung hat auf die einzelnen Arbeitgebenden vordergriindig zwei Auswirkungen: Be-
lastung von Eigenkapital und Liquiditéat.

3. Eigenkapital

3.1 Verbuchung beim Arbeitgebenden

Mit dem Entscheid zur Ausfinanzierung entsteht fir den Arbeitgebenden eine Verbindlichkeit in
Hohe des gesamten Ausfinanzierungsbetrages. Unbesehen von den effektiven, auf mehrere Jahre
verteilbaren Zahlungsmodalitaten ist die gesamte Verbindlichkeit sofort aufwandwirksam zu verbu-
chen. Dadurch reduziert sich das Eigenkapital per Rechtswirksamkeit der Ausfinanzierung um den
Gesamtbetrag der Ausfinanzierung. Die mdégliche buchhalterische Erfassung kénnte wie folgt er-
folgen (allfallig vorgegebene Kontenrahmen sind zu beachten):

ausserordentlicher Aufwand / Verbindlichkeit BLPK CHF 1'000'000

Die erfolgswirksame Erfassung des Ausfinanzierungsbetrags in der Jahresrechnung des Arbeitge-
benden kann zur Folge haben, dass daraus ein Verlust entsteht, der den vorhandenen Gewinnvor-
trag Ubersteigt (Unterbilanz) oder gar das gesamte vorhandene Eigenkapital Ubersteigt. Das Ei-
genkapital wird in diesem Fall negativ, der Arbeitgebende ist Uberschuldet bzw. weist einen Bilanz-
fehlbetrag aus.

Die Verbindlichkeit kann gemass Modellannahmen in bis zu 40 jahrlichen Teilbetrdgen (Annuité-
ten) inkl. 3 Prozent Zins abbezahlt werden.* Dann ist aufgrund des Zinseffekts der in Teilbetragen
Zu bezahlende Betrag in der Summe um rund 72 Prozent hdher als die Verbindlichkeit selbst. Ne-
ben der oben erwahnten Erfassung der Verbindlichkeit per Inkrafttreten der Ausfinanzierung wird
das Eigenkapital daher aufgrund des Zinsaufwands Uber die Amortisationsdauer von 40 Jahren
zusatzlich belastet. Pro CHF 100000 Ausfinanzierung ist mit gesamthaften Zinskosten von rund
CHF 72'000 zu rechnen. Eine gewisse Entlastung wéhrend den 40 Jahren wird hingegen durch
den erhdhten Arbeitnehmenden-Anteil der Sozialversicherungen erzielt.

Im Folgenden werden rechtsformspezifische Rechtsfolgen bei ungentigendem bzw. negativem
Eigenkapital beschrieben. Unabhangig davon muss es das Ziel des Arbeitgebenden sein, die Kos-
tenstruktur und Ertragskraft mit geeigneten Massnahmen so aufzustellen, dass die Unterbilanz
oder zumindest die Uberschuldung bzw. der Bilanzfehlbetrag mit laufenden Gewinnen bzw. Er-
tragsuberschiissen kontinuierlich reduziert und mittel- bzw. langfristig ganz eliminiert werden kann.

3.2 Rechtsformabhangige Rechtsfolgen bei ungeniigendem Eigenkapital

Je nach Rechtsform bestehen unterschiedliche Vorschriften zur Rechnungslegung und zu Mass-
nahmen bei ungentigendem oder negativem Eigenkapital. Die der BLPK angeschlossenen Arbeit-
gebenden haben die folgenden Rechtsformen:

- Aktiengesellschaft;

- Genossenschaft mit Anteilsscheinen;

9 Die Kantonslésung sieht eine Ausfinanzierungsdauer von hochstens 10 Jahren vor. Alle anderen der BLPK ange-
schlossenen Arbeitgebende sind geméss 8 16 des Pensionskassengesetzes frei in der Wahl ihrer Ausfinanzierungs-
dauer und der Ausfinanzierungsart (Kantonslésung oder Annuitatenmodell).
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- Stiftung;

- Verein;

- Einfache Gesellschaft;

- Offentlich-rechtliche Institution.
3.21 Aktiengesellschaft

Massnhahmen bei Vorliegen einer Unterbilanz

Fuhrt die Erfassung des Ausfinanzierungsbetrages in der Jahresrechnung der Aktiengesellschaft
zu einem halftigen Kapitalverlust (mehr als die Halfte des Aktienkapitals und der gesetzlichen Re-
serven sind durch den Verlustvortrag aufgezehrt) oder zu einer Uberschuldung, so hat die Gesell-
schaft verschiedene gesetzlich vorgeschriebene Massnahmen zu treffen. Grundlage dieser Mass-
nahmen bildet Art. 725 OR.

Weist die letzte Jahresbilanz einen hélftigen Kapitalverlust aus, beruft der Verwaltungsrat unver-
zluglich eine Generalversammlung ein und beantragt entsprechende Sanierungsmasshahmen
(Art. 725 Abs. 1 OR).

Fuhrt die Ausfinanzierung zu einer mutmasslichen Uberschuldung der Unternehmung, so hat die
Gesellschaft eine Zwischenbilanz zu erstellen und diese von einem zugelassenen Revisor prifen
zu lassen. Zeigt diese Zwischenbilanz, dass die Forderungen der Gesellschaftsglaubiger weder zu
Fortflhrungs- noch zu Verausserungswerten gedeckt sind, so hat der Verwaltungsrat den Richter
zu benachrichtigen, sofern nicht Gesellschaftsglaubiger im Ausmass der Unterdeckung im Rang
hinter alle anderen Gesellschaftsglaubiger zurlicktreten (Art. 725 Abs. 2 OR).

Sowohl beim hélftigen Kapitalverlust als auch bei der Uberschuldung muss der Verwaltungsrat
Sanierungsmassnahmen beschliessen, um die Fortfihrungsfahigkeit der Gesellschaft zu gewéhr-
leisten. Im Falle der Uberschuldung miissen diese Massnahmen unmittelbaren Sanierungscharak-
ter aufweisen, da andernfalls der Richter benachrichtigt werden muss (Konkurser6ffnung). Alterna-
tiv konnen mit Gesellschaftsglaubigern Rangriicktritte im Umfang der Uberschuldung vereinbart
werden, um die Benachrichtigung des Richters abzuwenden. Gewéhrte Rangricktritte gelten je-
doch nicht als Sanierungsmassnahmen. Diese mussen unabhangig zu allfalligen Rangrtcktritten
erarbeitet werden.

Nachfolgend werden Beispiele von Sanierungsmassnahmen genannt (nicht abschliessende Auf-
z&hlung):

- Steigerung der Ertragskraft durch Preis- oder Gebuhrenerhéhungen;

- Kostensenkungsmassnahmen, bspw. mittels Personalabbau oder Aufgabe unren-
tabler Geschéaftsbereiche;

- Kapitalerhéhung durch Aktionare;
- Kapitalherabsetzung, respektive in Kombination mit Kapitalerhéhung;

- Bilanzsanierung (Auflosung von stillen Reserven, Aufwertung von Grundsticken
oder Beteiligungen nach Art. 670 OR).

Im Zusammenhang mit Sanierungsmassnahmen sind jeweils steuerliche Konsequenzen fiir die
Gesellschaft und/oder die Aktionére moglich.
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Anforderung an die Garantie

Das Bestehen einer Garantie Uber die Verbindlichkeiten der Gesellschaft aufgrund der Ausfinan-
zierung alleine reicht nicht aus, um die gesetzlichen Pflichten zum Treffen der oben beschriebenen
Massnahmen und insbesondere zur Benachrichtigung des Richters im Uberschuldungsfall zu ver-
hindern.

Spatestens im Zeitpunkt der Feststellung einer buchmassigen Uberschuldung muss die abgege-
bene Garantie aus diesem Grund bewirken, dass entweder eine sofortige finanzielle Sanierung
oder eine sofortige Gewahrung eines ausreichenden Rangricktritts auf Passiv-Darlehen durch-
setzbar wird (Eintreten eines Garantiefalls).

Ein Rangricktritt wird durch den Glaubiger mittels Vertrag mit dem Schuldner auf einem bestehen-
den oder neu zu gewahrenden Darlehen erklart. Damit tritt der Glaubiger des Darlehens im Rang
unwiderruflich und unbefristet hinter alle anderen Glaubiger zurlick und verzichtet im Insolvenzfall
idealerweise auf das Darlehen. Das Darlehen gegentiiber der BLPK scheidet aber als Position fir
einen moglichen Rangricktritt definitiv aus, da auf Seiten BLPK ein Aktiv-Darlehen nicht als Ausfi-
nanzierung gilt, wenn darauf Rangricktritt erklart wurde. Nur in den wenigsten Fallen wird beim
Arbeitgebenden eine andere Verbindlichkeit bestehen, auf dem im Umfang der Uberschuldung ein
Rangrucktritt erklart werden kénnte und dessen Glaubiger zudem bereit wéren, einen solchen
Rangrucktritt auch zu erklaren.

Die beabsichtigte Losung im Uberschuldungsfall lasst sich somit wie folgt skizzieren:

- Der Garantiegebende tbernimmt die Schuldverpflichtung in Hohe der garantierten
Forderung und tritt in die Forderung der BLPK gegentiber dem Arbeitgebenden ein.
Es wird eine neues Darlehen im selben Umfang und denselben Konditionen abge-
schlossen (Grafik: Darlehen 2).

- Die BLPK tritt die Forderung gegeniber der Gesellschaft dem Garantiegebenden ab
(Grafik: Darlehen 1).

- Auf dem Darlehen zwischen dem Garantiegebenden und dem Arbeitgebenden er-
klart der Garantiegebende einen ausreichend hohen Rangruckritt.

Damit ergébe sich folgende Situation:
- Der Arbeitgebende schuldet die Annuitaten nun dem Garantiegebenden anstatt der
BLPK
(Grafik: Annuitat 1).
- Die BLPK kann die Annuitaten aus der Ausfinanzierung nun vom Garantiegebenden
einfordern
(Grafik: Annuitéat 2).

- Aufgrund des Rangricktritts auf dem Darlehen 1 ist die Forderung gestundet, die
Annuitat 1 darf nicht bezahlt werden solange und soweit der Rangriicktritt besteht.
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- Aufgrund des Rangrucktritts auf dem Darlehen vom Garantiegebenden kann der
Verwaltungsrat der Arbeitgebenden-AG gemass Art. 725 Abs. 2 OR von der Be-
nachrichtigung des Richters absehen.

BLPK Gewaéhrtes Darlehen 2 Garantiege-
N BLPK
Gewahrtes bender
Darlehen 1 Gewahrtes
Darlehen 1 mit
Arbeitgebender Ranariicktritt

Arbeitgebender
Uberschuldet

Der Rangrucktritt sollte dabei so ausgestaltet werden, dass bei erwirtschafteten Gewinnen und
damit verkleinerter Uberschuldung eine Ersetzung des bestehenden Rangruicktritts durch einen
neuen Rangrucktritt in reduziertem Umfang mdglich ist. Damit kann der Garantiegebende den je-
weils frei werdenden Teil des Darlehens 1 einfordern soweit das Darlehen bereits fallig ist. Alterna-
tiv kann der Garantiegebende den frei werdenden Teil des Darlehens 1 unabh&ngig von der Fallig-
keit wieder der BLPK abtreten und soweit mit dem Darlehen 2 verrechnen.

Der beschriebene Zusammenhang zwischen erwirtschafteten Gewinnen und beabsichtigter Bezah-
lung der bedingten Annuitat 1 lasst sich wie folgt tbersichtlich zusammenfassen:

= Erwirtschafteter Gewinn durch den tberschuldeten Arbeitgebenden
% Uberschuldung reduziert sich
& Rangricktritt ist nicht mehr in voller Héhe erforderlich
% Reduktion des Rangricktritts
% Ein Teil des Darlehens wird frei
% Davon kdnnen die falligen Annuitaten beglichen...

& ... und der Schuldnerwechsel zurtick zum Arbeitgebenden fin-
det wieder statt.

Die Garantie muss also den Garantiegebenden verpflichten, im Uberschuldungsfall eines Arbeit-
gebenden die Darlehensforderung der BLPK gegeniiber dem Arbeitgebenden zu Ubernehmen,
darauf Rangrucktritt zu erklaren und gegeniber der BLPK eine gleich ausgestaltete Verbindlichkeit
einzugehen.

Der Rangrucktritt ist wie erwéhnt keine Sanierungsmassnahme. Da bei ausreichendem Rangrick-
tritt die Sanierung nicht sofort finanziell wirksam sein muss, kdnnen auch erst mittelfristig wirksame
Sanierungsmassnahmen wie die vorgenannten zukinftigen Ertragssteigerungs- und Kostensen-
kungsmassnahmen getroffen werden.

Damit sind beim Garantiegebenden bei der Nettobetrachtung (Darlehen der BLPK und Darlehen
mit Rangrucktritt an den Arbeitgebenden) jeweils nur der Teil ausstehend, auf dem der Garantie-
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gebende gegenlber dem Arbeitgebenden Rangricktritt erklart hat, und erhalt diesen Teil zurlck-
erstattet, sobald die bilanzielle und wirtschaftliche Situation beim Arbeitgebenden dies wieder zu-
l&sst.

3.2.2 Genossenschaft

Bei der Genossenschaft gelten laut Art. 858 OR die Vorschriften tiber die kaufmannische Buchfiih-
rung (Art. 957 OR). Fur Genossenschaften mit Nachschusspflicht und konzessionierte Versiche-
rungsgenossenschaften bestiinden weitere Sonderregelungen, die fir die betroffene Genossen-
schaft nicht zur Anwendung kommen.

Art. 903 OR regelt die Anzeigepflicht bei Uberschuldung und Kapitalverlust der Genossenschaft.
Im Grundsatz entsprechen die Vorschriften sinngeméass denjenigen der Aktiengesellschaft in
Art. 725 OR. Bei Genossenschaften mit Anteilsscheinen, wie dies bei der hier betrachteten Genos-
senschaft (Burgschaftsgenossenschaft Baselland) der Fall ist, muss die Verwaltung bei Vorliegen
eines halftigen Kapitalverlusts an einer unverziglich einzuberufenden Generalversammlung die
Genossenschafter Uber die Sachlage unterrichten. Jedoch besteht keine gesetzliche Pflicht zur
Beantragung von Sanierungsmassnahmen. Auch wenn in Art. 903 OR der Rangrucktritt nicht er-
wahnt wird, erweist sich die Gewahrung eines Rangrucktritts auch bei der Genossenschaft als
zweckmassiges Vorgehen, um die Benachrichtigung des Richters zu vermeiden.

Die Anforderungen an die Garantie decken sich mit denjenigen der Aktiengesellschatft.

3.2.3 Stiftung

Die rechnungslegungsrelevanten Vorschriften zur Stiftung finden sich im Zivilgesetzbuch (ZGB).
Zur Buchfuihrung wird in Art. 83a ZGB auf die Vorschriften des OR Uber die kaufmannische Buch-
fuhrung (Art. 957ff. OR), bzw. bei Betrieb eines nach kaufmannischer Art gefiihrten Gewerbes auf
die Vorschriften zur Rechnungslegung im Aktienrecht (Art. 662 ff. OR) verwiesen.

Im Falle einer Unterbilanz ist das Vorgehen fir die Stiftung in Art. 84a ZGB geregelt. Demnach hat
das oberste Stiftungsorgan eine Zwischenbilanz zu Verausserungswerten zu erstellen, wenn die
begriindete Besorgnis besteht, dass die Stiftung Uberschuldet ist oder ihre Verbindlichkeiten lan-
gerfristig nicht mehr erfillen kann. Die Zwischenbilanz ist durch die Revisionsstelle zu priufen. Stellt
diese fest, dass die Stiftung Giberschuldet ist oder ihre Verbindlichkeiten langerfristig nicht erfillen
kann, legt sie die Zwischenbilanz der Aufsichtsbehdrde vor. Verflgt die Stiftung Uber keine Revisi-
onsstelle, so legt das oberste Stiftungsorgan die Zwischenbilanz der Aufsichtsbehdrde vor. Die
Aufsichtsbehdrde hélt in der Folge das oberste Stiftungsorgan an, nétige Massnahmen zu ergrei-
fen und trifft bei dessen Untétigkeit die weiteren Massnahmen. Der Rangricktritt stellt ein mdgli-
ches und zweckdienliches Element in einem Massnahmenpaket dar, ist jedoch nicht wie bei der
Aktiengesellschaft explizit notwendig und hinreichend, um bei einer Uberschuldung die Benach-
richtigung des Richters abzuwenden. Der Rangricktritt kann daher als "bedingt notwendig" be-
zeichnet werden. Die aktienrechtlichen Bestimmungen tber Konkurserdéffnung bzw. -aufschub sind
dabei sinngeméass anwendbar.

Die gesetzlichen Vorschriften regeln somit nur das Vorgehen bei einer Uberschuldung respektive
bei Zahlungsproblemen. Weder eine Unterbilanz oder ein héalftiger Kapitalverlusts begrinden ge-
setzliche Massnahmen. Jedoch empfiehlt es sich, im Sinne der Fortfihrung der Stiftung trotzdem
Sanierungsmassnahmen zu erarbeiten und zu beschliessen.

Beziglich Anforderungen an die Garantie wird auf die Erlauterungen zur Aktiengesellschaft ver-
wiesen.
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3.2.4 Verein

Der Vorstand des Vereins ist gemass Art. 69a ZGB lediglich zur einfachen Buchfuhrung verpflich-
tet. Die kaufmannischen Buchfiihrung gemass Art. 957 OR ist nur vorgeschrieben, falls der Verein
zur Eintragung ins Handelsregister verpflichtet ist. Der Vorstand ist geméass Art. 69 ZGB verpflich-
tet, die Angelegenheiten des Vereins zu besorgen, wozu implizit auch das Treffen von Massnah-
men zur Erhaltung eines ausreichenden Bestands an Eigenkapital und Liquiditat zahlt. Die aktien-
rechtlichen Vorschriften wie zum Beispiel Bildung von Reserven, Beantragung von Sanierungs-
massnahmen bei Kapitalverlust oder Benachrichtigung des Richters bei Uberschuldung sind je-
doch nicht anwendbar. Deshalb kann ein Verein theoretisch auch mit negativem Eigenkapital fort-
bestehen, daraus ergeben sich keine spezifischen Anforderungen an die Ausgestaltung einer Ga-
rantie. Jedoch wird er in der Praxis friher oder spater unweigerlich die falligen Verbindlichkeiten
aufgrund ungenuigender Liquiditat nicht mehr begleichen kénnen, siehe hierzu die Erlauterungen
zur Liquiditat.

3.2.5 Einfache Gesellschaft

Die einfache Gesellschaft ist im Privatrecht eine Art "Auffang-Gesellschaftsform”. Jede Gesell-
schaft ist eine einfache Gesellschaft sofern keine andere der im Privatrecht definierten Gesell-
schaftsformen anwendbar ist. Eine einfache Gesellschaft hat keine spezifischen Gesetzesvorga-
ben an Rechnungsfilhrung und Rechnungslegung, und auch keine direkten Rechtsfolgen bei ne-
gativem Eigenkapital. Daraus ergeben sich keine spezifischen Anforderungen an die Garantie.

Hingegen ist als besonderes Element dieser Gesellschaftsform die solidarische Haftung der Ge-
sellschafter zu erwahnen: Gemass Art. 455 OR haften die Gesellschafter einem Dritten gegenuber
solidarisch fiir gemeinschaftlich oder durch Stellvertretung eingegangene Verpflichtungen.

3.2.6 Selbstandige offentlich-rechtliche Institutionen

Bei den selbstandigen o6ffentlich-rechtlichen Institutionen sind zunachst die selbststandigen und
unselbststandigen Anstalten (bzw. jeweils bedeutungsgleich Koérperschaften) zu unterscheiden.
Die unselbststandigen Anstalten unterstehen, mit Ausnahme der BLPK, dem Finanzhaushaltsge-
setz (FHG). Die selbststdndigen Anstalten unterstehen eigenen Gesetzgebungen. Die nachfolgen-
de Tabelle zeigt eine Ubersicht Uber die geltenden Rechtsgrundlagen:
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Tabelle 6: Selbstandige offentlich-rechtliche Anstalten

Selbstandige offentlich-rechtliche Anstalt

Rechtsgrundlage

Basellandschatftliche
Gebaudeversicherung

- Gesetz Uber die Versicherung von Gebau-
den und Grundstiicken (Sachversiche-
rungsgesetz)

- Art. 957 ff OR (kaufmannische Buchfih-
rung)

Basellandschaftliche Pensionskasse

- Bundesgesetz lber die berufliche Alters-,
Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge
(BVG)

- Verordnung Uber die berufliche Alters-, Hin-
terlassenen- und Invalidenvorsorge (BVV2)

- Dekret tber die berufliche Vorsorge durch
die Basellandschaftliche Pensionskasse
(BLPK Dekret)

- Bundesgesetz lber die Freiziigigkeit in der
beruflichen Alters-, Hinterlassenen- und In-
validenvorsorge (Freiziigigkeitsgesetz,
FZG)

- Verordnung Uber die Freizugigkeit in der
beruflichen Alters-, Hinterlassenen- und In-
validenvorsorge (Freiziigigkeitsverordnung,
FzV)

- Verordnung Uber die Wohneigentumsforde-
rung mit Mitteln der beruflichen Vorsorge
(WEFV)

Kantonsspital Baselland

- Spitalgesetz

Motorfahrzeugprifstation beider Basel

- Vereinbarung betreffend die Motorfahr-
zeugprifstation beider Basel

Psychiatrie Baselland

- Spitalgesetz

Schweizerische Rheinhafen

- Staatsvertrag Uber die Zusammenlegung
der Rheinschifffahrtsdirektion Basel und der
Rheinhafen des Kantons Basel-Landschaft
zu einer Anstalt 6ffentlichen Rechts mit ei-
gener Rechtspersonlichkeit unter dem Na-
men "Schweizerische Rheinhafen" (Rhein-

hafen-Vertrag)
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Selbstandige offentlich-rechtliche Anstalt

Rechtsgrundlage

Sozialversicherungsanstalt Baselland

- Bundesgesetz uber die Alters- und Hinter-
lassenenversicherung (AHVG)

- Verordnung tber die Alters- und Hinterlas-
senenversicherung (AHVV)

- Weisung uber Buchfuihrung und Geldver-
kehr der Ausgleichskassen (WBG)

Universitats-Kinderspital beider Basel

- Spitalgesetz

Weitere Arbeitgebende im 6ffentlich-rechtlichen Bereich lassen sich wie folgt kategorisieren:

Tabelle 7: Weitere Gruppen von Arbeitgebenden im 6ffentlich-rechtlichen Bereich

Weitere Gruppen von Arbeitgebenden im
offentlich-rechtlichen Bereich

Rechtsgrundlage

Zweckverbande mit Rechtspersoénlichkeit

- Gemeindegesetz, Gemeindefinanzverord-
nung

Landeskirchen und Kirchgemeinden

- Kirchengesetz

Burger-/Burgergemeinden,; waldrechtliche
Revierverbande als Zweckverbande

- Gemeindegesetz, Burgergemeindefinanz-
verordnung

Auch bei Arbeitgebenden im &ffentlich-rechtlichen Bereich kdnnen Aufwandiberschiisse aus der
Erfolgsrechnung aufgrund tiefen Eigenkapitals zu einer ,Uberschuldung®, tiblicherweise als Bilanz-
fehlbetrag bezeichnet, filhren (RRB Nr. 0862 vom 21. Mai 2013). Bei unselbststidndigen Anstalten
sieht § 16a des Finanzhaushaltsgesetzes (FHG)> vor, dass der Bilanzfehlbetrag aktiviert und in-
nerhalb von funf Jahren linear abgeschrieben wird. Weitere Auswirkungen sieht das Gesetz nicht
vor. Da diese Abschreibungen die Erfolgsrechnung zuséatzlich belasten und so die Zielerreichung
einer ausgeglichenen Rechnung erschweren, wird das oberste Organ der Anstalt ebenfalls Mass-
nahmen zur Entlastung der Erfolgsrechnung beschliessen missen.

Bei selbststandigen Anstalten und den Ubrigen 6ffentlich-rechtlichen Institutionen ist jeweils die
geltende Gesetzgebung zu beachten. Diese kénnen von der Praxis oder vom Wortlaut gemass
Finanzhaushaltsgesetz abweichen. Das Spitalgesetz zum Beispiel sieht in § 16 Abs. 3°* vor, dass
Jahresverluste, welche nicht durch Eigenkapital gedeckt werden kénnen, durch Vortrag auf die
neue Rechnung auszugleichen sind. Hingegen haben beispielsweise folgende Institutionen einen
Bilanzfehlbetrag tGber hdchstens funf Jahr abzuschreiben:

interkommunale Anstalten und Zweckverb&nde mit eigener Rechtspersonlichkeit gemass § 13 der
Gemeindefinanzverordnung®?;

Barger- und Burgergemeinden und waldrechtliche Revierverbande mit eigener Rechtspersoénlich-
keit geméss § 13 der Biirgergemeindefinanzverordnung®*;

*'5GS 310 || GS 29.492

*1 SGS 930 || GS 37.0867

%2 5GS 180.10 || GS 33.0414
% SGS 180.13 || GS 33.0801
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romisch-katholische Kirchgemeinden gemass 8 21 der Finanzhaushaltverordnung der romisch-
katholischen Landeskirche.

Bei den Arbeitgebenden des offentlich-rechtlichen Bereichs sind keine direkten Rechtsfolgen bei
ungenugendem Eigenkapital ersichtlich, welche besondere Anforderungen an die Garantie stellen
wuirden. Hinsichtlich der Frage, wann ein Garantiefall eintritt, spielt die Eigenkapitalsituation des-
halb nur eine zweitrangige Rolle. Entscheidender ist die Zahlungsfahigkeit der Anstalt respektive
die Mdglichkeit, eine gentigende Selbstfinanzierung aus der Erfolgsrechnung und der Investitions-
rechnung zu generieren, um die Ausfinanzierung und die ordentlichen Ausgaben zu tragen. Siehe
hierzu die Erlauterungen zur Liquiditdt. Kann die notwendige Selbstfinanzierung langerfristig nicht
aufrechterhalten werden, ist die Aufgabenerfullung der 6ffentlich-rechtlichen Institution geféahrdet.

3.3 Liquiditat

3.3.1 Verbuchung beim Arbeitgebenden

Die Ausfinanzierung belastet zudem die Liquiditat des Arbeitgebenden. Je nach Zahlungsmodalitat
erfolgt die Belastung zeitlich verzdgert. Falls Giberschissige Liquiditat vorhanden ist, kann die Aus-
finanzierung sofort geschehen:

Verbindlichkeit BLPK / Flussige Mittel CHF 1'000'000

Andernfalls kann die Verbindlichkeit in bis zu 40 jahrlichen Teilbetragen (Annuitaten) abbezahlt
werden. In der Annuitét ist 3 Prozent Zins eingerechnet. In der Summe ist der in Teilbetrdgen zu
bezahlende Betrag aufgrund des Zinseffekts um rund 72 Prozent héher als die Verbindlichkeit
selbst. Eine Verbindlichkeit von CHF 1 Mio. kann mit total CHF 1.72 Mio. (40 Annuitaten a
CHF 43’000 inkl. Zins) abbezahlt werden. Wahrend der Amortisationsdauer reduziert sich die Ver-
bindlichkeit und dadurch jeweils der Zinsaufwand. Da die Annuitat gleichbleibend ist, erhéht sich
der Amortisationsanteil entsprechend. Der Zinsanteil ist jeweils erfolgswirksam zu buchen.

Die erste Annuitat wirde beispielsweise wie folgt verbucht (gerundet; allfallig vorgegebene Konten-
rahmen sind zu beachten):

Zinsanteil: Zinsaufwand / Flissige Mittel CHF 30'000
Amortisationsteil: Verbindlichkeit BLPK / Flussige Mittel CHF 13'000

Die letzte Annuitat wirde beispielsweise wie folgt verbucht (gerundet):

Zinsanteil: Zinsaufwand / Flussige Mittel CHF 1'000
Amortisationsteil: Verbindlichkeit BLPK / Flussige Mittel CHF 42'000
3.3.2 Zahlungsunfahigkeit

Aufgrund des mit der Ausfinanzierung verbundenen Mittelabflusses Uber meist mehrere Jahre ist
eine detaillierte Erarbeitung bzw. Uberarbeitung des Finanzplans unerlasslich. Es muss analysiert
werden, wie weit die Annuitdten zusatzlich zu den laufenden Ausgaben aus den bestehenden
Flussigen Mitteln und den laufend zu generierenden Einnahmen bezahlt werden kénnen.

Kann ein Arbeitgebender die féllige jahrliche Annuitat aus der Ausfinanzierung (neben den ande-
ren falligen Verpflichtungen) trotz getroffener Massnahmen nicht fristgerecht bezahlen und gelangt
in Verzug, so wird die Zahlungsunfahigkeit absehbar. Fehlende liquide Mittel zur Begleichung der
laufenden Verbindlichkeiten gefdhrden bzw. verunmdéglichen somit, meist unabhéngig von der
Rechtsform, die Fortfuhrungsfahigkeit.

Im folgenden vereinfachten Zahlenbeispiel zeigt sich, dass die Annuitaten in den Jahren 20.4 bis
20.6 aus laufendem Cash-Flows und den vorhandenen Flissigen Mitteln des betrachteten Arbeit-
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gebenden bezahlt werden kénnen. Jedoch reichen die Flissigen Mittel ab Jahr 20.7 nicht mehr
aus um die laufenden Verbindlichkeit erfillen zu kénnen.

Tabelle 8: Berechnungsbeispiel Zahlungsunfahigkeit

(in TCHF) Jahr 20.4 20.5 20.6 20.7 20.8]...
Laufende Einnahmen 355 370 365 370 360
Laufende Ausgaben -330 -310 -370 -360 -380
Cash-Flow ohne

. . 25 60 -5 10 -20
Ausfinanzierung
Annuitaten BLPK -50 -50 -50 -50 -50
Cash-Flow -25 10 -55 -40 -70
Flissige Mittel 1.1. 95 70 80 25 -15
Flussige Mittel 31.12. 70 80 25 -15 -85

Wenn erkannt wird, dass die Liquiditat in bzw. ab einem bestimmten Jahr ungeniigend ist, missen
umgehend Massnahmen getroffen werden, um zuséatzliche Liquiditat zu generieren bzw. zu be-
schaffen um damit die Zahlungsfahigkeit aufrecht zu erhalten oder kurzfristig wieder zu erlangen.
Theoretisch denkbare Massnahmen sind beispielsweise:

- Erhdhung der Einnahmen durch Verteuerung der Leistungen fur die Leistungsempfan-
ger;

- Erhéhung der Einnahmen durch Erhéhung der Kostenbeteiligungen, Subventionen oder
Entschadigung fur erbrachte Leistungen des Kantons bzw. der Einwohnergemeinde und
maoglicher anderen staatlichen Stellen;

- Kostenseitige Einsparungen durch operative Sparmassnahmen;
- Kostenseitige Einsparungen durch Reduktion des Leistungsangebots;

- Uberbriickung kurz- und mittelfristiger Liquiditatsengpasse durch Darlehen oder Bank-
kredite.

Diese Massnahmen greifen mit mehr oder weniger ausgepragter Verzégerung. Kann die Zahlungs-
fahigkeit trotz getroffener Massnahmen nicht in nitzlicher Frist wiederhergestellt werden, muss im
Privatrecht die Konkurser6ffnung infolge Zahlungsunfahigkeit (Art. 191 und 192 SchKG) beantragt
werden. Um die Fortfihrungsfahigkeit des Arbeitgebenden, unabhéngig von dessen Rechtsform,
zu gewahrleisten, muss die Garantie so ausgestaltet sein, dass bei einer drohenden Zahlungsun-
fahigkeit des Arbeitgebenden aufgrund einer falligen Rate der Ausfinanzierung der notwendige
Geldbetrag unverziiglich bereitgestellt bzw. die Rate durch den Garantiegebenden bezahlt wird.

3.3.3 Entlastung durch erhéhten Arbeitnehmenden-Anteil

Der Vollstandigkeit halber sei hier der Effekt des Arbeithnehmendenanteils erlautert. Indem sich der
Arbeitnehmenden zu 45 Prozent statt regular 40 Prozent an den laufenden Vorsorgebeitragen be-
teiligt, entlastet er die Arbeitgebendenbeitrage entsprechend. Die Massnahme resultiert in redu-
ziertem Sozialversicherungsaufwand sowie auch in der reduzierten Zahlung (Geldabfluss) an den
Arbeithehmenden. Die Belastung durch die Annuitatenzahlungen wird also wahrend 40 Jahren mit
reduzierten Personalkosten und Lohnzahlungen etwas gedampft.
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Regular: 60/40 | 40 Jahre: 55/45

Bruttolohn: Lohnaufwand / Durchlauf Léhne CHF 100'000 CHF 100'000
Arbeitnehmendenanteil: Durchlauf Lohne/ Kreditor Sozialvers. CHF 10'000 CHF 11'250
Nettolohn: Durchlauf L6hne/ Flussige Mittel CHF 90'000 CHF 88750

Arbeitgebendenanteil: Sozialvers.aufw./ Kreditor Sozialvers. CHF 15000 CHF 13'750
Zahlung Sozialvers.: Kreditor Sozialvers./ Flissige Mittel CHF 25'000 CHF 25'000
Total Aufwand = Total Zahlung CHF  115'000 CHF 113'250

In diesem Beispiel wiirden das Ergebnis und die Liquiditat aufgrund des Arbeithehmendenanteils
jahrlich um rund CHF 1’750 je CHF 100’000 Lohnsumme verbessert. Da es sich dabei um kinftige
Aufwandminderungen handelt, die zudem durch die kiinftigen Arbeitnehmenden getragen werden
(auf deren Verbleib im Unternehmen kein Anspruch besteht), kann aufgrund des Vorsichtsprinzips
keine Forderung oder Abgrenzung aktiviert werden.

Was von der Annuitat nicht durch diesen indirekten Arbeithehmendenanteil gedeckt wird, wird vom
Arbeitgebenden mit bestehenden oder mit beispielsweise neu zu generierenden Mitteln finanziert
werden missen.

3.34 Indirekte Auswirkungen der Ausfinanzierung

Es ist zu beachten, dass verschiedene Arbeitgebende Massnahmen zur Ertragssteigerung ergrei-
fen werden muissen. Bei einigen Arbeitgebenden dirften Zahlungen des Kantons bzw. der Ein-
wohnergemeinden die Haupteinnahmequelle sein. Es ist daher zu erwarten, dass Antrage flr ho-
here Leistungsvergiltungen, Beitrage etc. gestellt werden, um die Zahlungen an die BLPK zu fi-
nanzieren. In der Folge wéaren fir den Kanton bzw. fur die Einwohnergemeinden auch ausserhalb
der zu gewdhrenden Garantie héhere Zahlungen an die Arbeitgebenden und eine hthere Belas-
tung der Erfolgsrechnung zu erwarten.

3.4 Uberblick Funktionsweise der Garantie

Arbeitgebenden, welchen keine Garantie zugesprochen wurde und welchen die Belastung des
Eigenkapitals bzw. der finanziellen Mittel zu gross ist, werden die rechtlichen Konsequenzen selbst
tragen und sich refinanzieren missen. Im schlimmsten Fall droht die Auflésung bzw. der Konkurs.
Ohne den Resultaten einer pendenten Anfrage beim Sicherheitsfonds BVG vorgreifen zu wollen,
ist eher davon auszugehen, dass auch der Sicherheitsfonds fur diese Liicken aus der Vergangen-
heit bei einer zukinftigen Zahlungsunfahigkeit eines Arbeitgebenden bzw. des entsprechenden
Vorsorgewerks der Sammeleinrichtung BLPK nicht einstehen wird.

Zwischen Garantiegebendem und BLPK ist je Arbeitgebender eine Garantieerklarung zu erstellen,
in welcher sich der Garantiegebende zur darin beschriebenen Garantieleistung verpflichtet. Bei
jedem Eintritt eines der nachfolgend aufgefuihrten Garantiefalle sind zudem die jeweils relevanten
Dokumente (Rangriicktrittsvereinbarung, Forderungsabtretungserklarung, etc.) zu erstellen.

Die abzugebende Garantie soll wie folgt wirken:
Bei Arbeitgebenden, die mit ausreichenden nicht betriebsnotwendiger Flissigen Mitteln die gesam-
te Ausfinanzierung sofort per Inkrafttreten des Pensionskassengesetzes und —dekrets bezahlen

wird die Garantie ohne Eintritt eines Garantiefalls sofort erldschen.

Bei den Ubrigen Arbeitgebenden bleibt die Garantie bis zur vollstandigen Bezahlung der Verbind-
lichkeit aus Ausfinanzierung bestehen.

Ein Garantiefall tritt bei einem Arbeitgebenden jedoch nur ein, wenn aus der Erfassung der Ausfi-

nanzierung in der Bilanz eine Uberschuldung mit Rechtsfolgen resultiert: Forderungsabtretung und
Rangrucktritt.
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Er aufgrund ungenlgender Liquiditat eine fallige Annuitat nicht fristgerecht bezahlen kann (Zah-
lungsunfahigkeit): Zahlung der Annuitéat durch den Garantiegebenden mit Rickforderung beim Ar-
beitgebenden.

Anmerkungen zu den Fallen Konkurs und Liquidation: Die Garantie soll bei Uberschuldung und
Zahlungsunfahigkeit aufgrund der Ausfinanzierung den Konkurs verhindern. Ein Konkursfall kann
sich aber auch trotz Bestehens der Garantie fur die Forderungen der BLPK ereignen, wenn eine
zusatzliche Uberschuldung oder Zahlungsunfahigkeit eintritt, zum Beispiel durch Verluste im ope-
rativen Bereich unabhéngig von der Ausfinanzierung. Ein zu liquidierender Arbeitgebender wird
zum Konkursfall, sobald der Liquidator die Uberschuldung (bzw. gleichbedeutend die Unfahigkeit,
alle Verbindlichkeiten zu bezahlen) feststellt und in der Folge den Richter benachrichtigt (z.B. fur
Aktiengesellschaften geméss Art. 743 Abs. 2 OR). Konkurs und Liquidation mit Konkursfolge ha-
ben in der Konsequenz dieselben Auswirkungen auf die Staatsrechnung. Aus diesem Grund wird
im Weiteren jeweils nur der Konkurs behandelt, wobei nochmals angemerkt sei, dass auch bei
Liguidation mit Konkursfolge ein Garantiefall eintritt.

Als Kategorien von Garantiefallen werden somit Uberschuldung mit Rechtsfolge, Zahlungsunféhig-
keit und Konkurs bzw. bedeutungsgleich Liquidation mit Konkursfolge der Gesellschaft identifiziert.

Im Allgemeinen ist zu empfehlen, dass die BLPK die Forderung gegeniiber dem Arbeitgebenden
mittels Forderungsabtretung jeweils in Hohe des eingetretenen Garantiefalls dem Garantiegeben-
den abtritt. Dabei gehen auch die Nebenrechte zur Forderung wie zum Beispiel das Konkursprivi-
leg (Die Forderungen der Pensionskasse gegenuber dem Arbeitgebenden sind im Konkursfall ge-
mass Art. 219 SchKG Forderungen erster Klasse) mit auf den Garantiegebenden (Zessionar) Uber.
Es besteht dabei die empfehlenswerte Moglichkeit, dass der Zessionar im Rahmen der Abtretung
auf die Mitubertragung von Nebenrechten verzichtet. Dies ist insbesondere im Zusammenhang
beim Konkursfall von Bedeutung.

Fur den Arbeitgebenden andert sich mit Eintritt eines Garantiefalls beziglich der Hohe der Ver-
bindlichkeit aus Ausfinanzierung nichts, aufgrund der Forderungsabtretung schuldet er die Annui-
tat(en) jedoch dem Garantiegeber anstatt der BLPK. Wenn sich die finanzielle Lage des Arbeitge-
benden bessert, wird er die Verbindlichkeit dennoch abzahlen missen.

Die bisherigen Ausfiihrungen (ohne Konkurs) zur Garantie lassen sich wie folgt in einem Entschei-
dungsbaum vereinfacht dargestellt visualisieren:

3.5 Bei Eintritt eines Garantiefalls zu beanspruchender Betrag

Auch wenn die Garantie betragsmassig nicht beschrankt ist, kann aus der Ausfinanzierung selbst
die aufgrund der Garantie potentiell entstehende Verbindlichkeit fir den Garantiegebenden nicht
grosser sein als der Gesamtbetrag der Ausfinanzierung. Dieser Betrag wird je Arbeitgebender be-
rechnet und ergibt sich aufgrund der Forderung (Restforderung) der BLPK im Zeitpunkt des Ein-
tritts des Garantiefalls.

Ein Garantiefall aus Zahlungsunfahigkeit kann zwar trotz bereits eingetretenem Garantiefall aus
Uberschuldung eintreten, die beiden Garantiefalle betreffen jedoch jeweils unterschiedliche Teile
der Forderung der BLPK: Solange eine Uberschuldungssituation besteht, wird bei der vorgeschla-
genen Ldsungsvariante mit Rangricktritt die Verbindlichkeit aufgrund des Rangriicktritts nicht fal-
lig, eine Zahlungsunfahigkeit aufgrund der Annuitéten ist deshalb nicht moglich, soweit sie sich auf
den Teil der Verbindlichkeit mit Rangricktritt bezieht. Tritt aufgrund einer nicht dem Rangricktritt
unterstehenden Annuitat ein Garantiefall aus Zahlungsunfahigkeit ein, ist dieser Garantiefall zu-
satzlich zum bestehenden Garantiefall aus Uberschuldung zu behandeln. Der Garantiefall bei
Konkurs betrifft hochstens den nicht von lbrigen Garantieféllen betroffenen Teil der Restforderung,
bzw. 16st diese mdglicherweise ab.
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Deshalb kénnen die verschiedenen Garantiefélle getrennt voneinander betrachtet werden.

3.5.1. Garantiefall aufgrund Uberschuldung

Die bei einem Uberschuldungsfall in Anspruch zu nehmende Garantie belauft sich auf die Hohe
des notwendigen Rangricktrittes. Dieser wiederum muss mindestens die Uberschuldung sowie in
der Regel ein Sicherheitspolster umfassen, das die mdglichen Verluste des folgenden Geschéfts-
jahres abzudecken vermag. Der potentielle Hochstbetrag ist aber auch in diesem Fall auf die dem
Arbeitgebenden zugerechnete Ausfinanzierung begrenzt.

3.5.2. Garantiefall aufgrund Zahlungsunféhigkeit

Kann ein Arbeitgebender die Ausfinanzierung bzw. deren Annuitat aus Liquiditatsgriinden nicht
bezahlen, wird er den aus eigener Kraft nicht bezahlbaren Teil der Annuitat vom Garantiegeben-
den einfordern. Es entsteht ein Garantiefall in Hohe des Betrags, der notwendig ist, um die mo-
mentane Zahlungsverpflichtung aufgrund der Ausfinanzierung zu erfillen. Die erst kinftig falligen
Annuitaten sind hierbei nicht zu berlcksichtigen. Es ist jedoch denkbar, dass ein Arbeitgebender
auch im Folgejahr oder in einem beliebigen spateren Jahr die fallige Annuitat nicht vollstandig
selbst begleichen kann und deshalb mehrmals oder sogar jahrlich zahlungsunfahig zu werden
droht. Jedes Mal entsteht daraus fir sich ein neuer Garantiefall in der Héhe des bereits félligen,
jedoch nicht bezahlbaren Teils der Annuitéat.

3.5.3. Garantiefall aufgrund Konkurs

Im Konkursfall wird die Forderung der BLPK vor den Zweite- und Dritte-Klasse-Glaubiger wie AHV-
und MWST-Behoérden sowie Lieferanten aus der Konkursmasse befriedigt, da sie eine Forderung
erster Klasse darstellt (Konkursprivileg). Nur der per Beendigung des Konkursverfahrens noch
offene, mit einem Verlustschein bestatigte Restbetrag der Verbindlichkeit gegentiber der BLPK
wird aus der Garantie definitiv beansprucht. Mit Ubertragung wird der Garantiegebende gegeniiber
den Ubrigen Glaubigern privilegiert aus der Konkursmasse bedient.
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Anhang 9: Beispiele zur Erfassung/zum Ausweis der Ausfinanzierung in der Staatsrech-

nung

(1]

(2]

(3]

(4]

(5]

(6]

[7]

(8]

Anhang: Eventualverbindlichkeit aus Garantien Ausfinanzierung: CHF xx Mio.
Beispiel: Eine AG hat eine Verbindlichkeit gegeniiber der BLPK von CHF 1 Mio. zu verbuchen. Da
das Eigenkapital vor Erfassung der Ausfinanzierung nur TCHF 400 betragt, ist die AG danach um
TCHF 600 tberschuldet. Von der CHF 1 Mio. ibernimmt der Garantiegebende deshalb vereinfacht
TCHF 600.
Aktivdarlehen: Darlehen (VV; gegeniber AG) / IR (Aktivierung) TCHF 600
Passivdarlehen: IR / langfr. Finanzverb. (gegentiber BLPK) TCHF 600
Anhang: - Darlehen mit Rangruckiritt: TCHF 600

- Eventualverbindlichkeit: TCHF 400 [CHF 1 Mio. -
TCHF 600]
Im Beispiel erwirtschaftet die AG in der Folge einen Gewinn von TCHF 200. Es soll nach der Reduk-
tion des Rangrticktritts um TCHF 200 die Verrechnungsvariante angewandt werden:
Verrechnung: langfr. Finanzverb. / IR TCHF 200

IR (Deaktivierung) / Darlehen (VV) TCHF 200

Anhang: - Darlehen mit Rangricktritt: TCHF 400

- Eventualverbindlichkeit: TCHF 600 [TCHF 400 +
TCHF 200]

Beispiel: Die AG hat eine Annuitat von TCHF 40 zu leisten. Die ersten 3 Raten vermochte sie selbst
zu bezahlen, im Jahr 4 kann die AG davon nur TCHF 15 bezahlen und meldet fiir die verbleibenden
TCHF 25 Zahlungsunfahigkeit an. Der Garantiegebende zahlt diesen Betrag direkt an die BLPK ge-
gen Darlehen bzw. langfristiger Forderung gegeniiber dem Arbeitgebenden:

Darlehen/zhlg: Darlehen (VV; gegenliber AG) / IR (Aktivierung) TCHF 25
Zahlung: IR / Flussige Mittel TCHF 25
Anhang: Eventualverbindlichkeit: TCHF 500 [TCHF 600 - TCHF 100%]

*) Annahme 4x veranderlicher Amortisationsanteil der Annuitat = TCHF 100

Beispiel (unabhangig von den oberen Beispielen): Der noch offene Gesamtbetrag betragt TCHF 300,
wovon TCHF 100 als aus dem Konkursverfahren einbringlich eingestuft werden.

Ford./Verb.: Forderungen (FV; ggu. Arbeitgeb.) / langfr. Finanzverb. (ggu. BLPK)  TCHF 300
Wertberichtig.: Wertber. auf Ford. / Forderungen TCHF 200
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Im Beispiel erhélt der Garantiegebende aus der Konkursmasse TCHF 70.

Aufldsung WB: Forderungen / Wertber. auf Forderungen TCHF 200

Zahlungseing.: Flussige Mittel / Forderungen TCHF 70

Ausbuchung: Tatséchl. Forderungsverl. / Forderungen TCHF 230

Anhang: (kein Ausweis einer Eventualverbindlichkeit dieses Arbeitgebenden)

Beispiel: Der zu erwartende Ausfall (Verlustschein) aus dem offenen Gesamtbetrag von TCHF 300
betragt wiederum TCHF 200:
Ruckstellung: Beitr. an Gemeinwesen und Dritte / Riickstellungen TCHF 200

Anhang: Eventualverbindlichkeit: TCHF 100 [TCHF 300 - TCHF 200]

Im Beispiel erhalt die BLPK aus der Konkursmasse TCHF 70.
Aufldsung RSt.: Riickstellungen / Beitr. an Gemeinwesen und Dritte TCHF 200
Verbindlichk.: Beitr. an Gemeinwesen und Dritte / langfr. Finanzverb. (ggi. BLPK) TCHF 230

Anhang: (kein Ausweis einer Eventualverbindlichkeit dieses Arbeitgebenden)
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Anhang 10: Absicherungsmdglichkeiten des Garantiegebenden gegentiber den Arbeitge-

benden

Verpfandung von Aktiven des Arbeitgebenden zu Gunsten des Garantiegebenden

Als Pfandrechte kommen Grundpfandrechte oder Faustpfandrechte in Betracht. Beim Grundpfand-
recht bietet sich eine Grundpfandverschreibung gemass Art. 824 ZGB als mdgliche Sicherung an.
Dies ist zu Lasten eines Grundstiickes im Eigentum des Arbeitgebenden, aber auch zu Lasten
eines Grundstiickes in Dritteigentum mdglich. Mdglich ist aber auch die Belastung eines Grundsti-
ckes mit einem Schuldbrief, welcher dem Garantiegebenden zu Eigentum (Inhabertitel oder indos-
sierter Namenschuldbrief) Gbertragen wird. Bei den Faustpfandrechten sind die Moglichkeiten be-
deutend grosser. Zu Faustpfand kann ein Schuldbrief lastend auf einer Liegenschaft des Arbeitge-
benden Ubergeben werden. Es kdnnen aber auch beispielsweise Forderungen, Rechte, Maschinen
oder andere Mobilien verpfandet werden, welche sich im Eigentum des Arbeitgebenden befinden.

Fur den Garantiegebenden ergibt sich aus der Verpfandung von Aktiven des Arbeitgebenden ein
direktes Haftungssubstrat, was flr diese Art von Sicherheiten spricht. Die Verpfandung ist mittels
schriftichem Pfandvertrag, welcher bei der Grundpfandverschreibung dariber hinaus 6ffentlich zu
beurkunden ist, zu regeln. Eine Beeintrachtigung der Garantieerklarung erfolgt dadurch nicht, da
der Pfandvertrag unabhéngig von der Garantieerklarung erfolgt und keine neuen Bedingungen
oder Vorschriften zwischen dem Garantiegebenden und der BLPK schaffen.

Auferlegung von bestimmten Kreditbedingungen (Covenants)

Diese Absicherungsmaglichkeit kommt nur zum Tragen, falls der Garantiegebende via Abtretung in
die Forderung der BLPK gegentber dem Arbeitgebenden tritt und der Garantiefall eingetroffen ist.
Dabei kénnen mit der Festlegung von betriebswirtschaftlichen Kennzahlen (z.B. Eigenkapitalquote,
Verschuldungsgrad, Gesamtkapitalrentabilitdt, minimaler Cash-Flow, Anlagendeckungsgrad, Zins-
lastquote, Schuldendienstdeckungsgrad) und dem nachfolgenden Abweichen des Arbeitgebenden
davon, verschiedene Massnahmen verbunden werden. Als Massnahmen kommen die Kindigung
des ,Darlehens*, Stellung von Sicherheiten etc. in Frage. Hierbei besteht die Gefahr, dass zu stark
in die Geschaftsfihrung des Arbeitgebenden eingegriffen wird, insbesondere bei sogenannten
corporate financial covenants (bspw. Verbot der Verfligung Uber wesentliche Vermdgensgegens-
tande, Einschrankungen bei konzerninternen Umstrukturierungen sowie Beschrankungen bei der
Dividendenpolitik des Unternehmens).

Solche Nebenbestimmungen sind in einen separaten Darlehensvertrag aufzunehmen. Eine Beein-
trachtigung der Garantieerklarung erfolgt nicht, da hier der Garantiefall bereits eingetreten ist.
Letztendlich drangt der Garantiegebende den Arbeitgebenden jedoch durch solche Nebenbestim-
mungen moglicherweise in den Konkurs.

Anforderungen an Rechnungslegung und Controlling

Vorschriften fur die Gestaltung der Rechnungslegung und des Controllings sind eine sinnvolle indi-
rekte Absicherungsmoglichkeit. Eine solche Verpflichtung ist insbesondere im Zusammenhang mit
der periodischen Berichterstattung sinnvoll, da dadurch die finanzielle Lage des Arbeitgebenden
klarer ersichtlich wird, falls entsprechende Vorschriften erlassen werden. Ein direktes Haftungs-
substrat, welches dem Garantiegebenden als Sicherung dienen kdnnte, entsteht dabei nicht.

Eine solche Verpflichtung wére entweder in den Rangricktritt zwischen dem Garantiegebenden
und dem Arbeitgebenden zu integrieren oder separat zu vereinbaren, falls die Forderungsabtre-
tung noch nicht erfolgt ist. Eine Beeintrachtigung der Garantieerklarung erfolgt dadurch nicht, da
ein Rangricktritt oder eine separate Controlling-Vereinbarung unabhangig von der Garantieerkla-
rung erfolgt und keine neuen Bedingungen oder Vorschriften zwischen dem Garantiegebenden
und der BLPK schafft.
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Festlegung von periodischen Reportings (quartalsweise, halbjahrlich)

Die Arbeitgebenden wirden verpflichtet, in einem periodischen, zum Beispiel quartalsweisen oder
halbjahrlichen Reporting tber die aktuelle finanzielle Situation und Planung Auskunft zu geben.
Denkbar sind z.B.:

- Aktualisierte Budgets und Liquiditatsplane laufendes Jahr
- Aktualisierte Budgets und Liquiditatsplane Folgeperioden (3-5 Jahre)

- Aussage, welche Annuitatszahlungen als gesichert bzw. als gefahrdet eingeschétzt
werden, unter Angabe der Griinde

- Aussage zur Einschatzung von Fortfihrungsfahigkeit und -wille

- Information zu beabsichtigten und getroffenen finanziellen und operativen Mass-
nahmen im Zusammenhang mit der finanziellen Belastung der Ausfinanzierung so-
wie deren Auswirkungen

Die Pflicht zur periodischen Berichterstattung ist eine sinnvolle indirekte Absicherungsmaglichkeit.
Sie dient vor allem dazu, ein verlassliches Bild Uber die aktuelle finanzielle Lage des
Arbeitgebenden zu erhalten, wodurch der Garantiegebende schneller auf Verdnderungen
reagieren kann. Ein gesondertes Haftungssubstrat zur Besicherung des Garantiegebenden wird
dadurch jedoch nicht geschaffen. Diese Verpflichtung ist entweder in den Rangrtcktritt zwischen
dem Garantiegebenden und dem Arbeitgebenden zu integrieren oder separat zu vereinbaren, falls
die Forderungsabtretung noch nicht erfolgt ist. Auch hier gilt, dass keine Beeintrachtigung der
Garantieerklarung erfolgt, da ein Rangrucktritt oder eine separate Vereinbarung unabhéangig von
der Garantieerklarung erfolgt und keine neuen Bedingungen oder Vorschriften zwischen dem
Garantiegebenden und der BLPK schafft.

Bestatigung zusatzlicher Angaben wie z.B. Einhaltung der Vertrdge durch die
Revisionsstelle

Damit wiirde ein Teil der Uberwachungsaufgaben des Garantiegebenden im Zusammenhang mit
der Garantie und der Ausfinanzierung ausgelagert. Ein Vertrag zur Einhaltung von
abgeschlossenen Vertrdgen ist jedoch nicht sinnvoll. Solche Tautologien (doppelte Regelung
desselben Sachverhaltes) sind zu vermeiden. Der Arbeitgebende hat sich bereits mit dem ,1.
Vertrag“ unterschriftlich zur Einhaltung desselben verpflichtet.

69



Landratsvorlage Garantieleistungen

Literaturverzeichnis

Beratungsstelle fur Schwangerschafts- und Beziehungsfragen; http://www.bsb-bl.ch/ (letzter
Zugriff am 14. Mai 2013)

Eingliederungsstétte Baselland ESB; http://www.esb-bl.ch/ (letzter Zugriff am 14. Mai 2013)
Heime auf Berg AG; http://www.aufberg.ch/ (letzter Zugriff am 14. Mai 2013)

Insieme Baselland, Stiftung Adulta; http://www.adulta.ch/index.html (letzter Zugriff am 14. Mai
2013)

Kaufménnischer Verband Baselland; http://www.kvbl.ch/ (letzter Zugriff am 14. Mai 2013)
Mattenheim Ettingen; http://www.mattenheim.ch/ (letzter Zugriff am 14. Mai 2013)

ptz Stiftung, http://www.ptz-bl.ch/ ((letzter Zugriff am 14. Mai 2013)

Schulheim Schillingsrain; http://www.schillingsrain.ch/ (letzter Zugriff am 14. Mai 2013)
Schulheim Sommerau; http://www.sommeraubl.ch/ (letzter Zugriff am 14. Mai 2013)
Stiftung Basel-Olsberg; http://www.raebhof.ch/ (letzter Zugriff am 14. Mai 2013)

Stiftung Kinderbetreuung Binningen; http://www.stiftungkinderbetreuung.ch/SKB/Startseite.html
(letzter Zugriff am 14. Mai 2013)

Stiftung Leiern; http://www.leiern.ch/ (letzter Zugriff am 14. Mai 2013)

Stiftung Mosaik; http://www.stiftungmosaik.ch/ (letzter Zugriff am 14. Mai 2013)

Stiftung Schulheim Réserntal; http://www.roeseren.ch/ (letzter Zugriff am 14. Mai 2013)
Stiftung Wolfbrunnen; http://www.wolfbrunnen.ch/ (letzter Zugriff am 14. Mai 2013)
Hintermann U. (2013); http://www.urshintermann.ch/ (letzter Zugriff am 14. Mai 2013)
Verein fir Sozialpsychiatrie; http://www.vsp-bl.ch/ (letzter Zugriff am 14. Mai 2013)

70



	Impressum

	Vorlage
	1.  Management Summary 
	2. Landratsvorlage zur Reform der beruflichen Vorsorge des Personals des Kantons Basel- Landschaft (LRV 2012-176) 
	3. Teilprojekt Garantieleistungen 
	3.1. Inhalt der Vorlage 
	3.2. Ziel dieser Vorlage 
	4. Ausfinanzierungsmöglichkeiten der angeschlossenen Arbeitgebenden 
	4.1. Einmaleinlage 
	4.2. Forderungsmodell 
	4.3. Unterstützung bei der Finanzierung durch Pooling 

	5. Inanspruchnahme einer Garantieleistung beim Forderungsmodell 
	5.1. Weshalb braucht es eine Garantie? 
	5.2. Garantiefähige Institutionen (Kanton, Einwohnergemeinden, Banken) 
	5.3. Nicht garantiefähige Arbeitgebende 
	5.4. Garantie durch garantiefähige Arbeitgebende (Kanton, Einwohnergemeinden) 
	5.5. Abtretung von Sicherheiten (Pfand-/Schuldverschreibungen) oder Bankgarantie 

	6. Einfluss der Garantie auf die Arbeitgebenden 
	7. Finanzielle Konsequenzen für den Kanton  
	7.1. Auswirkungen auf die Staatsrechnung 
	7.2. Absicherungsmöglichkeiten des Garantiegebenden gegenüber den Arbeitgebenden 

	8.  Kategorisierung der angeschlossenen Arbeitgebenden zur Garantiesprechung 
	8.1. Kategorisierung 
	8.2. Kategorie 1: Kanton 
	8.3. Kategorie 2: Beteiligungen 
	8.4. Kategorie 3: Einwohnergemeinden 
	8.5. Kategorie 4: Kommunale Institutionen 
	8.6. Kategorie 5: Institutionen mit Leistungsauftrag BL 
	8.7. Kategorie 6: Institutionen ohne Leistungsauftrag BL 

	9. Lösung aus Sicht des Kantons 
	9.1. Übernahme von Garantien in ausgewählten Fällen 
	9.2. Landeskirchen und Kirchgemeinden (Auszug Kategorie 6) 
	9.3. Umgang mit bikantonalen Trägerschaften 
	9.4. Finanzielle Folgen der Garantieübernahme für den Kanton 
	9.5. Umgang mit den übrigen Kategorien 
	9.6. Auswirkungen der Ausfinanzierung 

	10. Einbezug der Einwohnergemeinden 
	10.1. Gemeindeinitiative 
	10.2. Institutionen im Verantwortungsbereich der Einwohnergemeinden 
	10.3. Allfällige Mehrkosten für die Einwohnergemeinden 

	11. Empfehlung des Regierungsrates 
	12. Zusammenfassung 
	13. Antrag 
	 Anhang 
	 Anhang 1: Angeschlossene Arbeitgebende der Kategorie 1 
	 Anhang 2: Angeschlossene Arbeitgebende der Kategorie 2 
	 Anhang 3: Angeschlossene Arbeitgebende der Kategorie 3 
	 Anhang 4: Angeschlossene Arbeitgebende der Kategorie 4 
	 Anhang 5: Angeschlossene Arbeitgebende der Kategorie 5 
	 Anhang 6: Angeschlossene Arbeitgebende der Kategorie 6 
	 Anhang 7: Wesentliche gesetzliche Grundlagen aus der Vorlage 2012-176 
	  
	Anhang 8: Einfluss der Garantie auf die Arbeitgebenden 
	 Anhang 9: Beispiele zur Erfassung/zum Ausweis der Ausfinanzierung in der Staatsrechnung 
	 
	 Anhang 10: Absicherungsmöglichkeiten des Garantiegebenden gegenüber den Arbeitgebenden 
	 Literaturverzeichnis 



